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Die Gesetzmäßigkeiten der
Wirtschaft sind ein kompli-
ziertes Feld. Auffallend ist,
dass die schlechte, von der
Wirtschaftspresse verbrei-
tete Stimmung so gar nicht
zur Lage passt. Der Bür-
germeister sehnt sich nach
vertrauenswürdigen Politi-
kern, die vermitteln, dass
der beschrittene Weg in die
richtige Richtung weist. S. 15
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Kommunalforum Alpenraum 2015:

Wie die Gemeinden ihre 
Schutzaufgaben erfüllen können
Am 18. März 2015 treffen sich erneut Kommunale Entscheider

aus Bayern, Tirol, Vorarlberg, Salzburger Land und Südtirol im
Lindner Innovationszentrum in Kundl.

Das Hauptthema in diesem Jahr wird die Rolle der Gemeinden
im modernen Naturgefahrenmanagement sein, denn die Kommu-
nen haben vielfältige Schutzaufgaben zu leisten. Neben Fachvor-
trägen erwarten die Gäste auch heuer wieder Best-practice-Bei-
spiele aus den Regionen.

Nach den Thementischen diskutieren in einer Podiumsdiskus-
sion für das Präsidium des Bayerischen Gemeindetags dessen
oberbayerischer Vorsitzender, Erster Bürgermeister Josef Stei-
genberger, Ernst Schöpf vom Gemeindeverband Tirol, Helmut
Mödlhammer vom Österreichischen Gemeindebund, Andreas
Schatzer vom Südtiroler Gemeindenverband sowie Hermann
Gahr, Obmann Forum Land.
Für Vertreter aus den Kommunen ist die Teilnahme kostenlos. 
Informationen: www.kommunalforum-alpenraum.eu

LKC-Gruppe kürt die 
„Bürgermeister des Jahres“ 

Besondere Verantwortung der Rathauschefs gegenüber
nachfolgenden Generationen steht im Vordergrund 

Die bayerische Kanzleigruppe LKC will in diesem Jahr erneut
nachhaltiges Engagement im Bereich der Kommunalpolitik aus-
zeichnen. Darum verleiht sie den begehrten Preis „Bürgermeister
des Jahres 2015“. Die Auszeichnung wird insbesondere in den Ka-
tegorien „Innovative Energiepolitik“, „Neue Finanzierungsmodel-
le/EU-Beihilferecht“ sowie „Besteuerung der öffentlichen Hand“
vergeben. Neben Nominierungen durch Bürger, Stadt- und Ge-
meinderäte sowie Mitarbeiter können auch Eigenbewerbungen ein-
gereicht werden. Die LKC-Gruppe gehört zu den führenden Wirt-
schaftsprüfungs- , Steuerberatungs- und Rechtsanwaltsgesellschaf-
ten in Bayern und ist insbesondere auch auf Kommunalwirtschaft
spezialisiert. 

„Durch diese Ausschreibung sollen Engagement, Kreativität
und Verantwortung der Bürgermeister gegenüber den nachfolgen-
den Generationen ausgezeichnet werden“, erklärt Dr. Stefan Detig,
Altbürgermeister und Rechtsanwalt der LKC-Gruppe. 

Nominierungen und Eigenbewerbungen können bis 13. 02. 2015
unter Beifügung einer kurzen schriftlichen Beschreibung von etwa
zwei Seiten eingereicht werden an: LKC Rechtsanwaltsgesellschaft
mbH, Dr. Stefan Detig, Possartstraße 21, 81679 München, E-Mail:
stefan.detig@lkc.de

Frauen führen 
Kommunen

Studie der Europäischen Akademie für Frauen in Politik und
Wirtschaft zu Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern

Zwischen 40 und 50 Jahren, kommunalpolitisch aktiv, vor
Ort verwurzelt, verheiratet, mit kleinen Kindern – und
männlich: So lautet das gängige Profil des deutschen Bür-
germeisters. Nur 9 % aller Amtsinhaber sind Frauen. Da-
mit liegt derAnteil noch unter dem von Top-Managerinnen
in der Wirtschaft. Auf dieses Ungleichgewicht weist die Eu-
ropäische Akademie für Frauen in Politik und Wirtschaft
(EAF) in ihrer aktuellen Studie „Frauen führen Kommu-
nen“ hin. Dabei handelt es sich um die bisher umfangreich-
ste qualitative Untersuchung über Bürgermeisterinnen und
Bürgermeister in Ost- und Westdeutschland.

60 Bürgermeisterinnen und
Bürgermeister aus Ost- und West-
deutschland beantworteten Fra-
gen zu Karrierewegen, Hinder-
nissen und Unterstützungsbedar-
fen von Frauen in der Kommu-
nalpolitik. Die Untersuchung prä-
sentiert die Ergebnisse der Befra-
gung und stellt sie in den Kontext
aktueller Forschungsergebnisse. 

Wie die Umfrage ergab, gibt es
im Osten deutlich mehr Frauen in

kommunalpolitischen Führungs-
positionen. Während der Anteil
der Bürgermeisterinnen in den
großen Städten im Westen bei
knapp 12 % liegt, kommen die
neuen Bundesländer auf 27 %.
Auch beim Anteil der Landrätin-
nen liegt der Osten vorn. Insge-
samt sind die Frauen in Städten
mit 50.000 bis 100.000 Einwoh-
nern mit knapp 18 % am präsen-
testen, in kleinen Gemeinden un-

ter 10.000 Einwohnern gibt es
hingegen nur 7,7 % Rathaus-
Chefinnen. 

Unterstützung 
durch den Partner

Für Bürgermeisterinnen ist die
Unterstützung ihres Partners bzw.
der Familie ein entscheidender
Erfolgsfaktor. Ein sehr hoher An-
teil der befragten Bürgermeiste-
rinnen ist verheiratet und hat Kin-
der. Eine Familie bzw. Kinder zu
haben, ist für Frauen kein prinzi-
pielles Hindernis für eine kom-
munalpolitische Führungspositi-
on – wenn die private Konstella-
tion stimmt. Das heißt in der Re-
gel: Die Kinder sind bereits

größer oder erwachsen und es ist
eine praktische und moralische
sowie oft auch finanzielle Unter-
stützung des Partners vorhanden. 

Bemerkenswert ist, dass die
wenigen Beispiele von Frauen,
die bereits mit kleineren Kindern
in die Politik gingen, vorwiegend
in den neuen Ländern zu finden
sind. Hochinteressant in Bezug
auf die Lebenssituation ist, dass
etwa ein Viertel der Männer ge-
schieden ist, während es bei den
Frauen nur sehr wenige sind. 

Nadelöhr Nominierung

Ein weiteres Resultat der Un-
tersuchung ist, dass der parteiin-
terne Nominierungsprozess für
Frauen ein echtes Nadelöhr dar-
stellt. Nach wie vor unterscheiden
sich die Umstände der Nominie-
rung und der Kandidatur: Denn
deutlich mehr Frauen wurden in
einer Konstellation nominiert, in
der der Wahlsieg als eher unwahr-
scheinlich galt, weil die Partei
lange in der Opposition war oder
man sich aufgrund anderer Um-
stände schlechtere Chancen aus-
rechnete. Über die Hälfte der
Männer sah ihre Wahl als ziem-

Innenstädte unter Druck
Rückgang der Besucherfrequenzen / Immer mehr Geschäftsaufgaben 

In Bayern haben immer mehr Kommunen mit den Folgen tief-
greifender Veränderungen zu kämpfen. Insbesondere der inner-
städtische Einzelhandel bekommt die massiven Folgen des Ver-
drängungswettbewerbs, des Online-Handels und des anhaltenden
Trends zur Großflächigkeit zu spüren. 

Wie der Präsident des Handels-
verbands Bayern (HBE), Ernst
Läuger, auf dem Neujahrsemp-
fang des Verbands sagte, verände-
re sich das Gesicht der Städte.
Auslöser dafür seien neue Trends
im Kaufverhalten der Kunden,
der demografische Wandel und
der boomende Online-Handel.
Läuger: „Viele Innenstädte liegen
auf der Intensivstation.“

Für den Einzelhandel zählt ne-
ben den Auswirkungen des Onli-
ne-Handels der Attraktivitätsver-

lust der Innenstädte und Ortsker-
ne zu den drängendsten Proble-
men. Immer mehr Geschäfte kla-
gen über einen Rückgang der Be-
sucherfrequenzen. Läuger: „Be-
sorgniserregend ist, dass immer
mehr kleine, inhabergeführte Ge-
schäfte verschwinden.“ Gerade
das Sterben dieser Geschäfte ge-
fährde den Branchenmix. „Dabei
wissen wir alle, dass ein konkur-
renzfähiges und vielfältiges Wa-
renangebot zu den Grundvoraus-
setzungen einer lebendigen und

attraktiven Innenstadt zählt.“
Um die Verödung von Ortsker-

nen zu stoppen, forderte Läuger
Unterstützung von der Politik. Es
sollte das gemeinsame Ziel von
Handel und Stadt sein, die Attrak-
tivität und Erreichbarkeit der In-
nenstädte zu erhalten. Über 400
Gäste aus Politik, Wirtschaft, Ju-
stiz, Kultur und Medien waren
der Einladung zum traditionellen
Neujahrsempfang des bayeri-
schen Einzelhandels in den
„Bayerischen Hof“ nach Mün-
chen gefolgt. Als Gastredner
konnte HBE-Präsident Läuger
diesmal den bayerischen Innen-
minister Joachim Herrmann be-
grüßen. 

Landesversammlung des Bayernbundes in München:

Mahner und Beispielgeber
„Viele tiefgreifende Entwicklungen und veränderte Werthaltun-
gen bestimmen das Handeln in unserer Zeit. Auch im zurücklie-
genden Jahr haben wir wieder deutliche Akzente gesetzt. Es war
für den Bayernbund ein erfolgreiches Jahr“, berichtete Landes-
vorsitzender MdLa. D. Adolf Dinglreiter im Rahmen der Landes-
versammlung des Bayernbundes in München.

So habe der Bayernbund vor
gut zwei Jahren im Landtag eine
Auftaktveranstaltung zum Thema
„Heimat Bayern“ durchgeführt.
In einigen Kreisverbänden sei
diese wichtige Thematik zusam-
men mit Kommunalpolitikern,
Kirchen und Verbandsvertretern
bereits erfolgreich umgesetzt
worden.

Keine Heimattümelei

Wie Dinglreiter feststellte,
„geht es uns dabei nicht um Hei-
mattümelei. Wir tun das, weil wir
wissen, je weiter die Welt wird, je
mehr sich der Handlungsraum
und der Horizont der Menschen
erweitert, umso wichtiger wird
wieder das Nahe, das Nächstlie-
gende, der Raum der Vertrautheit

und der Geborgenheit, den wir
Heimat nennen. Diesen Raum
wollen wir stärker bewusst ma-
chen und wir wollen ihn sichern,
weil er Identität schafft und in ei-
ner unübersichtlichen Welt ein
Geländer der Orientierung ist.“

Bayerischer Kulturpreis

Ende 2013 wurde zudem bei
der Staatsregierung der Vorschlag
für die Schaffung eines „Bayeri-
schen Kulturpreises“ eingebracht.
Von der Staatskanzlei sei diese
Anregung positiv aufgenommen
worden. Nach Dinglreiters Wor-
ten „kam diese Initiative leider
bisher noch nicht zum Tragen,
weil zwischen Staatskanzlei, Kul-
tus- und Wissenschaftsministeri-
um noch kein Einvernehmen

über die Ausgestaltung zu erzie-
len war. „Nach einigen personel-
len Veränderungen in der Staats-
regierung sind wir jetzt wieder in
guten Verhandlungen, weswegen
ich davon ausgehe, dass wir unser
Vorhaben bald realisieren kön-
nen.“

Freude an der Mundart 

Eine Initiative, die der Pflege
der Kultur und der Sprache aller
bayerischen Stämme dient, sei
das Projekt „Freude an der Mund-
art wecken und verstärken“, das
vom Kreisverband Rosenheim
entwickelt und in den vergange-
nen zwei Jahren zusammen mit
dem Kreisverband Traunstein in
einem größeren Rahmen erfolg-
reich weitergeführt wurde.

Darüber hinaus konnte im Wer-
tebündnis Bayern 2013 ein Be-
schluss herbeigeführt werden,
dass dieses Projekt des Bayern-
bundes mit Unterstützung des
Trachtenverbandes, der Lehrer-
verbände und von Elternvereini-
gungen bayernweit umgesetzt
wird. Inzwischen wurde mit der
Staatskanzlei und befreundeten
Verbänden das dafür notwendige
Konzept ausgearbeitet und in der
Folge der Startschuss für dieses 

(Fortsetzung auf Seite 4)

lich sicher an, bei den Frauen war
es dagegen nur ein knappes Vier-
tel. Auch haben nur ein Fünftel
der Frauen, deren Vorgänger im-
mer männlich waren, einen Bür-
germeister aus der eigenen Partei
abgelöst – bei den Männern sind
es doppelt so viele. 

Die Persönlichkeit 
entscheidet

Sehr deutlich wird, dass Frauen
von dem Umstand profitieren,
dass die Wahlen in das Bürger-
meisteramt stärker auf die Per-
sönlichkeit zugeschnitten sind,
und dass sie aufgrund ihrer Aus-
strahlung und ihrer Kompetenz
die Wählerinnen und Wähler
überzeugen können und, oft über-
raschend für sich selbst und für
ihre Partei, die Wahl gewinnen.
Zudem sind die Bürgermeisterin-
nen, einmal im Amt, durchaus er-
folgreich und werden, vielfach
mit besseren Ergebnissen als in
der Erstwahl, wiedergewählt. 

„Ungeachtet der positiven Bei-
(Fortsetzung auf Seite 4)

Vormerken!

18. März

2015
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ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Peter Rödel

95180 Berg
am 7.2.

Bürgermeister Walter Ziegler
97500 Ebelsbach

am 8.2.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Gerhard Kubek

91239 Henfenfeld
am 1.2.

Bürgermeister Johann Graßl
92542 Dieterskirchen

am 3.2.

Bürgermeister Dr. Paul Kruck
97753 Karlstadt

am 5.2.

Bürgermeister Hans Urbauer
83361 Kienberg

am 7.2.

Bürgermeister Gerd Zimmer
91353 Hausen

am 8.2.

Bürgermeister Herbert Häusl
83329 Waging am See

am 11.2.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Claus Pichler

83324 Ruhpolding
am 30.1.

Bürgermeister Johann Schild
83413 Fridolfing

am 31.1.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister Franz Feigl

86343 Königsbrunn
am 4.2.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind un-
sere Daten nicht vollständig. Wir
bitten deshalb um rechtzeitige Be-
kanntgabe der bevorstehenden
runden Geburtstage.

Klausurtagung der CSU-Landratsfraktion in Wildbad Kreuth:

Zukunftsfähiges staatliches Handeln
Im Mittelpunkt der traditionellen Winterklausur der CSU-Land-
tagsfraktion in Wildbad Kreuth stand die Frage nach der künfti-
gen Gestaltung des staatlichen Handelns. Mit Gästen wie Frie-
drich Merz, ehemaliger Vorsitzender der CDU/CSU-Fraktion im
Deutschen Bundestag, Prof. Udo di Fabio, Richter des Bundes-
verfassungsgerichts a. D. und Bundesminister Peter Altmaier
wurde diskutiert, wie staatliches Handeln verbessert und zu-
kunftsfähig gestaltet werden kann. 

Fraktionsvorsitzender Thomas
Kreuzer betonte: „Unser Staat
steht vor zahlreichen Herausfor-
derungen: der rasche technologi-
sche Fortschritt, die Internationa-
lisierung und Globalisierung sind
nur einige Entwicklungen, auf die
wir reagieren müssen. Wir wollen
gemeinsam mit den Bürgern und
der Verwaltung schauen, wo wir
den Staat verbessern können. Ziel
der CSU-Fraktion ist es, Bayern
als modernen, verlässlichen, bür-
gernahen, leistungsfähigen und
innovativen Staat in die Zukunft
zu führen.“ 

Hohe Zustimmungswerte

CSU-Vorsitzender Horst See-
hofer lobte die erfolgreiche Arbeit
der CSU im letzten Jahr und zeig-
te sich erfreut über die hohen Zu-
stimmungswerte für die CSU in
der Bevölkerung, die aus dieser
guten Arbeit resultieren. „Gerade
diese hervorragenden Umfrage-
werte sind Motivation und Auf-
trag, sich mit grundlegenden Fra-
gen zu beschäftigen, damit Bay-
ern in eine gute Zukunft geht“, so
Seehofer.

Dazu CSU-Generalsekretär
Andreas Scheuer: „Nach aktuel-
len Umfragen sind 69 Prozent der
bayerischen Bürger mit der Re-
gierungsarbeit der CSU zufrie-
den, und sogar 71 Prozent mit der
Arbeit von Ministerpräsident
Horst Seehofer. Keine andere Re-
gierung in Deutschland hat so ho-
he Zustimmungswerte. Das ist
Bestätigung und Rückenwind für
die Politik der CSU. Diese Zu-
stimmung bedeutet für uns, mit
unserer bewährten Politik weiter-
zumachen, aber auch Lösungen
für neue Herausforderungen zu
finden.“ 

Mit seiner Grundsatzrede
stimmte der CSU-Vorsitzende die
Landtagsabgeordneten auf das
wichtigste Jahr der Legislaturpe-
riode ein: „2015 ist politisch-
inhaltlich das bedeutendste Jahr
auf dem Weg zu den Wahlen ab
2017. Wir müssen jetzt unser in-
haltliches Fundament festigen
und unsere Position als die Partei
der Mitte-Rechts klar vertreten.“ 

Eckpunkte der
Flüchtlingspolitik

Eines der wichtigsten politi-
schen Themen werde auch 2015
die Zuwanderung sein. Seehofer
bekräftigte die Säulen der CSU-
Flüchtlingspolitik: Humanität bei
der Aufnahme der Flüchtlinge,
Schutz der Rechtsstaatlichkeit
durch Verhinderung von Asyl-
missbrauch, schnellere Verfahren
und Abschiebung illegaler Zu-
wanderer insbesondere aus siche-
ren Drittstaaten sowie Hilfe zum
Verbleib in den Heimatländern.
Es bleibe auch bei den klaren
Grundsätzen der CSU bei der In-
tegration. Dabei stehe das Erler-
nen der deutschen Sprache an 
erster Stelle.

Interessen Bayerns vertreten

Zum Thema Energiewende un-
terstrich Seehofer, dass die CSU
bei den anstehenden Entschei-
dungen die Interessen Bayerns
vertreten müsse. Es bleibe beim
vereinbarten Zeitplan. Nach Ende
des Energiedialogs in Bayern
werde die Staatsregierung ihre
Position für die Verhandlungen
mit dem Bund festlegen. 

Als dritte große Herausforde-
rung sprach Seehofer den The-
menbereich Finanzen und Steu-
ern an. Für Bayern stehe dabei ei-
ne spürbare Entlastung beim Län-
derfinanzausgleich an erster Stel-
le. Hier werde Bayern nur zustim-
men, wenn eine deutliche Redu-
zierung der Gesamtsumme er-

reicht und die Dynamik aus dem
Prozess herausgenommen werde.
„Ich werde nichts unterschreiben,
wenn diese Kernanliegen Bay-
erns nicht berücksichtigt wer-
den“, kündigte Seehofer an. 

Entlastung der Bürger

Ein wichtiges Anliegen ist dem
CSU-Chef auch die Entlastung
der Bürger bei der kalten Progres-
sion sowie das Worthalten in fol-
genden Bereichen: 

Mit der CSU wird es keine
Steuererhöhungen geben, auch
nicht durch die Hintertür. 

Der Handwerkerbonus steht
für die CSU nicht zur Diskussion.
Die Energetische Gebäudesanie-
rung kann nicht mit dem Hand-
werkerbonus gegenverhandelt
werden. 

Die Frage der Erbschaftsteuer
muss mittelstandsfreundlich ge-
löst werden. 

Währungsstabilität

Eindeutig positionierte sich
Seehofer zum Anleihenankauf
der Europäischen Zentralbank:
„Mit Art und Umfang der Anlei-
henankäufe der Europäischen
Zentralbank ist die CSU nicht
einverstanden. Hier stehen wir
klar auf der Seite der Währungs-
stabilität, auf der Seite der kleinen
Leute, Sparer und Rentner.“ 

Dialogprozess 
„moderner Staat“

Die CSU-Landtagsfraktion be-
schäftigte sich bei Ihrer Klausur-
tagung schwerpunktmäßig mit
dem Thema „Moderner Staat“. In
den kommenden Monaten wird
sie dazu einen breiten Dialogpro-
zess mit interessierten Bürgerin-
nen und Bürgern, der Verwaltung
sowie mit Experten aus Wissen-
schaft, Gesellschaft und Wirt-
schaft führen. 

Innere Sicherheit

Darüber hinaus hat sich die
Landtagsfraktion ausführlich mit
der aktuellen Lage der Inneren Si-
cherheit in Bayern auseinander-
gesetzt. Sie fordert unter anderem
eine personelle und rechtliche

Genossenschaftsidee wird für UNESCO-Liste vorgeschlagen:

Immaterielles Kulturerbe
Als erster von bundesweit 27 Beiträgen wurde die Genossen-
schaftsidee für die Aufnahme in die internationale „Repräsen-
tative Liste des immateriellen Kulturerbes“ bei der UNESCO
nominiert.

Der Nominierungsvorschlag wurde von den Bundesländern
Sachsen und Rheinland-Pfalz eingereicht. Die Vorlage dazu liefer-
ten die Schulze-Delitzsch-Gesellschaft in Delitzsch und die Raiff-
eisen-Gesellschaft in Hachenburg.  

Axel Gedaschko, Präsident des GdW Bundesverband deutscher
Wohnungs- und Immobilienunternehmen, begrüßte die Nominie-
rung. „Dass eine solche zivilgesellschaftliche Selbstorganisation
wie die Genossenschaftsidee mit ihrer über 100-jährigen Tradition
für die UNESCO-Liste nominiert wurde, unterstreicht, wie wichtig
ihre Prinzipien damals wie heute sind.“ Genossenschaften fördern
als lokal verwurzelte Unternehmen die Wirtschaftskreisläufe vor
Ort. Bei ihnen werden die unternehmerischen Entscheidungen
nicht unter Renditevorgaben, sondern zum Wohle ihrer Mitglieder
getroffen. Durch ihre nachhaltige Wirtschaftsweise erzielen die Ge-
nossenschaften positive Effekte für die Gesellschaft. Sie haben sich
gerade in den letzten Jahren als äußerst krisen- und insolvenzfest er-
wiesen und sind ein Vorbild für viele Wirtschaftsbereiche.

In Deutschland sind die Genossenschaften weit verbreitet. 1.138
Volksbanken und Raiffeisenbanken, etwa 2.000 Wohnungsgenos-
senschaften, 2.604 landwirtschaftliche und 1.622 gewerbliche Wa-
ren- und Dienstleistungsgenossenschaften sowie 219 Konsumge-
nossenschaften sind eine treibende Kraft in Wirtschaft und Gesell-
schaft. „Die ‚Genossenschaftsidee‘ von Dr. Hermann Schulze-De-
litzsch und Friedrich Wilhelm Raiffeisen hat sich über Deutschland
hinaus weltweit bewährt und beweist ihre ungebrochene Kraft. Ein
sichtbarer Beweis sind die über 900.000 Genossenschaften in mehr
als 100 Ländern mit über 800 Millionen Mitgliedern. Das sind
mehr Mitglieder als beim Weltfußballverband FIFA, der mit 207
Mitgliedsverbänden ‚nur‘ 265 Millionen Mitglieder hat“, betonte
auch Dr. Axel Viehweger, Vorstand der Deutschen Hermann-Schul-
ze-Delitzsch-Gesellschaft.

Stärkung von Polizei und Verfas-
sungsschutz, den Entzug der
deutschen Staatsangehörigkeit für
Dschihad-Kämpfer, eine engere
Zusammenarbeit mit dem Aus-
land bei der Überwachung von
Dschihadisten, die Verschärfung
der strafrechtlichen Instrumente,
eine Distanzierung islamischer
Verbände und Vereinigungen von
islamistischem Terror sowie eine
weitere Stärkung der Präventi-
onsmaßnahmen zur Extremis-
musbekämpfung. 

Bayerische Standards wahren

Ebenfalls intensiv diskutiert
wurde über das Freihandelsab-
kommen mit den USA (TTIP).
Hier zeigte die CSU-Landtags-
fraktion die Chancen auf, die das
Abkommen für die bayerische
Wirtschaft und unsere Arbeits-
plätze mit sich bringt. Zugleich
wurde klargestellt, dass die
bayerischen Standards z. B. bei
der kommunalen Trinkwasser-
versorgung oder im Lebensmit-
telbereich durch das Abkommen
nicht berührt werden dürfen. 

Zu allen drei Themenbereichen
wurden Positionspapiere be-
schlossen: 

Freistaat Bayern: bürgernah –
verlässlich – innovativ 

Verteidigung von Sicherheit
und Freiheit – Maßnahmen gegen
islamistischen Terror effizient
verstärken 

Wachstum durch Freihandel –
mit klaren Leitplanken für TTIP.

Kampf den Rasern 
auf Bayerns Straßen

Hermann präsentiert Verkehrssicherheitsprogramm 

Die Verkehrsunfälle auf Bayerns Straßen sollen bis 2020 deutlich
reduziert und die Zahl der Verkehrstoten auf unter 550 gesenkt
werden. Dies soll mit dem bayerischen Verkehrssicherheitspro-
gramm 2020 „Bayern mobil — sicher ans Ziel“ erreicht werden.
In diesem Zusammenhang hat Innen- und Verkehrsminister Joa-
chim Hermann in Bad Tölz ein neues Projekt gestartet, das sich
vor allem gegen Raser und Verkehrsrowdies richtet.

Neben der Polizei sind in Bay-
ern auch die Gemeinden für die
Verkehrsüberwachung zuständig,
die in gemeinsamer Abstimmung
u.a. Geschwindigkeitsmessungen
an Orten durchführen, die sonst
nur unzureichend überwacht wür-
den. Der Minister betonte die Vor-
teile der Arbeitsteilung zwischen
Polizei und kommunaler Ver-
kehrsüberwachung als fester Be-
standteil des Verkehrssicherheits-
programms. 

Hauptursache schwerer Ver-
kehrsunfälle sei zu hohe Ge-
schwindigkeit. Von Januar bis
November 2014 starben auf Bay-
erns Straßen 173 Menschen;
8.323 Personen wurden zum Teil
schwer verletzt. Zur Bewusst-
seinsschärfung der Autofahrer
hinsichtlich des erhöhten Unfall-
risikos bei überhöhter Geschwin-
digkeit wolle man mit konse-
quenten Geschwindigkeitskon-
trollen beitragen.

In Zusammenarbeit mit dem
Polizeipräsidium Oberbayern Süd
in Rosenheim soll der ‘Zweck-

verband Kommunale Verkehrssi-
cherheit Oberland’ein Pilotprojekt
erarbeiten, bei dem polizeiliche
Unfallstatistiken mit Verkehrs-
überwachungsdaten verknüpft wer-
den. Dies helfe bei der genauen
Festlegung von Gefahrenpunk-
ten. Dabei komme ein neues Ana-
lysesystem des Zweckverbands
zum Einsatz, erläuterte Herr-
mann. Er sei zuversichtlich, dass
sich das Projekt positiv auf die
Verkehrssicherheit und auch auf
die Akzeptanz der Verkehrsüber-
wachung auswirken werde.

Zusammenarbeit von 
Polizei und Zweckverband

Vor dem geplanten Start des Pi-
lotprojekts im Sommer dieses
Jahres soll zunächst ein Konzept
zur Zusammenarbeit von Polizei
und Zweckverband und zu den
jeweiligen Verkehrskontrollpunk-
ten erarbeitet werden. Darüber
hinaus sollen Messdaten aus spe-
ziellen Verkehrserfassungsgerä-
ten miteinbezogen werden. rm

Prominente Unterstützung für
die Bildungsarbeit der Kommunen

Auftakt der Transferagentur Bayern für Kommunales Bildungsmanagement 
Die Bildungsarbeit in den Kommunen bekommt Unterstützung.
In einer Auftaktveranstaltung stellte die Transferagentur Bayern
in Nürnberg ihr Programm für Kommunen vor. Sie steht Land-
kreisen und kreisfreien Städten bei der Entwicklung eines kom-
munalen Bildungsmanagements tatkräftig zur Seite. 

Kommunen, die ihre Bildungs-
landschaft weiterentwickeln möch-
ten, können sich künftig von der
neuen Initiative beraten lassen.
Die Transferagentur greift dabei
auf die Erfahrungen anderer Städ-
te und Landkreise zurück. Dazu
gehören beispielgebende Struktu-
ren, Ideen und Produkte, die eini-
ge Kommunen fünf Jahre lang
dank einer Förderung des Bun-
desministeriums für Bildung und
Forschung (BMBF) im Pro-
gramm „Lernen vor Ort“ ent-
wickelt haben. Das heißt: Kom-
munen helfen Kommunen. Die
Besonderheit der Beratung: Sie
ist kostenlos und flexibel. 

Bildung ist 
Gemeinschaftsaufgabe

In seiner Eröffnungsrede ver-
wies Stefan Müller, Parlamentari-
scher Staatssekretär im BMBF,
auf die wegweisenden Erfolge

von „Lernen von Ort“. Er betonte
aber auch die zukünftigen Her-
ausforderungen: „Bildung ist eine
Gemeinschaftsaufgabe. Bund,
Land, Kommunen, Wirtschaft
und Zivilgesellschaft müssen als
Verantwortungsgemeinschaft
weiter zusammenarbeiten: um
das gemeinsame Ziel – eine ge-
rechten Bildung für alle, in allen
Lebensphasen, unabhängig von
sozialer Herkunft – dauerhaft zu
ermöglichen.“

In Bayern wird die Transfer-
initiative Kommunen bei ihrer
Bildungsarbeit beraten. „Das
Team der Transferagentur Bayern
arbeitet direkt mit den Bildungs-
verantwortlichen vor Ort zusam-
men“, sagte der Vorsitzende der
Europäischen Metropolregion
Nürnberg, Landrat Armin Kroder
in seiner Begrüßungsrede. „Die
Bildungsregionen Bayerns erhal-
ten tatkräftige Unterstützung da-
bei, langfristig einen hohen Bil-

dungsstandard zu sichern.“ 
Die Transferagentur Bayern für

Kommunales Bildungsmanage-
ment agiert als Verbund aus dem
Deutschen Jugendinstitut e. V. in
München und der Europäischen
Metropolregion Nürnberg e. V.
Sie ist Teil der bundesweiten
Transferinitiative des Bundesmi-
nisteriums für Bildung und For-
schung (BMBF) und eine von
neun Transferagenturen in
Deutschland.

Starke Partnerschaft

Für den Direktor des Deut-
schen Jugendinstituts, Prof. Dr.
Thomas Rauschenbach, ist das
ein sehr wichtiges Kooperations-
projekt: „Mit dem Verbund aus
dem Deutschen Jugendinstitut
und der Europäischen Metropol-
region haben wir eine starke Part-
nerschaft gebildet, die sich für das
wichtige Thema Bildung vor Ort
einsetzt. Auch die Tatsache, dass
der Agenturbeirat fachlich promi-
nent besetzt wurde, bekräftigt die
Bedeutung der Transferagentur
für die Entwicklung der kommu-
nalen Bildungslandschaften.“

Der Agenturbeirat der bayeri-
schen Transferagentur für Kom-
munales Bildungsmanagement
traf sich vor der Auftaktveranstal-
tung zu seiner konstituierenden
Sitzung in Nürnberg. Die Mitglie-
der des Gremiums werden 

sich für die Bildungsarbeit in
den Kommunen stark machen
und die Arbeit der Transferagen-
tur Bayern für Kommunales Bil-
dungsmanagement bei ihren Auf-
gaben unterstützen. 

Der Vorsitzende des Bayeri-
schen Städtetags und Mitglied im
Agenturbeirat der Transferagen-
tur, Dr. Ulrich Maly, kennt als
Oberbürgermeister der Stadt
Nürnberg die Herausforderungen
bei der Gestaltung der Bildungs-
landschaft in der Kommune und
ist überzeugt: „Kommunen kön-
nen von der professionellen Bera-
tung und Unterstützung beim
Aufbau und der Optimierung des
lokalen Bildungsmanagements
durch die Transferagentur sehr
profitieren. Ich würde mich freu-
en, wenn möglichst viele Land-
kreise und Städte von dieser
Chance Gebrauch machen.“ 

Der Agenturbeirat (v. l.): Claudia Lehnerer (Leitung Büro Nürn-
berg), Landrat Herbert Eckstein (Zweiter Vizepräsident Bayeri-
scher Landkreistag), Bürgermeisterin Marianne Zollner (Bayeri-
scher Gemeindetag), OB Dr. Ulrich Maly (Vorsitzender Bayeri-
scher Städtetag), Mdgtin. Elfriede Ohrnberger (Bayerisches
Staatsministerium für Bildung und Kultus, Wissenschaft und
Kunst), Landrat Armin Kroder (Ratsvorsitzender der Europäi-
schen Metropolregion Nürnberg), Dr. Karin E. Oechslein (Leite-
rin Staatsinstitut für Schulqualität und Bildungsforschung Mün-
chen), Prof. Dr. Thomas Rauschenbach (Direktor Deutsches Ju-
gendinstitut e. V.), Sabine Süß (Leiterin Stiftungsverbund Lernen
vor Ort) und Tobias Schmidt (Leitung Büro München und Ge-
samtkoordination). 
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Liebe Leserinnen 
und Leser!

Unter dem Stichwort „Hand-
lungsfähigkeit im Bund, in
Ländern und Kommunen“
wurde im Koalitionsvertrag
für die 18. Legislaturperiode
bekräftigt, dass das föderale
System eine Stärke der Demo-
kratie und ein wichtiger
Grund für Leistungsfähigkeit
Deutschlands ist. Dazu gehört
auch, dass jede Ebene – Bund,
Länder und Kommunen –
ihren Aufgaben mit einem ho-
hen Maß an Eigenverantwor-
tung nachkommen kann. Bereits in der vergan-
genen Legislaturperiode hat der Bund Länder
und Kommunen umfassend entlastet. 

Mit der Abstimmung am 19. Dezember 2014
wurde im Bundesrat ein Gesetz zur weiteren
Entlastung von Ländern und Kommunen be-
schlossen. Damit werden die Kommunen in den
Jahren 2015 – 2017 mit einer Summe in Höhe
von einer Milliarde Euro jährlich entlastet. Und
ab 2018 soll die Entlastung der Kommunen auf
5 Mrd. Euro jährlich ansteigen. 

Darüber hinaus werden die Länder in der
laufenden Legislaturperiode um insgesamt 
6 Milliarden Euro entlastet, damit Länder und
Kommunen ihre Herausforderungen bei der Fi-
nanzierung von Kinderkrippen, Kitas, Schulen

und Hochschulen besser be-
wältigen können. Davon ent-
fallen 750 Mio. Euro auf den
weiteren Ausbau der Kinder-
betreuung für unter Dreijähri-
ge in den Jahren 2016 bis
2018. Auf diese Weise unter-
stützt die Bundesregierung die
Länder und Kommunen so
stark, wie keine andere Regie-
rung zuvor. 

Gerade in der aufkommen-
den Debatte zum Länder-
finanzausgleich ist das keine
Selbstverständlichkeit.

Im vergangenen Jahr ist der
Finanzausgleich zwischen den

Bundesländern auf ein Rekordvolumen von
mehr als neun Milliarden Euro angestiegen.
Zum Jahr 2013 ist das ein Plus von 600 Millio-
nen Euro. Der Freistaat Bayern finanzierte mit
4,85 Milliarden Euro mehr als die Hälfte des
Länderfinanzausgleichs. 

Bund und Länder beraten derzeit über die
Neuordnung der föderalen Finanzbeziehungen.
Vor dem Hintergrund des Auslaufens des gel-
tenden Solidarpakts II für die Aufbauhilfen in
Ostdeutschland, müssen bis spätestens Ende
2019 die Bund-Länder-Finanzbeziehungen neu
geordnet sein. Insbesondere gehört dazu, den
Länderfinanzausgleich neu zu regeln. Die Län-
der werden ab diesem Zeitpunkt keine struktu-
rellen Defizite mehr haben. Bei den anstehen-
den Beratungen bis zum Auslaufen der jetzigen
Regelungen, sollte ein faires System für die Zu-
kunft gefunden werden, indem Länder zu glei-
chen Teilen ihren Beitrag leisten. 

Ihr Alois Rainer, MdB
Stv. Landesvorsitzender der KPV

KolumneGZ Alois Rainer

Finanzielle Entlastung
der Kommunen

Fachforum in Nürnberg zur „Sozialraumorientierung“:

Weil hier Heimat und Zuhause ist 
Positive finanzielle und gesellschaftliche Effekte für Kommunen
durch die sogenannte Sozialraumorientierung zeigte ein Fachfo-
rum in Nürnberg mit dem Titel „Weil hier Heimat und Zuhause
ist“ auf. Unter der Schirmherrschaft von Bambergs Erzbischof
Dr. Ludwig Schick hatten  der Caritasverband für die Erzdiözese
Bamberg e. V. und das kirchliche Wohnungsunternehmen Jo-
seph-Stiftung insbesondere Bürgermeister und Landräte, Senio-
ren- und Behindertenbeauftragte sowie Wohnungs- und Sozial-
wirtschaftler eingeladen.

Erzbischof Dr. Ludwig Schick
als Schirmherr der Veranstaltung
wies in seiner Begrüßung darauf
hin, dass das Recht auf Wohnen
zu den Menschenrechten zählt.
Es gebe genügend Gründe, dass
Kirche sich in den kirchlichen
Wohnungsbaugesellschaften und
der Caritas für das Recht auf
Wohnen und für adäquaten
Wohnraum einsetzen. Schick zu-
folge geht es u. a. darum, „dass
wir so miteinander wohnen, dass
möglichst viel Gemeinschaft zwi-
schen Jung und Alt sowie allen
sozialen Schichten entsteht“. 

Konzeptionelle Ausrichtung

Wie Michael Groß, bezirkspo-
litischer Sprecher der mittelfrän-
kischen Caritasverbände, darleg-
te, bezeichnet einer der „Päpste“
der Sozialraumorientierung, Wolf-
gang Budde, diesen Begriff wie
folgt: „Sozialraumorientierung ist
die Bezeichnung für eine konzep-
tionelle Ausrichtung Sozialer Ar-
beit, bei der es nicht (wie traditio-
nell) darum geht, Einzelpersonen
mit pädagogischen Maßnahmen
zu verändern, sondern Lebens-
welten so zu gestalten und Ver-
hältnisse zu schaffen, die es Men-
schen ermöglichen, besser in
schwierigen Lebenslagen zu-
rechtzukommen.“ Der Sozial-
raumorientierung lägen die fünf
Prinzipien „Orientierung am Wil-
len der Menschen, Unterstützung
von Eigeninitiative und Selbsthil-
fe, Konzentration auf die Res-
sourcen (der Menschen und des
Sozialraumes), zielgruppen- und
bereichsübergreifende Sichtweise
sowie Kooperation und Koordi-
nation“ zugrunde. 

Sozialraumorientierung bedeu-
te also, dass eine alte, pflegebe-
dürftige, alleinstehende Frau, die
knapp über dem Sozialhilfeni-
veau lebt, sich nicht für einen
Platz im Altenheim entscheidet,
sondern bereit ist, sich auf ein
Wohnprojekt, wie z. B. das von
Caritas und Joseph-Stiftung seit

2007 erfolgreich durchgeführte
Modell „In der Heimat wohnen“
einzulassen. Gelingen könne dies
freilich nur, wenn alle Beteiligten
bereit sind, umzudenken und un-
gewöhnliche Wege zu gehen. 

Positive Effekte

Gelinge dies, so gebe es eine
Menge positiver Effekte: 

1.Studien, darunter die
berühmt gewordene Unter-

suchung der Bundesarbeitsge-
meinschaft überörtlicher Sozial-
hilfeträger zeigen, dass in 90 %
der Fälle eine ambulante Versor-
gung deutlich günstiger ist als ei-
ne stationäre. 

2.Von sozialraumorientierten
Projekten geht ein erhebli-

cher gesellschaftlicher Nutzen
aus. Im Unterschied zu der Ver-
schiebung von Menschen mit Be-
einträchtigungen in Sonderein-
richtungen, die dann für die Ge-
sellschaft „weg“ sind, gelingt
durch die Versorgung im norma-
len Alltag ein positiver gesell-
schaftlicher Effekt: Menschen
mit Beeinträchtigungen geben
der Gesellschaft etwas zurück,
was dieser sonst fehlen würde. 

3.Wenn ihr Wille nach Selbst-
bestimmung positiv unter-

stützt wird, erfahren Menschen
mit Beeinträchtigungen Selbstbe-
wusstsein, spüren, dass sie ange-
nommen werden und sind bereit,
sich für ihre Situation persönlich
zu engagieren und anzustrengen. 

Drei Hindernisse

Diesen positiven Effekten stell-
te Groß drei Hindernisse gegenü-
ber, die der Sozialraumorientie-
rung entgegenstehen. Zum einen
sei bis heute das Denken in
Deutschland davon geprägt, dass
jemand, der hilfebedürftig ist, in
eine wie auch immer geartete
Sondereinrichtung gehört. Der
Gedanke, dass eine Versorgung
auch innerhalb der Normalität
möglich ist, sei der Vielzahl der

Menschen hierzulande nicht ver-
traut. 

Ein weiteres großes Hindernis
seien die nebeneinander existie-
renden Kostenträger, besonders
der örtliche Sozialhilfeträger ne-
ben dem überörtlichen Sozialhil-
feträger, neben der Krankenkasse,
neben der Pflegekasse und neben
weiteren Sozialkassen. Jeder die-
ser Kostenträger sei daran interes-
siert, seine eigenen Kosten mög-
lichst gering zu halten. Daher
nehme  niemand eine übergeord-
nete volkswirtschaftliche Per-
spektive ein, bei der „sehr schnell
einleuchten würde, dass eine so-
zialraumorientierte Versorgung
volkswirtschaftlich Geld spart“. 

Das dritte Hindernis, so Groß,
könnte bei den Betroffenen selbst
liegen: „Selbstbestimmt in Nor-
malität zu leben ist nämlich dann,
wenn man es erst einmal unter-
nommen hat, nicht leicht: Es
macht Arbeit, selber einzukaufen,
es macht Arbeit, selber zu ko-
chen, zu putzen, sich um seinen
Alltag zu kümmern. Andererseits:
nur wer diese Arbeit auf sich
nimmt, kann auch entsprechende
Erfolgserlebnisse haben. Men-
schen, die es schaffen, selbstbe-
stimmt in Normalität zu leben,
sind selbstbewusster, stärker, letz-
ten Endes auch glücklicher.“ 

Miteinander derAkteure

Daher lohne es sich, „dass wir
alles dafür tun, dass sozialraum-
orientierte Projekte vorange-
bracht werden. Dies geht nur in
einem Miteinander der Akteure,
seien es nun die Betroffenen
selbst, der Bezirk, Krankenkas-
sen, vor allem aber die Kommu-
nen, in deren Zuständigkeit es an
allererster Stelle steht, Bürger-
initiativen und den Wunsch von
einzelnen Menschen nach einem
Leben in Normalität aufzugrei-
fen“, meinte Groß abschließend. 

Hierzu gibt es schon eine Fülle
gut funktionierender Ansätze. Ein
beispielhaftes Konzept legte Lo-
thar Flemming vor. Er ist Fachbe-
reichsleiter im Dezernat Soziales
und Integration des Landesver-
bandes Rheinland, sowie Vor-
standsmitglied der Bundesar-
beitsgemeinschaft der überörtli-
chen Sozialhilfeträger. 

Gute Nachbarschaft

Ein Podiumsgespräch unter der
Leitung von Elke Pilkenroth,
Pressesprecherin der Stadtkirche
Nürnberg und Bernhard Schnei-
der, Abteilungsleiter für Unter-
nehmenskommunikation bei der
Joseph-Stiftung, legte das Augen-
merk insbesondere auf die The-
men barrierefreies Wohnen, lü-
ckenlose Versorgung und gute
Nachbarschaft. Teilnehmer waren
Barbara Klug, Geschäftsführerin
der Caritas-Sozialstation und Ta-
gespflege Nürnberg-Nord, Karin
Larsen-Lion, Rechtsanwältin, Lei-
terin der Nachbarschaftshilfe Pyr-
baum und Projektmanagerin des
gemeinnützigen Unternehmens
„Regina“ in Neumarkt, Hugo
Pohl, Hauptschullehrer i. R. aus
Röthenbach a. d. Pegnitz, Jürgen
Timpel, Vorstand der Baugenos-
senschaft des Landkreises Erlan-
gen-Höchstadt eG. sowie Reiner
Grimm, Altbürgermeister des
Marktes Lehrberg. Letzterer war
nach 18 Jahren im Amt bei der
Kommunalwahl am 16. März
2014 nicht mehr angetreten. Zu-
vor hat er noch wesentlich dazu
beigetragen, dass unmittelbar ne-
ben Rathaus und Schule ein
Wohnmodell für ein sicheres und
selbstbestimmtes Leben (bis zu-
letzt) in vertrauter Umgebung
verwirklicht werden konnte.

Barbara Klug wiederum ist als
Geschäftsführerin des verhältnis-
mäßig kleinen e. V. namens Cari-
tas-Sozialstation und -Tagespfle-
ge Nürnberg-Nord im besten Sin-
ne stadtbekannt. Sie beschreitet

Kommunale Zusammenarbeit immer wichtiger
Die interkommunale Zusammenarbeit wird zur Entwicklung der

Kommunen im ländlichen Raum künftig immer wichtiger. Das haben
Landwirtschaftsminister Helmut Brunner (r.) und Gemeindetags-Prä-
sident Dr. Uwe Brandl bei einem Gedankenaustausch in München be-
tont. „Viele Aufgaben von Gemeinden können nur im Verbund mit
den Nachbarkommunen effektiv gelöst werden“, erklärten Brunner
und Brandl. Das sei auch bei den von den Ämtern für Ländliche Ent-
wicklung durchgeführten Regionalkonferenzen deutlich geworden.
Aktuelles Beispiel für die zielgerichtete Zusammenarbeit der Gemein-
den sind nach Aussage des Ministers die Konzepte zur Schaffung
ländlicher Kernwegenetze, die mittlerweile in rund 30 kommunalen
Allianzen erarbeitet werden. Insgesamt fördern und begleiten die Äm-
ter für Ländliche Entwicklung bayernweit über 90 Gemeindeallianzen,
in denen über 600 Kommunen zusammenarbeiten. 

Unverzichtbares Instrument zur Entwicklung der ländlichen Ge-
meinden bleibt nach Überzeugung Brunners und Brandls auch künf-
tig die Dorferneuerung. Um diese noch besser den neuen Herausfor-
derungen und veränderten Rahmenbedingungen anzupassen, wurden
die Richtlinien jetzt überarbeitet. Künftig wird es laut Brunner auch ei-
ne eigene Richtlinie zur gezielten und raschen Unterstützung bei aus-
gewählten Einzelprojekten geben.

mit hochmotivierten Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern neue We-
ge in der ambulanten Pflege. Die
erste ambulant betreute Wohnge-
meinschaft in Nürnberg für Men-
schen mit Demenz ist nur eines
der von Erfolg gekrönten Projek-
te. Dieses einzubetten in das Kon-
zept „In der Heimat wohnen“ und
im Stadtteil „St. Johannis“ umzu-
setzen, war nach Klugs Darstel-
lung eine große Herausforderung.

Berufen zu 
sozialem Engagement

Karin Larsen-Lion führt seit 20
Jahren eine eigene Rechtsan-
waltskanzlei. Das, so betonte sie,
sei ihr Beruf; ihre Berufung sei
die soziale Arbeit. Nach 15 Jah-
ren des intensiven ehrenamtli-
chen Einsatzes hat der Landkreis
Neumarkt eine entsprechende
Stelle in seiner ebenso lange be-
stehenden gemeinnützigen RE-
GINA-GmbH geschaffen. „Diese
hat mich aufgenommen bzw. we-
sentlich dazu beigetragen, dass es
meine Abteilung BENidO, Koor-
dinationszentrum für Bürger-
schaftliches Engagement mit
Schwerpunkt Senioren-und Ge-
nerationsübergreifende Projekte,
im Landkreis Neumarkt i.d.OPf.
gibt“, so Larsen-Lion. 

Hugo Pohl verunglückte als eh-
renamtlicher Leiter einer Jugend-
freizeit der Landeskirchlichen
Gemeinschaft so schwer, dass er
querschnittsgelähmt ist. Sein Le-
ben musste er komplett umstel-
len. Er ist ständig auf Hilfe ange-
wiesen, konnte auf diese Weise
erst kürzlich dem Tod entrinnen.
Die Caritas im Landkreis Nürn-
berger Land hat es einrichten
können, dass er daheim bei seiner
Frau sein kann. Eine Heimunter-
bringung ist für ihn keine Option.

Bayerns Staatsminister des In-
nern, für Bau und Verkehr, MdL
Joachim Herrmann, nahm im An-
schluss die Anregungen aus der
Veranstaltung dankbar auf und
versprach seine Unterstützung bei
innovativen Wohn- und Betreu-
ungsmodellen. Damit Schwierig-
keiten bei der Finanzierung neuer
Projekte überwunden werden
können, nannte Andreas Ellmaier,
Leiter des Referates für Pflege-
wirtschaft, Pflegeforschung und
Wohnen im Alter im Bayerischen
Sozialministerium, zum Ab-
schluss schließlich wichtige An-
sprechpartner. DK

Familienministerin Müller zu Kindertageseinrichtungen: 

Klare Zeichen für Qualität 
Mit Beginn des neuen Jahres ist
der landesweite Modellversuch
der Pädagogischen Qualitäts-
begleitung in Kindertagesein-
richtungen gestartet. 

„Nach dem Ausbau eines be-
darfsgerechten Kinderbetreu-
ungsangebots, setzen wir nun un-
seren Fokus verstärkt auf Qua-
litätsverbesserungen in den
bayerischen Einrichtungen. Wir
haben dazu die Betriebskosten-
förderung erhöht und stellen zu-
sätzlich bis zu 63 Millionen Euro
jährlich zur Verfügung. Gleich-
zeitig werden wir mit bis zu 60
Qualitätsbegleiterinnen und Qua-
litätsbegleitern die Kindertages-
einrichtungen in den kommenden
vier Jahren systematisch beraten
und unterstützen“, so Bayerns Fa-
milienministerin Emilia Müller
und weiter: „Das freiwillige und
zusätzliche Dienstleistungsange-
bot steht ergänzend zur Fachbera-

tung zur Verfügung. So etablieren
wir ein System zur Qualitätssi-
cherung und -entwicklung in den
Kindertageseinrichtungen. Das
entspricht auch dem Wunsch
der pädagogischen Fachkräfte in
Bayern nach mehr Begleitung
und Unterstützung.“

Träger der Kindertageseinrich-
tungen können ab sofort die För-
derung einer pädagogischen Qua-
litätsbegleitung beim Bayeri-
schen Familienministerium bean-
tragen. Gefördert werden Perso-
nal- und Sachausgaben in Höhe
von bis zu 55.000 Euro jährlich je
Vollzeitstelle. Die Auswahl er-
folgt regional ausgewogen. Wei-
tere Kriterien sind Trägerproporz,
trägerübergreifende Zusammen-
arbeit und Netzwerkarbeit. Insge-
samt sind hierfür jährlich bis zu
vier Millionen Euro eingeplant.
Der Modellversuch wird wissen-
schaftlich begleitet.

Resolution für Bayern und seine Bürger:

Für Frieden und Toleranz
Der Integrationsbeauftragte
der Bayerischen Staatsregie-
rung, Martin Neumeyer, MdL
traf sich bereits nach den An-
schlägen auf die Redaktion von
Charlie Hebdo im Jahr 2012
mit Vertretern der islamischen
und alevitischen Gemeinden
für die Verabschiedung einer
gemeinsamen Resolution für
innergesellschaftlichen Frie-
den, Toleranz und das Mitein-
ander in Vielfalt. 

Um politischen und religiösen
Randgruppen präventiv den
Nährboden für das Aufkeimen
von Konflikten zu entziehen, ha-
ben die damals Anwesenden ge-
meinsam mit dem Integrationsbe-
auftragten der Staatsregierung ei-
ne „Resolution für Bayern und
seine Bürger“ verabschiedet, in
der sie sich zum Grundgesetz und
zur bayerischen Gesellschaft be-
kennen. „Diese Resolution gilt
nach wie vor und zeigt, dass der
gesellschaftliche Konsens zwi-
schen allen Bevölkerungsgrup-
pen des Freistaates weiterhin Be-
stand hat“, so Neumeyer nach
den aktuellen Geschehnissen. 

In der Resolution bekannten

sich alle Beteiligten seinerzeit zu
folgenden Punkten:

Unser Lebensmittelpunkt ist
hier in Bayern und der bayeri-
schen Gesellschaft.

Wir bekennen uns zur Grund-
satz der freien Lebensentfaltung
jedes Einzelnen.

Den Rahmen unseres Lebens
und Handelns stellt das Grundge-
setz und die Bayerische Verfas-
sung dar, zu denen wir uns beken-
nen.

Wir respektieren das Recht je-
des Gläubigen auf freie Aus-
übung der eigenen Religion.

Wir setzen uns aktiv für eine
geeinte Gesellschaft ein – in un-
serem eigenen sozialen wie ge-
sellschaftlichen Umfeld.

Wir stellen uns gemeinsam ge-
gen jede Form des religiösen, wie
politischen Extremismus, sowohl
im In-, wie auch im Ausland.

Wir bekennen uns unwiderruf-
lich zum säkularen Charakter un-
seres Staatswesens.

Wir lehnen jede Form der Ge-
waltanwendung als Mittel des 
politischen, gesellschaftlichen
und familiären Umgangs mitein-
ander ab.
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(Fortsetzung von Seite 1)
spiele lassen sich die Parteien
aber zu häufig von überkomme-
nen Rollenmustern und eingefah-
renen, die männlichen Bewerber
begünstigenden Strukturen lei-
ten“, kritisiert die Studie. 

Die Parteien spielen bei der Be-
setzung der Führungspositionen
in der Kommunalpolitik heute
zwar noch eine Schlüsselrolle.
Doch stellt sich laut EAF die Fra-
ge, ob dies in diesem Ausmaß
auch künftig der Fall sein wird.
Der Anteil der parteiunabhängi-
gen Kandidaten war bereits vor
einigen Jahren mit 26 Prozent
vergleichsweise hoch, und es
sprechen einige Indizien dafür,
dass der Anteil eher noch zuneh-
men wird.

In den neuen Ländern wird die
Bedeutung und Rolle der Partei-
en, wie die Befragung zeigt, oh-
nehin niedriger eingeschätzt. Zu-
dem haben in Ost wie West auch
die parteigebundenen Bürgermei-

(Fortsetzung von Seite 1)
bayernweite Projekt gegeben. Ein
erstes Pilotprojekt umfasst die
Regierungsbezirke Oberbayern,
Niederbayern und die Oberpfalz. 

Ein weiteres großes Projekt be-
fasst sich mit dem Thema: Bay-
ern, Deutschland und Europa –
was ist aus der Eigenstaatlichkeit
geworden? Dinglreiter zufolge
„wird das urdemokratische Prin-
zip der Subsidiarität, auf dem un-
ser Föderalismus fußt, heute lei-
der oft übersehen oder gar be-
wusst ausgehöhlt. Wir sehen mit
Sorge, dass der Bund und die EU
immer wieder Aufgaben an sich
ziehen wollen, die wir im eignen
Land besser und auch bürger-
näher erledigen können.“ 

Kein gesunder
Wettbewerbsföderalismus

Viele finanzschwache Länder
in Deutschland und in Europa un-
terstützten diese Entwicklung
zum Zentralismus sogar, weil es
ihnen kurzfristig Vorteile bringt.
Dies sei aber kein gesunder Wett-
bewerbsföderalismus, der ein
Land weiterbringt. „Dieser Ten-
denz zum Zentralismus in Rich-
tung Berlin oder Brüssel begeg-
nen wir deshalb mit deutlicher
Ablehnung. Auf dieser Grundla-
ge wollen wir mithelfen, das aus
seiner langen Tradition gewach-

Leserbrief an die GZ

„Plädoyer für mehr Qualität“
Zu unserem Bericht über die

BKG-Jahresversammlung in der
Bayerischen GemeindeZeitung
Nr. 1/2 erreichte uns folgender
Leserbrief:

... als Herausgeber einer Reihe
von Büchern zum Thema Qua-
litätsmanagement erlaube ich
mir, einige Hinweise zum Thema
Qualität. Der Begriff Qualität ist
derart vielschichtig, dass es bisher
noch keine eindeutige Definition
dazu gibt. Das Gabler Wirt-
schaftslexikon definiert Qualität
als Übereinstimmung von Leis-
tungen mit Ansprüchen. Auch die
internationalen Normen, z. B.
ISO 9001 winden sich um eine
umfassende Definition.

Andre Schmutte zeigt dazu im
Buch „Praxis Qualitätsmanage-
ment für Arztpraxen“ aus dem
Berliner Wissenschafts-Verlag
von Claus Nowak (setzen sie da-
bei für Arztpraxis Klinik ein)
noch am Klarsten die Vielschich-
tigkeit des Begriffes Qualität.

„Und die Leistung einer Arzt-
praxis beurteilen diese zentralen
Kundengruppen nicht nur anhand
des medizinischen Behandlungs-
ergebnisses, sondern differenzier-
ter anhand der Qualitätsdimensio-
nen Struktur, Prozess und Ergeb-
nis. Struktur beschreibt die ver-
hältnismäßig dauerhaften Merk-
male der Leistungsanbieter, der

Methoden und der Ressourcen,
die ihnen zur Verfügung stehen,
sowie der physischen und organi-
satorischen Umgebung, in der sie
arbeiten. Die Strukturqualität be-
stimmt damit das Leistungspo-
tenzial einer Praxis, indem sie die
Wahrscheinlichkeit eines guten
Behandlungsergebnisses erhöht
oder vermindert. Der Prozess ist
als Folge von Aktivitäten zwi-
schen dem Personal und den Pati-
enten oder anderen beteiligten
Einrichtungen aufzufassen. Das
Ergebnis schließlich kennzeich-
net aus medizinischer Sicht das
Ausmaß der Änderung des Ge-
sundheitszustandes eines Patien-
ten sowie die subjektive Zufrie-
denheit der Zielgruppen mit der
betrachteten Leistung.

[...] müssen darauf achten, dass
sich ihre Leistung nicht nur durch
technische Durchführungsqua-
lität (High-Tech), sondern auch
durch mit der Dienstleistung ver-
bundene Empfindungsgehalte
(High-Touch) auszeichnet, die im
Wesentlichen interaktiv im Kon-
takt mit dem Kunden geformt
werden” (Kotler/Keller/Bliemel,
Marketing-Management: Strate-
gien für wertschaffendes Han-
deln. München, (2007), S. 555).

Fassen wir bereits hier zusam-
men dann  kommen wir zu dem
Ergebnis, dass es im Artikel „Plä-
doyer für mehr Qualität“ aus-
schließlich um Ergebnisqualität
geht, alle anderen Aspekte der
Qualität sowie beispielsweise
auch das Qualitätsmanagement

Strukturqualität

Rahmenbedingungen

beim Kunden 
ausgelöste 

Erwartungen

Prozessqualität

Ablauf

Wahrnehmung der 
Leistungserstellung
durch den Kunden

Ergebnisqualität

Output

Zufriedenheit 
des Kunden

Mit Blick auf diese drei Di-
mensionen Struktur, Prozess und
Ergebnis spielt für den Patienten
„... nicht nur die Qualität der tech-
nischen Durchführung eine Rolle
[...], sondern auch die Qualität der
Rollenfunktion [...]. Dienstleister

nach ISO 9001:2008/15 werden
außer Acht gelassen. Eigentlich
aber ist ein gutes Qualitätsmana-
gement die einzig richtige Vor-
aussetzung für eine gute Ergeb-
nis-Qualität. 

Prof. Dr. K. Jamin, München

sene bayerische Staatsbewusst-
sein lebendig zu erhalten und
konstruktiv weiter zu ent-
wickeln.“ Mit einer Reihe von In-
itiativen habe der Bayernbund
dies in den vergangenen Jahren
immer wieder getan.

Ein Stein des Anstoßes ist für
den Bayernbund auch das ständi-
ge Bemühen des Bundes, zuneh-
menden Einfluss auf die Kultur-
politik zu gewinnen. Der Bil-
dungsföderalismus soll deutlich
verändert d. h. eingeschränkt wer-
den. „Wir aber fragen: Zählt Bil-
dungsvereinheitlichung mehr als
die Qualität der Bildung?“, so der
Vorsitzende. Im Übrigen mache
auch die EU trotz des Maastricher
Subsidiaritätsbeschlusses immer
wieder Sorgen, fuhr der Vorsit-
zende fort. Als Stichworte führte
er die kommunale Wasserversor-
gung und das sog. Einheimi-
schenmodell an.

Dinglreiter: Wenn wir den
großen Herausforderungen der
Zukunft gerecht werden wollen,
müssen wir noch stärker das Ge-
meinsame suchen, um so gegenü-
ber Politik und Gesellschaft eine
starke, dynamische und dauerhaft
prägende Wirkung entfalten zu
können. Wir brauchen auch noch
mehr Kreisverbände. Unser in-
tensives Bemühen gilt deshalb
dem weiteren Ausbau der Organi-
sation.“ DK

Mahner und Beispiel...

sterinnen und Bürgermeister ein
vor allem funktionales Verhältnis
zu ihrer Partei, die sie vorrangig
als Kontakt- und/oder Karriere-
netzwerk nutzen. Im Grundsatz
kann diese Entwicklung Frauen
durchaus zugutekommen, weil es
sie unabhängiger macht. Sie ha-
ben die Chance, sich mit ihrer
Verankerung in der Kommune
und mit Unterstützung zivilge-
sellschaftlicher Netzwerke einen
Namen zu machen und ihre
Chancen bei der Wählerschaft
auch jenseits der Parteien zu nut-
zen.

Netzwerkkompetenz

Auffallend ist auch, dass Frau-
en in punkto Netzwerkkompe-
tenz aufgeholt haben. Bürger-
meisterinnen sind sich heute der
Bedeutung von Netzwerken sehr
bewusst und ähnlich vielfältig
vernetzt wie die Männer. Den-
noch gilt es nach wie vor, die Be-
deutung von Netzwerken für die
politische Karriere zu verdeutli-
chen und die Netzwerk-Fähigkeit
von Frauen vor allem zu einem
frühen Zeitpunkt der Karriere zu
fördern. Im Rückblick betonen
zahlreiche Bürgermeisterinnen,
dass sie heute ihre Karriere strate-
gischer angehen würden, wozu
auch der Aufbau und Umgang
mit Netzwerken gehört. 

Netzwerke unter Frauen in der
Kommunalpolitik und zwischen
Frauen in kommunalpolitischen
Spitzenpositionen werden von
den Bürgermeisterinnen zwar
prinzipiell positiv eingeschätzt.
Dies gilt vor allem für die Frauen
aus den alten Bundesländern, die
sich ihres Sonderstatus‘ oft noch
sehr bewusst sind. Deutlich wird,
dass es nicht um lockere Frauen-
treffen gehen kann, da Zeit eine
kostbare Ressource bildet. 

Mehr Gelassenheit in 
den neuen Bundesländern

Generell gehen in den neuen
Bundesländern die Bürgermeister
und deren Kolleginnen eher ge-
lassen mit der Geschlechterfrage
um. Betont werden mehr die Ge-
meinsamkeiten als die Unter-
schiede zwischen Frauen und
Männern und es wird durchge-
hend mit einem gewissen Stolz
die größere Selbstverständlich-
keit bezüglich der Gleichberech-
tigung von Frauen und Männern
hervorgehoben. Es gibt deutlich
mehr Frauen in kommunalen
Führungspositionen (auch wenn
ihr Anteil auch dort nicht reprä-

sentativ im Sinne des weiblichen
Bevölkerungsanteils ist). Vielfach
ist bei den Bürgermeisterinnen
aus dem Westen eine gewisse Be-
wunderung oder Anerkennung
für die Kolleginnen im Osten zu
spüren, die als souveräner und
selbstbewusster wahrgenommen
werden.

Erhitzte Gemüter im Westen

In den alten Bundesländern er-
hitzt die Geschlechterfrage die
Gemüter mehr, es werden in der
Tendenz stärker die Unterschiede
zwischen den Geschlechtern be-
tont, zum Teil in stereotyper oder
klischeehafter Form. Auffällig ist,
dass in Ost wie West die Frauen
für sich selbst deutlich mehr posi-
tive Eigenschaften reklamieren
und sich – ob zu Recht oder zu
Unrecht – für die besseren Che-
finnen halten. 

Insgesamt wird der Handlungs-
druck im Westen stärker als im
Osten der Republik wahrgenom-
men, angefangen vom Gene-
ralthema der Kinderbetreuung,
das die Kommunalpolitik in den
alten Bundesländern in jeder Be-
ziehung stark beschäftigt bis hin
zum Netzwerk-Thema, das für
die Bürgermeisterinnen im We-
sten eine verhältnismäßig große
Bedeutung hat. Die ostdeutschen
Bürgermeisterinnen und Bürger-
meister wünschen sich dagegen
stärker als ihre Kollegen im We-
sten mehr prominente Unterstüt-
zung und öffentliche Anerken-
nung ihrer Arbeit.

Frage der
Zukunftsfähigkeit

Abschließend lässt sich der Un-
tersuchung zufolge feststellen,
dass es auch eine Gruppe von
Bürgermeistern und Bürgermei-
sterinnen in Ost wie West gibt,
die das Frau-Mann-Thema und
die Frage der Unterrepräsentanz
insgesamt stärker zu einer Frage
der Weiterentwicklung und Zu-
kunftsfähigkeit von Kommunal-
politik machen. In dieser Argu-
mentation spielt der Aspekt der
Nachwuchssicherung eine zentra-
le Rolle. Wie kann das Amt für
Frauen wie für Männer attraktiv
bleiben und dies in einer zuneh-
mend multikulturellen Gesell-
schaft?

Vergleichbar zur Diskussion in
der Wirtschaft zu Chancengleich-
heit und Diversity wird sich auch
die Diskussion in der Kommunal-
politik in diese Richtung weiter
entwickeln müssen. Wie auch die

„Europäische Charta für die
Gleichstellung von Frauen und
Männern auf lokaler Ebene“ be-
tont, gilt es, Frauen und Männer
in ihrer Vielfalt für die Kommu-
nalpolitik zu gewinnen. Es geht
um Formen des Talent Manage-
ments, der Karriereentwicklung
und der Führungskultur, die in er-
ster Linie den Frauen, aber eben
nicht nur, sondern auch vielen
(jüngeren) Männer und anderen
Bevölkerungsgruppen zu Gute
kommen würde, weil sie einge-
fahrene Muster aufbricht, mehr
Inklusion ermöglicht und Vielfalt
stärker fördert und wertschätzt. 

Gesetzliche 
Rahmenbedingungen

Wo also kann angesetzt wer-
den, um den Anteil von Frauen in
den kommunalen Spitzenpositio-
nen zu erhöhen? Hierzu hat die
Europäische Akademie für Frau-
en in Politik und Wirtschaft
Handlungsempfehlungen für eine
zukunftsfähige Kommunalpolitik
entwickelt. Neben der gezielten
Nachwuchsgewinnung, neuen
Formen der Karriereförderung
und der Führung in neuen Zeit-
modellen plädiert die EAF für
mehr Netzwerke für Frauen so-
wie mehr Austausch zwischen
Ost und West. 

Darüber hinaus benötige Kom-
munalpolitik gesetzliche Rah-
menbedingungen für mehr Frau-
en in Führungspositionen. Wün-
schenswert sei zudem eine größe-
re öffentliche Anerkennung. Laut
EAF könnte es hier „für die kom-
munalen Spitzenverbände eine
durchaus lohnende Aufgabe sein,
zum Beispiel eine Kampagne
‚Beruf Bürgermeisterin‘ bzw.
‚Beruf Bürgermeister‘ zu ent-
wickeln, in der weibliche und
männliche Rollenbilder über ihre
Erfahrungen sprechen und für
ihren ‚Beruf‘ werben“. DK

Frauen führen ...

Kommunen stärken, 
Klima schützen

Bundesumweltministerium und kommunale 
Spitzenverbände veröffentlichen gemeinsame Erklärung

Das Bundesumweltministeri-
um und die kommunalen Spit-
zenverbände wollen die Kom-
munen in ihrem Engagement
für den Klimaschutz unterstüt-
zen. Hierfür sollen bestehende
Informations- und Beratungs-
angebote weiterentwickelt und
der Erfahrungsaustausch zwi-
schen den Kommunen gestärkt
werden. Bund und Kommunen
veröffentlichten hierzu heute
eine gemeinsame Erklärung. 

Bei der Umsetzung des Ziels,
die Treibhausgasemissionen bis
2020 um mindestens 40 Prozent
zu senken, sind die Kommunen
entscheidend: Sie entwickeln Kli-
maschutzprogramme und -kon-

zepte und setzen diese gemein-
sam mit den Bürgerinnen und
Bürgern vor Ort um. Im Mittel-
punkt stehen dabei die Steigerung
der Energieeffizienz und der Aus-
bau erneuerbarer Energien. 

Über 6.000 Projekte

Über 6.000 Klimaschutzpro-
jekte in rund 3.000 Städten, Land-
kreisen und Gemeinden wurden
seit 2008 im Rahmen der Natio-
nalen Klimaschutzinitiative des
Bundesumweltministeriums ge-
fördert. Mehr als 350 kommunale
Klimaschutzmanager und -mana-
gerinnen sorgen dafür, dass Kli-
maschutzkonzepte durch konkre-

te Maßnahmen umgesetzt wer-
den. Etwa jede vierte Kommune
in Deutschland nutzt bereits die
Förderangebote der Kommunal-
richtlinie für Klimaschutzmaß-
nahmen vor Ort. Bundesumwelt-
ministerium und kommunale
Spitzenverbände wollen diesen
erfolgreichen Weg mit gemeinsa-
men Aktivitäten fortsetzen. Auch
in 2015 unterstützt das BMUB
kommunale Klimaschutzprojekte
in erheblichem Umfang. Bis zum
31. März können Kommunen
beispielsweise Fördermittel für
die Erstellung von Klimaschutz-
konzepten, für die Einstellung
von Klimaschutzmanagern und
für den Einsatz von Stromspar-
technologien beantragen. 

Darüber hinaus wollen Bundes-
umweltumweltministerium und
kommunale Spitzenverbände be-
stehende Informations- und Bera-
tungsangebote weiterentwickeln.
Ein Beispiel ist das Service- und
Kompetenzzentrum: Kommuna-
ler Klimaschutz (SK:KK), das als
zentrale Anlaufstelle für die
Kommunen bei Fragen rund um
das Thema Klimaschutz dient.
Darüber hinaus sollen verstärkt
Anpassungsaspekte in die kom-
munalen Planungs- und Entschei-
dungsprozesse integriert werden.
Bei allen Anstrengungen soll klei-
nen und/oder finanzschwachen
Kommunen besondere Aufmerk-
samkeit zuteil werden.

Kompromiss trotz Meinungsverschiedenheiten:

Planungssicherheit für 2015
Krankenhäuser und Krankenkassen einigen sich

Die Bayerische Krankenhaus-
gesellschaft (BKG) und die Ar-
beitsgemeinschaft der Kran-
kenkassenverbände in Bayern
(ARGE) haben sich über die
Vergütung 2015 geeinigt: Der
landesweite Basisfallwert steigt
2015 von bislang 3.188 auf
3.255,50 Euro. Nach dem Basis-
fallwert rechnen in Bayern
rund 330 Kliniken ab. 

Damit stehen für die stationäre
Behandlung von rund drei Millio-
nen Patienten in den Kliniken
Bayerns knapp zehn Milliarden
Euro zur Verfügung. BKG und
ARGE hoben die sachliche Ver-
handlungsatmosphäre hervor und
bezeichneten die Einigung als ei-
nen Kompromiss, der für beide
Seiten problematisch, aber an-
nehmbar sei. Dass trotz unter-
schiedlicher Interessenlage sowie
komplexer und oft strittiger Rege-
lungen eine Einigung erzielt wer-
den konnte, werten die Verhand-
lungspartner als Beleg für eine
gut funktionierende Selbstver-
waltung im Krankenhausbereich
in Bayern. 

Die Kliniken müssen nun mit
den Krankenkassen vor Ort ver-
einbaren, welche und wie viele

stationäre Behandlungen sie im
kommenden Jahr voraussichtlich
erbringen und mit dem landes-
weiten Basisfallwert abrechnen
werden.

Der landesweite Basisfallwert
ist die Stellschraube für den größ-
ten Ausgabeposten der Kranken-
kassen. Auf Klinikseite entschei-
det er über den weitaus größten
Teil der Erlöse. Im DRG-Vergü-
tungssystem bestimmt er den
Preis für eine Krankenhausbe-
handlung mit durchschnittlichem
Aufwand. Je nach Schwierig-
keitsgrad der Behandlung wird
der Wert mit einem Faktor multi-
pliziert, der dann den Rechnungs-
betrag ergibt. 

So beträgt zum Beispiel der
Faktor für die komplikationslose
Entbindung rund 0,5. Für einen
schwerstverletzten Patienten mit
wochenlanger Intensivbehand-
lung und Beatmung kann dieser
Wert bis zu 60 betragen.

Die Bayerische Krankenhaus-
gesellschaft ist der Zusammen-
schluss von über 340 Kranken-
häusern in Bayern mit insgesamt
knapp 75.000 Betten. Rund 2,8
Millionen Patienten werden jähr-
lich in den bayerischen Kranken-

häusern umfassend stationär be-
handelt. Die bayerischen Kran-
kenhäuser erbringen hierfür das
gesamte Leistungsspektrum der
medizinischen und pflegerischen
Versorgung. Die Einrichtungen
sind zugleich einer der bedeu-
tendsten Arbeitgeber Bayerns.
Über 160.000 Menschen der ver-
schiedensten Berufe beziehen ihr
Einkommen von den in der BKG
zusammengeschlossenen Kran-
kenhäusern.

Arbeitsministerin Müller:

Bayern auf dem Weg
zur Vollbeschäftigung

Die aktuell veröffentlichten
Zahlen belegen: Bayerns Ar-
beitsmarktbilanz für das Jahr
2014 ist ausgezeichnet. In kei-
nem anderen Bundesland gibt
es eine bessere Arbeitsmarkt-
situation. „Bayerns Arbeits-
markt steht unangefochten an
der Spitze. Bereits in 29
bayerischen Landkreisen und
kreisfreien Städten hatten wir
2014 mit einer Arbeitslosen-
quote von unter 3,0 Prozent
Vollbeschäftigung. Damit lie-
gen bundesweit dreiviertel al-
ler Regionen, die per Definiti-
on Vollbeschäftigung haben, in
Bayern“, erklärte Bayerns Ar-
beitsministerin Emilia Müller
anlässlich der Veröffentli-
chung der Arbeitsmarktzahlen
für das Jahr 2014. 

Im vergangenen Jahr waren
in Bayern 264.603 Menschen
arbeitslos gemeldet. Das ent-
spricht einer Arbeitslosenquo-
te von 3,8 Prozent. 

„Unser Ziel ist Vollbeschäf-
tigung bis 2018 in ganz Bay-
ern. Dafür müssen wir den Fo-
kus besonders auf die Integra-
tion von Langzeitarbeitslosen
legen. Sie müssen die best-
mögliche Unterstützung für ei-
ne reelle Chance zur Teilhabe
am Arbeitsmarkt erhalten. Das
gelingt nur mit ausreichend
qualifiziertem Personal in den
Jobcentern. 
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Jeder Mensch hat etwas, das ihn antreibt.

Wir machen den Weg frei.

Gemeinsam kann man seine Ziele besser errei chen als allein. Das ist der 

Grundgedanke einer jeden Genossen schaft. Wussten Sie eigentlich, dass 

Volksbanken Raiffeisenbanken auch Genossenschaften sind? Werden Sie 

Mitglied und profi tieren Sie als Teilhaber Ihrer Bank von der Stärke unserer Gemein-

schaft. Wir beraten Sie gern. 

www.bayern.vr.de

MünchenerHyp 
finanziert Square 41

im Frankfurter Bankenviertel 
Die Münchener Hypothekenbank eG finanziert den Erwerb des

Bürogebäudes Square 41 in Frankfurt am Main. Die Finanzierung
über 20,7 Mio. Euro erfolgt im Interesse eines von Amundi Real
Estate (RE) betreuten offenen Immobilienfonds. Amundi RE ist aus
der Fusion der Immobilieninvestmenteinheiten der französischen
Unternehmen Crédit Agricole und der Société Générale entstanden. 

Das Büroobjekt ist vollständig vermietet und wurde in den ver-
gangenen zwei Jahren umfangreich modernisiert. Es bietet über
7.000 Quadratmeter Bürofläche. Square 41 befindet sich im Zen-
trum des Frankfurter Bankenviertels in direkter Nachbarschaft der
Hochhaustürme mehrerer deutscher Großbanken. 

Der von Amundi RE betreute offene Immobilienfonds wurde
2011 eröffnet und richtet sich vor allem an Privatkunden. Das
Fondsvermögen hat sich sehr gut entwickelt. Investmentschwer-
punkte sind Frankreich, Deutschland und Großbritannien. Die
MünchenerHyp finanziert mit Square 41 bereits ein zweites Objekt
für diesen Fonds. 

„Wir freuen uns, dass wir mit dieser Finanzierung die Kundenbe-
ziehungen zu Amundi RE festigen und erneut den Erwerb eines
sehr attraktiven Objektes ermöglichen konnten“, erklärt Bernhard
Heinlein, Mitglied des Vorstands der MünchenerHyp.

Bayerns Volksbanken und Raiffeisenbanken:

Warnung vor
eingeschränkter
Kreditvergabe

Dem deutschen Mittelstand drohen bei einer schärferen Regulie-
rung von Zinsänderungsrisiken womöglich erhebliche Finanzie-
rungsengpässe. Wie aus einer Simulationsrechnung der Techni-
schen Hochschule Nürnberg für den Genossenschaftsverband Bay-
ern (GVB) hervorgeht, würde die Kreditvergabefähigkeit der Ban-
ken durch erhöhte Eigenkapitalanforderungen stark einge-
schränkt. Die Regulierungs- und Aufsichtsbehörden prüfen derzeit
strengere Vorschriften. Nach Einschätzung der bayerischen Volks-
banken und Raiffeisenbanken würde dadurch die ohnehin zurück-
haltende Investitionstätigkeit der Unternehmen in Deutschland
weiter verringert.

„Jetzt haben wir es schwarz auf
weiß: Das pauschale Vorhalten
von Eigenkapital für Zinsände-
rungsrisiken geht auf Kosten der
Kreditvergabe an die Realwirt-
schaft“, sagt GVB-Präsident Ste-
phan Götzl. Der Genossenschafts-
verband Bayern schätzt die daraus
resultierende Verminderung des
Kreditvergabepotenzials allein bei
den 281 bayerischen Volksbanken
und Raiffeisenbanken auf bis zu
47,6 Mrd. Euro. Zudem wird mit
einer Verschlechterung der Finan-
zierungskonditionen gerechnet, da
die Banken entweder verstärkt
kurzfristige oder variabel verzinste
Kredite ausreichen. Götzl: „Am
Ende werden die Unternehmen für
die fehlgesteuerte Regulierung be-
zahlen müssen.“ 

Das Kompetenzzentrum Finan-
zen der Technischen Hochschule
Nürnberg hat nun erstmals unter-
sucht, welche Folgen eine Eigen-
kapitalhinterlegungspflicht auf die
Kernkapital- und Eigenmittelquo-
ten von Banken hätte. Dazu haben
die Wissenschaftler Daten von 756
Volksbanken und Raiffeisenban-

ken aufbereitet und drei Szenarien
mit unterschiedlich strengen An-
nahmen durchgerechnet. Das Er-
gebnis: Die Quoten sinken bei al-
len Instituten teils deutlich und un-
terschreiten in mehreren Fällen im
drastischsten Szenario die gesetz-
lich vorgeschriebenen Mindest-
werte. Damit würden die zur Ver-
fügung stehenden Mittel für das
Kreditgeschäft erheblich ver-
knappt.

Detailergebnisse

Die Detailergebnisse der Simu-
lationsrechnung werden unter
www.gv-bayern.de sowie in der
am 2. Februar erscheinenden Aus-
gabe von „Profil - das bayerische
Genossenschaftsblatt“ vorgestellt.
Das Kompetenzzentrum Finan-
zen der Technischen Hochschule
Nürnberg kommt in dem Beitrag
zu einem ähnlichen Fazit wie der
GVB: „Eine Eigenkapitalhinterle-
gungspflicht für Zinsänderungsri-
siken bei deutschen Banken hät-
te insbesondere für die Fremdfi-
nanzierungskosten des deutschen

Mittelstands negative Folgen“,
schreibt Matthias Fischer, Profes-
sor an der betriebswirtschaftlichen
Fakultät der Hochschule. Denn die
Banken müssten die Kosten der
verschärften Regulierung an die
Kunden weitergeben.

Der Baseler Ausschuss beschäf-
tigt sich seit einiger Zeit im Rah-
men der Umsetzung von Basel III
mit Zinsänderungsrisiken. Bislang
müssen die Institute solche Risi-
ken in Form einer Risikotragfähig-
keitsrechnung gegenüber der Ban-
kenaufsicht aufzeigen, aber dafür
kein Eigenkapital hinterlegen. Die
bayerischen Volksbanken und
Raiffeisenbanken haben mit die-
sem System insgesamt gute Erfah-
rungen gemacht. Dennoch prüft
der Baseler Ausschuss derzeit,
Zinsänderungsrisiken pauschal
mit Eigenkapital hinterlegen zu

lassen. Diese Maßnahme würde
insbesondere die deutschen Regio-
nalbanken treffen, die sich in den
vergangenen Jahren als verlässli-
che und langfristige Finanzie-
rungspartner des Mittelstands er-
wiesen haben. 

GVB-Präsident Götzl fordert
daher, die bisher praktizierte Be-
handlung der Zinsänderungsrisi-
ken beizubehalten. „Es gibt kei-
nen Grund die Vorschriften zu än-
dern. Die Volksbanken und Raif-
feisenbanken steuern ihre Zinsän-
derungsrisiken seit Jahren erfolg-
reich in Abstimmung mit der
Aufsicht aus“, betont Götzl. Zu-
dem warnt er davor, die Realwirt-
schaft in der derzeit unsicheren
konjunkturellen Lage durch Regu-
lierungsmaßnahmen „zusätzlich
zu schwächen und Investitionen
zu hemmen“.

GVB-Präsident Götzl: 

„Wir brauchen dringend ein
besseres Investitionsklima“

Der Präsident des Genossenschaftsverbands Bayern (GVB), Ste-
phan Götzl, fordert angesichts der seit Jahren anhaltenden
Zurückhaltung der Unternehmen bessere Rahmenbedingungen
für private Investitionen in Deutschland. 

„Wir brauchen dringend ein
besseres Investitionsklima. Die
Kauflaune ist gut, der Arbeits-
markt boomt und trotzdem halten
sich die Betriebe mit Ausgaben für
neue Maschinen oder Anlagen
zurück“, sagt Götzl. Die Politik
müsse aktiv werden, um private
Investitionen gezielt zu fördern.
Götzl „Wer heute nicht investiert,
dem drohen morgen Einbußen 
bei Wohlstand und Wettbewerbs-
fähigkeit.“

Steuerliche Anreize

Der GVB-Präsident spricht sich
für steuerliche Anreize aus, um die
Investitionsbereitschaft des Mittel-
stands zu stimulieren. Konkret tritt
er dafür ein, die im Jahr 2008 ab-
geschaffte degressive Abschrei-
bung wieder einzuführen. Außer-
dem verlangt Götzl einen dauer-
haften Abbau der kalten Progres-
sion, die den zahlreichen klei-
nen Personengesellschaften in
Deutschland zu schaffen macht.
Die Belastungen des Staats-
haushalts durch diese Maßnah-
men halten sich nach Einschät-
zung Götzls mittelfristig in
Grenzen: „Errichtet ein Unter-
nehmen eine neue Werkshalle in
Deutschland, ergeben sich dar-
aus in Zukunft automatisch
höhere Steuereinnahmen.“ 

Die 281 bayerischen Volks-
banken und Raiffeisenbanken
stehen bereit, um den Mittel-
stand im Freistaat bei zusätzli-

chen Investitionen zu begleiten,
wie Götzl betont. Die Kreditge-
nossenschaften haben bereits in
den vergangenen Jahren ihr an
Firmenkunden ausgereichtes
Kreditvolumen auf rund 39 Mrd.
Euro (Stand: 3. Quartal 2014)
ausgeweitet. „Wir haben die Mit-
tel und das Knowhow, um die
bayerische Wirtschaft mit zusätz-
lichen Krediten zu versorgen“,
betont Götzl. Voraussetzung da-
für sei allerdings, dass die Kredit-
vergabe nicht durch weitere Regu-
lierungsschritte erschwert wird.
Dies würde die ohnehin schwa-
che Investitionstätigkeit weiter
ausbremsen. 

Eklatante 
Investitionszurückhaltung

Die Investitionszurückhaltung
der Privatwirtschaft in Deutsch-
land ist eklatant. Die Investi-
tionsquote sinkt in der Tendenz
seit Jahren und liegt unter der
von anderen Industrieländern
wie Frankreich. Nach letztver-
fügbaren Angaben von Eurostat
beliefen sich die Bruttoanlagein-
vestitionen 2013 auf 19,8 Pro-
zent des BIP. Nach Abzug der
Abschreibungen liegen die An-
lageinvestitionen der deutschen
Unternehmen damit nur knapp
über der Nulllinie. Volkswirte se-
hen das kritisch, da ein großer und
moderner Kapitalstock die Vor-
aussetzung für nachhaltiges reales
Wirtschaftswachstum ist.
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Deutscher Sparkassen- und Giroverband:

„Diagnose Mittelstand 2015“
DSGV-Präsident Georg Fahrenschon hat in Berlin die „Diagnose
Mittelstand 2015“ vorgestellt. Jährlich widmet sich diese Studie
der wirtschaftlichen Situation und Zukunft der 3,7 Millionen klei-
nen und mittleren Unternehmen in Deutschland. Für die Publika-
tion werden zum einen die Bilanzkennzahlen der Firmenkunden
von Sparkassen ausgewertet. Zum anderen beruht sie auf einer
Expertenbefragung, bei der die Firmenkundenberater der Spar-
kassen Auskunft über die aktuelle Geschäftslage ihrer mittelstän-
dischen Firmenkunden geben. Im Fokus der Studie steht in die-
sem Jahr das Thema Finanzierung im Mittelstand.

Wie Fahrenschon ausführte, ste-
chen heuer vier Aspekte hervor:
1. Wir müssen erkennen, dass
sich der Investitionsstau bei den
Unternehmen bislang nicht auf-
gelöst hat. In den Unternehmen
herrscht nach wie vor erhebliche
Unsicherheit über die weitere
wirtschaftliche Entwicklung. Da-
bei sind die Investitionsbedingun-
gen extrem günstig. Wer heute
nicht investiert läuft morgen Ge-
fahr, ins Hintertreffen zu geraten. 
2. Der Mittelstand hat Grund, op-
timistisch zu sein und erkennt das
auch zunehmend. Die entspre-
chenden Klima-Indizes sind zu-
letzt wieder gestiegen. Der Öl-
preisverfall wirkt für die Unter-
nehmen wie ein „Sonderkonjunk-
turprogramm“, der schwache Eu-
ro zumindest für den außenwirt-

schaftlichen Bereich ebenso. Al-
les zusammen genommen halten
wir 2015 ein Wachstum von bis
zu 1,5 Prozent für erreichbar.
3. Der deutsche Mittelstand ist
hervorragend kapitalisiert, seine
Ertragssituation ist befriedi-
gend. Mit einer Eigenkapital-
quote von 22,3 Prozent im Mit-
tel wird ein neuer Rekordwert
erreicht. Die Steigerung des Ei-
genkapitals ist dabei in allen 
Betriebskategorien erfolgt. Auch
Kleinunternehmen mit einer
Umsatzgröße unter einer Milli-
on Euro verfügen mit 17,2 Pro-
zent über ein solides Eigenkapi-
talpolster. 

Zwei Drittel der Sparkassenex-
perten halten die Lage bei ihren Fir-
menkunden für im Wesentlichen
unverändert. Immerhin gut 16 Pro-

zent gehen sogar von einer verbes-
serten Lage der Unternehmen aus.
4. Bei der Finanzierung gibt es
keinerlei Engpässe. Jedes sinn-
volle Investitionsvorhaben wird
von Sparkassen und Landesban-
ken finanziert, wenn die Voraus-
setzungen stimmen. 

Aktuell gehen rund 73 Prozent
aller Firmenkundenberater der
Sparkassen davon aus, dass die
zentrale Rolle des Kredits für die
Fremdfinanzierung mittelständi-
scher Unternehmen auch in Zu-
kunft erhalten bleiben wird. „Der
klassische Hausbankkredit ist für
die mittelständischen Unterneh-
men ein bewährtes Finanzierungs-
instrument. Eine Öffnung für die
Kapitalmärkte geht bei diesen Un-
ternehmen am Bedarf vorbei“, er-
läuterte Präsident Fahrenschon.

Die EU-Kommission müsse
bei der angekündigten sogenann-
ten Kapitalmarktunion darauf
achten, funktionierende Finanzie-
rungsstrukturen nicht zu beschä-
digen. „In weiten Teilen Europas
besteht aus unserer Sicht kein
Handlungsbedarf bei der Erleich-
terung der Fremdkapitalversor-
gung für Unternehmen“, so Fah-
renschon. Vielmehr müsse die
Maxime gelten: Dort, wo es gute
und auf die jeweiligen Verhältnis-
se abgestimmte Rahmenbedin-
gungen für mittelständische Un-
ternehmen gibt, dürften diese
nicht von einer Kapitalmarkt-
union beschädigt werden.

75,1 Prozent der befragten
Sparkassen-Experten sind laut
der „Diagnose Mittelstand“ der
Auffassung, dass die derzeit ver-
haltene Kreditnachfrage in erster
Linie aus einem zu geringen
Fremdkapitalbedarf resultiert. Le-
diglich 6,1 Prozent der befragten
Experten sehen eine leichte Ver-

schiebung hin zu Kapitalmarktin-
strumenten wie beispielsweise
Anleihen.

„Diese Ergebnisse sind beson-
ders vor dem Hintergrund interes-
sant, dass in den Augen mancher
EU-Experten die Kreditvergabe
an Unternehmen durch Banken
und Sparkassen Teil des Pro-
blems ist. Tatsächlich ist sie aber
Teil der Lösung. Die Sparkassen
als regional tätige Institute haben
die Kreditvergabe an Unterneh-
men und Selbstständige stetig
ausgeweitet und sich so als ver-
lässlicher Partner des Mittel-
stands auch in wirtschaftlich sehr
schwierigen Zeiten erwiesen“,
stellte Fahrenschon fest.

Zwar sei es aus Sicht des
DSGV wirtschaftspolitisch sinn-
voll, die Rahmenbedingungen für
die Finanzierung mittelständi-
scher Unternehmen zu stärken.
Allerdings dürften die Pläne der
EU-Kommission die Hausbankfi-
nanzierung des Mittelstands in
Deutschland nicht gefährden,
warnte der DSGV-Präsident.

Fahrenschons Fazit: „Der Mit-
telstand in Deutschland ist für
mehr Investitionen und höheres
Wachstum gut gerüstet. Die glo-
balen Faktoren, die ein investi-
tionsfreundliches Klima beein-
flussen können, werden wichti-
ger. Sie können wir aber nicht
steuern. Umso wichtiger, dass
wir unsere Hausaufgaben ma-
chen. Bürokratische Hemmnisse
für die Unternehmen müssen
weiter abgebaut werden. Der ab
2015 ausgeglichene Bundes-
haushalt ist eine große Errungen-
schaft, die nicht leichtfertig aufs
Spiel gesetzt werden sollte. Bei
rekordhohen Steuereinnahmen
und einer beträchtlichen Entla-
stung durch niedrige Zinsen für
die Staatsschuld sollte dabei
auch ausreichend Raum sein, die
öffentlichen Investitionen be-
darfsgerecht auszuweiten, ohne
Bürger und Unternehmen zusätz-
lich zu belasten.“ DK

Buch-Präsentation:

Josef Wiedemann.
Die Wirkung der Dinge

Im Sparkassenverband Bayern wurde das neu 
erschienene Buch zu dem berühmten Münchener

Architekten vorgestellt

„Viele glauben mit der Rekonstruktion des Materiellen die ‚ach so
schöne Zeit‘ zurückholen zu können. Geschichte ist kein Rück-
schritt, sondern ein Vorgang. Die große musikalische Vergangenheit
des Odeons kann so wenig kopiert werden wie das Leben selber.
Wir können früheres Leben erkennen, aber nicht wiederholen.
‚Niemand steigt zweimal in den gleichen Fluss.‘ Die Flucht in die
Kopie ist ein missverstandener Begriff von Tradition.“

Mit diesen Worten beschrieb
Josef Wiedemann seine Position
eines „schöpferischen Wieder-
aufbaus“ nach dem 2. Welt-
krieg.

Wiedemann, der durch die
Wiederherstellung der Glypto-
thek wie des Odeons Münchens
Stadtbild mitprägte, schuf in
den fünfziger Jahren des letzten
Jahrhunderts drei Verwaltungs-
bauten, die sowohl historische
Bezüge aufnahmen als auch
Neues hervorbrachten. Eines
dieser Bauwerke ist der Karoli-
nenplatz 1, in dem sich heute
der Sparkassenverband Bayern
befindet, die beiden anderen
sind die Generaldirektion der
Allianz und ein Erweiterungs-
bau der Dresdner Bank. 

Jedes einzelne für sich be-
trachtet, insbesondere aber ihre
konsistente Folge, stellt den
frühen Zenit des später für seine
sakralen Bauten bekannten,
heute aber etwas in Vergessen-
heit geratenen Baumeisters dar.
In ihnen offenbart sich eine Ent-
wurfshaltung, die geprägt ist
von einer großen architektoni-
schen Eloquenz, die ihre Ur-
sprünge wiederum in einer kon-
tinuierlichen Tradition der eu-
ropäischen Baukultur sucht. Die
entsprechenden Bezüge finden
sich neben vielen anderen zum

Werk und zur Theorie von
Heinrich Tessenow, Rudolf
Schwarz und Gunnar Asplund. 

Die neu erschienene Publika-
tion „Josef Wiedemann. Die
Wirkung der Dinge“ ist das Er-
gebnis einer Forschungsarbeit
zum Frühwerk des Architekten
Josef Wiedemann, die von Re-
em Almannai am Lehrstuhl für
Entwerfen und Konstruieren
von Prof. Florian Nagler an der
TU München initiiert und gelei-
tet wurde. 

Anlässlich dieser Veröffentli-
chung fand jetzt eine Buchprä-
sentation in der Rotunde des
Sparkassenverbandes Bayern
am Karolinenplatz 1 statt. Es
sprachen: Dr. Ulrich Netzer,
Präsident des Sparkassenver-
bandes Bayern, Prof. Dr.-Ing.
Otto Meitinger, Emeritus Lehr-
stuhl für Entwerfen und
Denkmalpflege, ehemaliger
Präsident der TU München,
Prof. Dr.-Ing. Winfried Ner-
dinger, Gründungsdirektor des
NS-Dokumentationszentrums
München, Brigitta Michail,
Keramikermeisterin, Tochter
von Josef Wiedemann, Prof.
Florian Nagler, Lehrstuhl für
Entwerfen & Konstruieren, TU
München sowie Christof Satt-
ler, Hilmer & Sattler und Alb-
recht Architekten.

BayernLB und Berenberg:

Strategische 
Partnerschaft

Expertise und Erfahrung von Berenberg im Investment
Banking werden mit der Finanzierungskompetenz 

und den Kreditmöglichkeiten der BayernLB vereint

Hamburg/München – Die BayernLB und die Privatbank Beren-
berg arbeiten in Zukunft im Finanzierungsgeschäft und im In-
vestment Banking eng zusammen. Ziel der Partnerschaft ist es,
Unternehmenskunden im deutschen Markt gemeinsam ein um-
fassendes Angebot zur Verfügung zu stellen und damit erste
Adresse für Finanzierung und Investment Banking zu werden. 

Die BayernLB gehört tradi-
tionell zu den großen Finanzie-
rern sowohl des gehobenen
deutschen Mittelstandes als
auch der im Dax und MDax ge-
listeten Großunternehmen. Be-
renberg wiederum hat in den
vergangenen Jahren eine hohe
Kompetenz im Bereich Equity
Capital Markets aufgebaut und
sich nach der Zahl der 2014 be-
gleiteten Börsengänge an die
Spitze der Berater im deutsch-
sprachigen Raum gesetzt. 

Durch die Kooperation im
Sinne einer „Exzellenz-Partner-
schaft“ können die beiden Ban-
ken ihre jeweiligen Stärken wei-
ter ausbauen und vom Marktzu-
gang sowie der Expertise des je-
weils anderen profitieren.

Persönliche Betreuung

„Die Kooperation von Bayern-
LB und Berenberg ist richtungs-
weisend im deutschen Banken-
markt“, so Johannes-Jörg Riegler,
Vorstandsvorsitzender der Bay-
ernLB. „Unternehmenskunden
bevorzugen heute verstärkt spe-
zialisierte Banken, die ihnen
Spitzenqualität, persönliche Be-
treuung und kurze Entschei-
dungswege bieten. Gleichzeitig
sind Eigenkapitalberatung,
M&A, Kapitalerhöhungen und
Börsengänge in der heutigen
Unternehmenswelt eng mitein-
ander verzahnt. Unsere strategi-
sche Partnerschaft zielt genau
darauf ab. Wir sind zwei Ban-
ken mit sehr fokussierten Ge-
schäftsmodellen, die unabhän-
gig bleiben, sich aber über eine
enge Kooperation in ihrem Lei-
stungsangebot für ihre Kunden
optimal ergänzen.“

Hans-Walter Peters, Sprecher
der persönlich haftenden Ge-
sellschafter von Berenberg be-
tont: „Das ist eine Win-Win-Si-
tuation für beide Institute mit ei-
nem Ergebnis, das die Banken-
landschaft in Deutschland im

Bereich Finanzierungen und In-
vestment Banking nachhaltig
verändern wird. Kapitalmark-
taffinen, mittelständischen und
großen Unternehmen in Deutsch-
land bietet sich durch diese weg-
weisende Kooperation eine her-
vorragende Alternative zu den
amerikanischen und den wenigen
verbliebenen deutschen und eu-
ropäischen Großbanken. Es ent-
steht ein Modell für das großvolu-
mige Geschäft, das unabhängige
Transaktionsbegleitung im Invest-
ment Banking mit der Finanzie-
rungskompetenz und den Kredit-
möglichkeiten einer der führenden
Geschäftsbanken Deutschlands
vereint.“

Unternehmen benötigen für
große Eigenkapitaltransaktio-
nen neben einem erfahrenen,
platzierungsstarken und lei-
stungsfähigen Berater auch ei-
nen Bankpartner, der ihnen mit
Fremdkapital zur Seite steht. 

Erfahrene Spezialisten

Während Berenberg im Bereich
Equity Capital Markets bei der
Anzahl der Transaktionen in der
D-A-CH-Region (Deutschland,
Österreich, Schweiz) führend ist,
baut die BayernLB als Bank für
die deutsche Wirtschaft ihr Ge-
schäftsmodell im Finanzierungs-
bereich insbesondere für den ge-
hobenen Mittelstand und interna-
tionale Großunternehmen weiter
aus. „Mit der BayernLB und Be-
renberg arbeiten zwei erfahrene
Spezialisten mit dem besten aus
beiden Produktangeboten zu-
sammen“, erläutern Riegler und
Peters. „Wir sind davon über-
zeugt, dass wir unseren Kunden
damit einen echten Mehrwert
bieten.“ 

Die Kooperation erfolgt in
Form einer fest vereinbarten, lang-
fristig angelegten strategischen
Partnerschaft durch die Bildung
eines Kompetenzteams. Eine Ka-
pitalverflechtung erfolgt nicht.

BayernLB handelt 344
Tonnen Gold und Silber

Neue Angebote für Sparkassen und deren Kunden

München/Nürnberg – Im vergangenen Jahr konnte die Bay-
ernLB ihre Kundenbasis im Edelmetallhandel unter heraus-
fordernden Marktbedingungen weiter ausbauen und gute Um-
sätze erzielen: Die Bank handelte rund 345 Tonnen an physi-
schen Edelmetallen, davon knapp 302 Tonnen Silber, mehr als
42 Tonnen Gold sowie kleinere Mengen Platin und Palladium. 

„2014 war im Edelmetallhan-
del ein Jahr der Konsolidierung.
Die BayernLB konnte trotz des
intensiven Wettbewerbs ihre
Marktstellung als einer der
führenden Edelmetallhändler
im deutschsprachigen Raum
festigen“, sagt Michael Eubel,
Leiter der Abteilung Sorten &
Edelmetalle bei der BayernLB
in Nürnberg. Auch ihre Posi-
tion als Direktbezieherin der
großen internationalen Präge-
stätten hat die Bank weiter ver-
bessern können. 2014 erreichte
die BayernLB ein Listing bei
der US Mint und der Royal
British Mint jeweils zum Di-
rektbezug von Gold- und Sil-
bermünzen.

Investoren kamen im
letzten Quartal 2014 zurück

Der negative Trend bei den
Kursen für Gold und Silber
setzte sich im Jahr 2014 fort.
„Bis zum letzten Quartal mie-
den die Anleger das glänzende
Metall zumeist. Erst mit der er-
kennbaren Preisstabilisierung
im vierten Quartal investierten
die Anleger wieder kräftiger“,
so Michael Eubel. Der Gold-
preis war 2014 im Vergleich
zum Vorjahr um weitere 11,8
Prozent auf im Jahresdurch-
schnitt gut 1.266 USD je Fei-
nunze gesunken, während sich
Silber im Vergleich zum Vorjahr
um weitere 25 Prozent auf im
Jahresdurchschnitt 19,07 USD
je Feinunze verbilligte. 

Stabiler Goldabsatz

„Weit mehr als 40 Tonnen
Gold, die von der BayernLB ge-
handelt wurden, deuten nach
wie vor auf eine große Verunsi-
cherung der Anleger hin, die
ihren Portfolios weiterhin Gold
beimischen“, so Eubel. Insge-
samt blieb der Goldabsatz der
BayernLB stabil, wobei Mün-
zen und Barren ungefähr zu
gleichen Teilen gehandelt wur-
den. 

Bei den Barren fragten die
Kunden insbesondere Exempla-
re mit einem Gewicht von einer
Unze, 50 Gramm und 100
Gramm nach sowie den soge-
nannten „CombiBar“, der sich
nach dem Prinzip einer Schoko-
ladentafel in 50 Ein-Gramm-
Barren teilen lässt. Unter den
Goldmünzen waren die Ver-
kaufsschlager - wie schon in
den Vorjahren - der südafri-
kanische Krügerrand und der
Maple Leaf. Bemerkenswert an
dieser Stelle: Die BayernLB ist
einer der größten Händler für
Krügerrand weltweit.

Silbermünzen im Jahr eins
nach Mehrwertsteuer-
Erhöhung und Differenz-
besteuerung weiter gefragt

„Trotz gesunkener Preise und
rückläufiger Nachfrage zeigte
sich auch der für 2014 totge-
sagte Silbermünzmarkt überra-
schend agil. Insbesondere der
Maple Leaf aus Kanada wurde
stark nachgefragt“, zieht Mi-
chael Eubel Bilanz. Seit dem 1.
Januar 2014 gilt für im Inland
erworbene Silbermünzen der
reguläre Mehrwertsteuersatz
von 19 Prozent, nachdem sie
zuvor nur mit dem ermäßigten
Satz von 7 Prozent belegt wa-
ren. Aus dem Nicht-EU-Aus-
land importierte Silbermünzen
werden seither differenzbe-
steuert - weiterhin mit 7 Prozent

Einfuhrumsatzsteuer. Der Mehr-
wertsteuersatz von 19 Prozent
bezieht sich nur auf die Marge
(Differenz), so dass sich die
Endpreise effektiv nur um rund
ein bis zwei Prozent erhöht ha-
ben. „Unsere Umsätze jenseits
der 300 Tonnen Marke bei Sil-
ber zeigen, dass vor einem Jahr
die richtige Entscheidung ge-
troffen wurde, Silbermünzen
differenzbesteuert anzubieten. 

Weiteres Wachstum 
geplant, neue Services
etabliert

2015 plant die BayernLB im
Edelmetallgeschäft weiter zu
wachsen. Die Bank will aber
nicht nur den Großhandel wei-
ter intensivieren, sondern auch
zusätzliche Marktsegmente
durch neue Serviceangebote er-
schließen. „Wir wollen unsere
starke Marktposition im Sorten-
und Edelmetallgeschäft weiter
ausbauen. Mit unserem Kompe-
tenzzentrum in Nürnberg haben
wir die notwendigen Vorausset-
zungen geschaffen, unseren
Kunden, insbesondere auch den
Sparkassen, eine deutlich besse-
re Servicequalität liefern zu
können“, erklärt Dr. Edgar Zol-
ler, der als stellvertretender Vor-
standsvorsitzender bei der
BayernLB das Sparkassenge-
schäft verantwortet.

Neue Online-
Banking-Lösung

Für Sparkassenkunden hat die
BayernLB eine neue Online-
Banking-Lösung für die Bestel-
lung von Sorten, Edelmetallen
und Reiseschecks entwickelt.
Die Kunden können so rund um
die Uhr Bestellungen im Onli-
ne-Banking tätigen. Zudem
kauft die BayernLB in Koope-
ration mit den Sparkassen als
erste Bank in Deutschland
flächendeckend Altgold, wie
Schmuck oder Medaillen, von
Kunden an. Diesen Service nut-
zen deutschlandweit bereits
mehr als 50 Institute. Zuneh-
mend zeigen sich auch Sparkas-
sen außerhalb Bayerns über-
zeugt vom Angebot des Markt-
führers in der Sparkassen-Fi-
nanzgruppe.

Wegen der hohen Nachfrage
nach physischen Edelmetallen
sind in den vergangenen Jahren
Tresorflächen knapp geworden.
Die BayernLB bietet institutio-
nellen Kunden nun die Mög-
lichkeit, Wertgegenstände ein-
zulagern.

Über den Edelmetallhandel
der BayernLB

Die BayernLB hat sich in den
vergangenen Jahren als einer
der führenden Großhändler
von physischen Edelmetallen
im deutschsprachigen Raum
etabliert. Seit dem Jahr 2000
verzehnfachte die Bank den
Umsatz mit Barren und Anla-
gemünzen aus Gold und Silber
auf aktuell mehr als 1,5 Mrd.
Euro. 

Das Kompetenzzentrum in
Nürnberg führt rund 400 Mün-
zen und Barren im Sortiment,
die bei den wichtigen Präge- und
Scheideanstalten weltweit direkt
geordert werden. Abnehmer sind
insbesondere Sparkassen, privat-
wirtschaftliche Unternehmen
und andere Banken. Endkunden
beliefert die BayernLB nicht, da
sie am Markt als Großhändler
auftritt.
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Von der „Sozialbilanz“ 
vielseitig gestärkt

Kreis- und Stadtsparkasse Dillingen fördert ehrenamtlichen Einsatz

Dillingen (jdt). Die Präsentation der sehr vielseitig wirksa-
men Sozialbilanz der Kreis- und Stadtsparkasse Dillingen
gehört zu den Höhepunkten im reich bestückten Jahreska-
lender des Geldinstitutes. Vor zahlreichen Ehrengästen stellte
Vorstandsvorsitzender Thomas Schwarzbauer zum Ab-
schluss des „überaus erfolgreichen Geschäftsjahres“ die auch
in Fachkreisen stark beachtete Förderung beispielgebenden
ehrenamtlichen Engagements vor. 

Berücksichtigt wurden zum in-
zwischen sechsten Mal fünf Berei-
che mit hervorragender Mutma-
cher-Funktion. Unterstützt wurden
vielfältige Aktivitäten in den Be-
reichen „kirchlich, sozial und ge-
meinnützig“, „Jugend Wissen und
Lernen“, „Kunst und Kultur“, „Ju-
gend und Sport“ und verschiedene
Projekte. Der Vorsitzende des Ver-

waltungsrates der Sparkasse,
Landrat Leo Schrell, dankte Di-
rektor Schwarzbauer und den rund
400 Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter für ihren Einsatz „über den
Tellerrand des Finanzgeschäftes
hinaus“.

Thomas Schwarzbauer betonte
in seinem Grußwort den besonde-
ren Rang uneigennütziger Tätig-

keit ehrenamtlichen Wirkens für
das Gemeinwohl und Lebensqua-
lität gerade für viele Bedürftige in
der Wohlstandsgesellschaft, Mit-
bürger mit zu geringen Renten
nach einem arbeitsreichen Berufs-
leben oder ohne familiäre Gebor-
genheit. Notwendig sei für jeder-
mann Hilfen anzubieten, wo es
möglich sei für mehr Menschlich-
keit im Umgang nach dem Motto
„Ein volles Konto – aber ein leeres
Herz“. Die Sozialbilanz solle dazu
beitragen, nachdenklich zu ma-
chen und das Wertebewusstsein
anzustoßen.

Motivator Schrell

Für die Übernahme der Schirm-
herrschaft für die Sozialbilanz
dankte Schwarzbauer dem Vor-
standsvorsitzenden Landrat
Schrell: „Nicht selten sind Sie für
viele die Adresse, wenn es um Hil-
fe und Unterstützung geht. Oft-
mals sind sie der Initiator und Mo-
tivator für vielfältige Aktivitäten,
die unsere Erfolge im Landkreis
begründen und unser Gemeinwohl
fördern.

Schwarzbauer: 
Für Kunden erfolgreich

Landrat Schrell hob die von der
Kreis- und Stadtsparkasse Dillin-
gen zielbewusst und sehr erfolg-
reich gepflegte Förderung von
Heimat und Stärkung der Wirt-
schaft hervor, mit dem Leitwort
„Mehr als eine erfolgreiche
Bank“. 

Vorstandsvorsitzender Schwarz-
bauer stellte heraus, dass die Sozi-
albilanz mit ihren positiven Wir-
kungen ermöglicht werde durch
die Erfolge unter dem Motto „Wir
machen unsere Kunden erfolg-

reich“. Dokumentiert werde dies
durch nüchterne Zahlen: die Geld-
vermögensbildung mit 1,31 Milli-
arden Euro, 904 Millionen Euro
im Kundenkreditgeschäft insge-
samt und im Geschäftsvolumen
Kundengeschäft mit 2,214 Milli-
arden Euro (Geschäftsvolumen
gesamt 2,792 Milliarden Euro).
Ermöglicht worden seien über
255.000 Euro in der Sozialbilanz.
Diese verteilen sich auf 56.500
Euro „Kirchlich, sozial gem-
einnützig, 78.500 Jugend, Wissen
und Lernen, 60.500 Kunst und
Kultur, 47.500 Jugend und Sport
und 12.000 verschiedene Projekte.

Großes Interesse fanden die von
Vorstandvorsitzendem Schwarz-
bauer, Vorstand Josef Holzmann
und von der Marketingleiterin
Christine Schmid vorgestellten
Einzelheiten der Sozialbilanz mit
flächendeckenden Spendenemp-
fängern im ganzen Landkreis.

„Regens Wagner“ gefeiert

Einbezogen in die Sozialbilanz
waren unter anderem Caritas, Ar-
beitskreis Schule – Wirtschaft,
Kreisjugendring, Schulen, Jugend-
kunstwettbewerb, Hochwasser-
schutz, Donautal-Aktiv, Bauern-
verband, die Seniorengemein-
schaft Wertigen, der Historische
Verein Dillingen und Kunstaus-
stellungen. 

Sonderbeifall gab es für „Re-
gens Wagner“ und deren „Weih-
nachtskarten-Aktion“. In deren 14
Einrichtungen in ganz Bayern
werden von Behinderten seit Jah-
ren sehr sehenswerte „Grüße an
das Christkind“ produziert. Ein
spezielles Dankeschön galt den
Dillinger Franziskanerinnen Sr.
Michaela Speckner und Antonia
Stegmiller, Monsignore Rainer
Remmele und Gerhard Reile. Bei
„Regens Wagner“ ist man begei-
stert über diese hervorragende
Idee von Direktor Schwarzbauer,
von dem die originelle Weih-
nachtskarten-Erfindung für Behin-
derte stammt. Schwester Antonia
sagt: „Der Direktor Schwarzbauer
hat ein gutes Herz für uns.“

Gemeinsam begeistert von der Sozialbilanz der Kreis- und Stadt-
sparkasse Dillingen (von links): Vorstand Josef Holzmann, Schwes-
ter Antonia Stegmüller, Marketingleiterin Christina Schmid, 
Landrat Leo Schrell und VorstandsvorsitzenderThomas Schwarz-
bauer. Bild: jdt

Fokus auf Effizienz lenken: 

Wachstum darf nicht
gefährdet werden

SVB-Präsident Netzer begrüßt Überprüfung 
bestehender Finanzmarkt-Regularien

Die Bundesregierung will im Frühjahr 2015 einen Statusbe-
richt zur Regulierung des Bankensektors vorlegen. Er soll, wie
im Koalitionsvertrag vereinbart, die kumulativen Auswirkun-
gen aller einzelnen, bisher umgesetzten Finanzmarkt-Regulie-
rungen auf die Bankenlandschaft und die deutsche Wirtschaft
beleuchten. 

Ausgelöst durch die Finanz-
marktkrise wurden zur Stabili-
sierung des Finanzsystems auf
nationaler, europäischer und in-
ternationaler Ebene vielfältige
Regulierungsmaßnahmen er-
griffen. Jetzt gilt es, diese Rege-
lungen in ihrem Zusammenspiel
untereinander sowie hinsicht-
lich ihrer Treffsicherheit und ih-
rer Auswirkungen auf die Insti-
tute zu überprüfen. Schließlich
muss gewährleistet sein, dass
die unterschiedlichen Regulie-
rungsansätze in Summe keine
Wettbewerbsverzerrungen im
Finanzsektor verursachen oder
bremsend auf das Wirtschafts-
wachstum einwirken.

Instrumente 
besser verzahnen

Dr. Ulrich Netzer, Präsident
des Sparkassenverbands Bay-
ern, begrüßt das Vorhaben. In-
nerhalb der Regulierungsland-
schaft müssten die verschiede-
nen im Einsatz befindlichen In-
strumente noch um einiges bes-
ser verzahnt und miteinander
abgestimmt werden. Die Qua-
lität der Regelungen muss
wieder vor Quantität und Ge-
schwindigkeit stehen. „Nach-
dem bisher die Stabilisierung

der Finanzmärkte im Vorder-
grund stand, muss jetzt das Au-
genmerk auf die Effizienz der
Maßnahmen gelegt werden. In-
konsistente und damit ineffiziente
Finanzmarktregeln gefährden das
Wachstum unserer Wirtschaft. Ne-
ben aller Regulierung zugunsten
der Stabilität müssen die Rah-
menbedingungen für ein ange-
messenes Wachstum der Wirt-
schaft in Deutschland und Bay-
ern erhalten bleiben“, betont Prä-
sident Netzer.

Politik in der Verantwortung

„Die Kosten der Regulierung,
wie zum Beispiel stetig zuneh-
mende gesetzliche und aufsicht-
liche Prüfungs-, Reporting- und
Controlling-Auflagen, belasten,
in Verbindung mit dem dauer-
haften Niedrigzinsumfeld, auch
die Ertragssituation stabiler
Kreditinstitute wie die Sparkas-
sen es sind. Aber nur profitable
Sparkassen sind dauerhaft sta-
bil“, gibt Netzer weiter zu be-
denken. „Die Sparkassen sind
die wichtigsten Partner bei der
Finanzierung des Wachstums
der Realwirtschaft. In dieser
Rolle sollten sie von Seiten der
Politik gestärkt und nicht ge-
schwächt werden.“

BayernLB überweist 
700 Mio. Euro an den

Freistaat Bayern
Bank setzt EU-Verpflichtungen verlässlich um

Bereits knapp 3,1 Mrd. Euro an Freistaat bezahlt
Eigenkapitalausstattung der Bank bleibt weiter solide

München - Die BayernLB überweist weitere 700 Mio. Euro
an den Freistaat Bayern und erfüllt somit auch im Jahr
2014 verlässlich den Rückzahlungsplan der EU. Insgesamt
hat die Bank damit seit 2009 Zahlungen in Höhe von
knapp 3,1 Mrd. Euro geleistet, wovon rund 2,7 Mrd. Euro
auf die Beihilferückzahlungsverpflichtungen anrechenbar
sind.

„Wir haben in diesem Jahr in unserem Kundengeschäft ge-
zeigt, dass wir operativ auf einem sehr guten Weg sind“, so Jo-
hannes-Jörg Riegler, Vorstandsvorsitzender der BayernLB.
„Gleichzeitig konnten wir mit dem Verkauf der MKB sowie
des ABS-Portfolios zwei wesentliche Altlasten beseitigen und
haben den Stresstest der EZB erfolgreich bestanden. Es freut
uns ganz besonders, dass wir nach der erst kürzlich und vor-
zeitig erfolgten Milliardenzahlung das Jahr nun mit der Rück-
zahlung eines weiteren hohen Betrages an den Freistaat Bay-
ern abschließen können.“

Die Rückzahlung wurde von der EU-Kommission beauflagt
und unterlag der Zustimmung der Bankenaufsicht.

Zum Stichtag 30.09.2014 lag die CET-1-Kapitalquote der
BayernLB bei 14,0 Prozent. Die Eigenkapitalausstattung der
Bank bleibt auch nach der erneuten Zahlung sehr solide.

Frank Habermaier, Vorsitzender des Vereins Feuerwehrerlebnis-
welt Bayern e. V., freut sich über die Stiftungsurkunde, die ihm von
Cornelia Kollmer, Kuratoriumsvorsitzende der HAUS DER STIF-
TER - Stiftergemeinschaft der Stadtsparkasse Augsburg und Vor-
standsmitglied der Stadtsparkasse Augsburg, überreicht wurde.

Stiftung
„Feuer & Flamme“

geht an den Start 
Die Feuerwehrerlebniswelt Bayern erhält

weitere Unterstützung 

DerVerein Feuerwehrerlebniswelt Bayern e.V., der in Augsburg ein
in Deutschland einmaliges Projekt verwirklichen möchte, hat einen
weiteren Baustein hinzugefügt, um die „Feuerwehrerlebniswelt
Bayern“ als dauerhafte Einrichtung zu etablieren. 

Zur weiteren Unterstützung die-
ses Projektes und zur Förderung
der allgemeinen Aufklärung und
Prävention im Bereich Brand-
schutz in Haushalt, Beruf oder
Umwelt wurde im November
2014 die Stiftung „Feuer und
Flamme“ in der „HAUS DER
STIFTER – Stiftergemeinschaft
der Stadtsparkasse Augsburg“ ge-
gründet. 

Damit haben potentielle Unter-
stützer nun auch die Möglichkeit,
neben einer Mitgliedschaft oder
einer Spende, die Feuerwehrer-
lebniswelt und Projekte, durch die
das richtige Verhalten im Brand-
und/oder Katastrophenfall, der
Umgang mit Brandschutzeinrich-
tungen, Löschgeräten und Lösch-
mitteln sowie Erste Hilfe praktisch
und theoretisch vermittelt werden,
langfristig durch eine Zustiftung
zu fördern. 

Die Stiftung „Feuer und Flam-

me“ wurde zur dauerhaften Unter-
stützung eingerichtet und wird aus
den Stiftungserlösen die Arbeit im
Bereich des Feuer-, Arbeits-, Kata-
strophen- und Zivilschutzes sowie
der Unfallverhütung beständig
durch jährliche Zuwendungen för-
dern und finanzielle Spielräume
öffnen. 

Zustiftungen möglich

Neben einer direkten Zuwen-
dung an die Stiftung „Feuer und
Flamme“ ist es im „HAUS DER
STIFTER – Stiftergemeinschaft
der Stadtsparkasse Augsburg“ auch
möglich, eine Stiftung im eigenen
Namen zur Förderung der Stif-
tungsziele über den Verein Feuer-
wehrerlebniswelt e.V. einzurichten.
Zustiftungen können zu jeder Zeit
und ab einem Betrag in Höhe von
500,00 Euro erfolgen. Auch Nach-
lassstiftungen sind möglich.

Chefvolkswirte der Sparkassen-Finanzgruppe:

Warnung vor
Wechselkursorientierung in

der EZB-Geldpolitik
Die von der EZB forcierte Abwertung des Euro kann kurzfri-
stig zur Belebung von Inflation und Nachfrage beitragen, die
fundamentalen Probleme des Euroraums werden damit aber
nicht gelöst. Dies ist die Kernaussage einer Analyse, der Chef-
volkswirte der Landesbanken und des DSGV. Zudem warnen
die Chefvolkswirte auch vor einer zunehmenden Wechselkur-
sorientierung in der Geldpolitik, da diese einen ruinösen Ab-
wertungswettlauf mit allen damit verbundenen Gefahren für
die weltweite Finanzstabilität in Gang setzen könnte.

„Wenn mit der EZB jetzt
mehr und mehr Zentralbanken
weltweit offen oder verdeckt
eine Abwertung ihrer Wäh-
rung anstreben, kann sich dies
zu einem unguten Wettlauf
verstärken“, so Dr. Michael
Wolgast, Chefvolkswirt des
DSGV. Erforderlich sei viel-
mehr der Verzicht auf einsei-
tige Wechselkursziele, eine
internationale Koordinierung
der Geldpolitik und eine Be-
schränkung der globalen Geld-
schöpfung.

Überschätzte Vorteile

Überdies würden die Vorteile
einer Abwertung des Euro auf
die Wirtschaft im Euroraum
überschätzt. „Eine Abwertung
des Euro hilft zwar dem Export.
Davon profitiert aber vor allem
z. B. Deutschland, für die Län-
der in der Peripherie ergibt sich
kaum ein Effekt“, so der Chef-
volkswirt der Bayerischen Lan-
desbank, Dr. Jürgen Michels,

der die Studie federführend be-
treut hatte. Überdies überwögen
auch sonst die negativen Ne-
beneffekte einer Abwertung,
vor allem wegen einer drohen-
den Verschiebung dringend not-
wendiger Strukturreformen, ge-
genüber den kurzfristigen Vor-
teilen.

Reformen fortsetzen

Die Chefvolkswirte der Spar-
kassen-Finanzgruppe fordern
daher eine Fortsetzung der
Strukturreformen und eine wei-
tere Konsolidierung der öffent-
lichen Finanzen im Euroraum.
Unterzeichner der Studie sind
neben Wolgast und Michels,
Uwe Burkert, Landesbank Ba-
den-Württemberg, Uwe Dürkop,
Berliner Sparkasse, Folker Hell-
meyer, Bremer Landesbank, 
Dr. Ulrich Kater, Deka-Bank,
Dr. Cyrus de la Rubia, HSH
Nordbank, Dr. Gertrud Traud,
Helaba und Dr. Torsten Win-
dels, Nord LB.

Schuldscheindarlehen
an Kommune in NRW

Die Bayerische Versorgungskammer vergibt ein Schuldschein-
darlehen in zweistelligerMillionenhöhe an eine Kommune in Nord-
rhein-Westfalen (NRW).

Wieder hat sich eine große
Stadt in NRW dazu entschieden,
zinsgünstig und vor allem pla-
nungssicher, Darlehen mit kur-
zer Laufzeit in Schuldschein-
darlehen mit langer Laufzeit
umzuschulden. Die traditionelle
Finanzierung über eher kürzer
laufende Bankkredite wird da-
mit perfekt ergänzt.

Der Finanzierungsbedarf der
Kommunen ergänzt sich in
idealer Weise mit der Suche in-
stitutioneller Investoren, wie

der Bayerischen Versorgungs-
kammer, nach Schuldnerdiver-
sifikation. Die Bayerische Ver-
sorgungskammer hat in den
letzten Jahren bereits mehrere
große Kommunalfinanzierun-
gen durchgeführt.

Die bilaterale Transaktion wur-
de von der SEB AG geführt. Die
SEB ist in Deutschland, neben
dem Geschäft mit Firmen- und
institutionellen Kunden sowie
Asset Management, ein führen-
der Kommunalfinanzierer.
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Kredite in der Schweiz: 

Kommunen 
verspekulieren sich!

„Die unerwartete Aufwertung des Schweizer Franken trifft einige
deutsche Kommunen, vor allem in Nordrhein-Westfalen tief ins
Mark“, so der CSU-Finanzexperte Markus Ferber, MdEP. Weil ei-
nige deutsche Kommunen Kredite in der Schweizer Landes-
währung aufgenommen hatten und nicht in Euro, bedeutet die
Freigabe des Schweizer Franken eine erhebliche finanzielle Mehr-
belastung. 

Diese Städte und ihre Kämme-
reien haben auf die niedrigen Zins-
kosten spekuliert und sich auf ei-
nen stabilen Wechselkurs verlas-
sen. „Dieser Schuss ist jetzt nach
hinten losgegangen“, so Ferber,
der auch stellvertretender Vorsit-
zender des Ausschusses für Wirt-
schaft und Währung ist.

Um genau diese Szenarien in
Zukunft zu vermeiden, hat Markus
Ferber bei den Verhandlungen
über die Revision der Finanzmark-
trichtlinie (MiFID II) ein Spekula-
tionsverbot für Kommunen und
lokale Behörden gefordert. Aber
die Mitgliedsstaaten hatten diese
strenge Linie Ferbers in den Ver-
handlungen nicht unterstützt. 

Der Europaabgeordnete wollte,
dass es Kommunen künftig nicht
mehr möglich sein sollte, mit den
Geldern der Steuerzahler Miss-
wirtschaft zu betreiben und zu spe-
kulieren. „Sie sollen sich auf ihre
Hauptaufgaben und den Bürger-

service vor Ort konzentrieren.
Denn, dass spekulative Handel-
saktivitäten von Kommunen deut-
lich schief gehen können, hat die
Vergangenheit leider schon zu oft
gezeigt“, so Ferber. Kommunen
haben sich auf teils sehr spekulati-
ve Geschäfte eingelassen, um die
Schuldenlast zu drücken, wie der
Fall der Stadt Landsberg am Lech
zeigt.

Konzentration
auf Kernaufgaben

Der CSU-Politiker fordert jetzt
alle Kommunen auf, sich auf ihre
Kernaufgaben zu konzentrieren.
„Kommunen sind keine professio-
nellen Anleger, deswegen sollten
sie auch keine hochspekulativen
Geschäfte mit Steuerzahlergeld
betreiben. Der aktuelle Fall sollte
alle Kommunen dazu anhalten, ih-
re Aktivitäten genau zu prüfen und
gegebenenfalls zu beenden.“

Haushaltsabschluss 2014:

Keine Aufnahme
neuer Schulden

Das Bundesfinanzministerium hat am 13. Januar 2015 in Berlin
den vorläufigen Abschluss des Bundeshaushalts 2014 vorgelegt. Im
Haushaltsplan 2014 war eine Neuverschuldung von 6,5 Milliarden
Euro vorgesehen. Gegenüber dem Haushaltsplan ergeben sich
höhere Steuereinnahmen von 2,6 Milliarden Euro, höhere Verwal-
tungseinnahmen von 2,9 Milliarden Euro und Minderausgaben
von 1,0 Milliarden Euro. Damit hat derBund im Haushalt 2014 kei-
ne neuen Schulden aufgenommen.

Der strukturelle Überschuss des
Bundes lag auf Basis der vorläufi-
gen Daten für 2014 bei 0,28 % des
Bruttoinlandsprodukts. Die Vorga-
ben der Schuldenbremse wurden
dabei erneut mit deutlichem Ab-
stand eingehalten. 

Niedrigere Zinsausgaben

Die Ausgaben des Bundeshaus-
halts im Jahr 2014 betrugen 295,5
Milliarden Euro und damit 1,0
Milliarden Euro weniger als ver-
anschlagt. Sie erreichen damit den
niedrigsten Stand seit 2009. Dies
lag unter anderem an erheblichen
Minderausgaben bei den Zinsaus-
gaben. Für den Europäischen Sta-
bilitätsmechanismus wurden plan-
mäßig 4,3 Milliarden Euro bereit-
gestellt. 

Die Steuereinnahmen des Bun-
des beliefen sich auf 270,8 Milliar-
den Euro und lagen damit um 2,6
Milliarden Euro über dem Soll-
wert. Auch die Prognose des Ar-
beitskreises „Steuerschätzungen“
aus November 2014 wurde um 1,8
Milliarden Euro überschritten. Ins-
besondere niedrigere EU-Eigen-
mittelabführungen und die Ent-
wicklung bei der Körperschaft-
steuer haben zu den Mehreinnah-
men beigetragen.

Verwaltungseinnahmen

Bei den Verwaltungseinnahmen
wurde der vorgesehene Planwert
um 2,9 Milliarden Euro über-
schritten. Grund sind insbesondere
Mehreinnahmen bei den zweckge-
bundenen EU-Einnahmen. Zudem

musste die Vorsorge für die beim
Bundesfinanzhof anhängigen Ver-
fahren zur Erhebung der Kern-
brennstoffsteuer nicht in Anspruch
genommen werden.

Die Sondervermögen des Bun-
des entwickelten sich 2014 wie
folgt: Das zur Beseitigung von
Hochwasserschäden errichtete
Sondervermögen „Aufbauhilfe“
wurde im Sommer 2013 mit Mit-
teln in Höhe von 8 Milliarden Eu-
ro ausgestattet. Aus dem Sonder-
vermögen wurden bis zum 31. De-
zember 2014 rund 1,4 Milliarden
Euro verausgabt, davon rund 0,8
Milliarden Euro im Jahr 2014. Die
Mittelbewilligungen an die An-
tragsteller lassen jedoch einen
deutlich höheren Bedarf erkennen.

Energie- und Klimafonds

Der Energie- und Klimafonds
(EKF) hat im Jahr 2014 Einnah-
men in Höhe von rund 1,3 Milliar-
den Euro (inkl. Rücklage) ver-
bucht, davon rund 0,7 Milliarden
Euro aus Erlösen aus der Verstei-
gerung von CO2-Emissionszerti-
fikaten und 0,5 Milliarden Euro
aus der Zuweisung aus dem Bun-
deshaushalt. Dem standen Pro-

grammausgaben in entsprechen-
der Höhe gegenüber. Im Jahr 2014
wurden der Rücklage keine Beträ-
ge zugeführt.

Zum 31. Dezember 2014 stehen
beim Finanzmarktstabilisierungs-
fonds FMS (SoFFin) keine Liqui-
ditätsgarantien für Unternehmen
des Finanzsektors sowie Rekapita-
lisierungsmaßnahmen für vier Un-
ternehmen in Höhe von 16,8 Mil-
liarden Euro aus. Unter Berück-
sichtigung aller laufenden bzw.
ausgelaufenen Transaktionen wur-
de die Kreditermächtigung des
SoFFin per Ende September 2014
in Höhe von 25,2 Milliarden Euro
genutzt.

Kinderbetreuungsausbau

Der Bund hat mit dem Gesetz
zur zusätzlichen Förderung von
Kindern unter drei Jahren in Ta-
geseinrichtungen und Kinderta-
gespflege in den letzten Jahren für
den investiven Ausbau der Kin-
dertagesbetreuung im Sonderver-
mögen Kinderbetreuungsausbau
insgesamt rund 2,7 Milliarden
Euro zur Verfügung gestellt.

Von den im Jahr 2014 zur Ver-
fügung stehenden Mitteln von
rund 560 Millionen Euro wurden
rund 360 Millionen Euro veraus-
gabt. Die verbleibenden Mittel
werden in das Folgejahr übertra-
gen. Im Jahr 2014 stellte der
Bund im Rahmen der jährlichen
zusätzlichen Mittel für Betriebs-
kosten einen Betrag von 807,5
Millionen Euro zur Verfügung.

LfAfördert 5.000 Handwerker
mit über einer Milliarde Euro

Mittel fließen in neue Maschinen, Erweiterungen 
und Energieeffizienz 

Die LfA Förderbank Bayern hat in den vergangenen drei
Jahren 5.000 Handwerksbetriebe gefördert. Die Firmen er-
hielten 1,025 Mrd. Euro an zinsgünstigen Krediten. Damit wollen
die Handwerker Investitionen in Höhe von 1,7 Mrd. Euro verwirk-
lichen – zumeist in den Bereichen Wachstum, Modernisierung und
Energieeinsparung. Das gaben der neue Präsident des Bayerischen
Handwerkstags Georg Schlagbauer und LfA-Vorstandschef Dr.
Otto Beierl bei einem Treffen bekannt.

„Die hohe Fördernachfrage
zeigt: Handwerker brauchen eine
einfache, günstige und verlässliche
Finanzierung. Deshalb begrüßen
wir die neue Initiative von Wirt-
schaftsministerin Ilse Aigner zur
Modernisierung des für unsere
Handwerker sehr wichtigen Mit-
telstandskreditprogramms. Gerade
die Verlängerung der Gründungs-
förderung auf fünf Jahre, die Er-
weiterung der Finanzierungsberei-
che und die Bereitstellung langer
Kreditlaufzeiten bei Firmennach-
folgen helfen den Betrieben ganz
enorm“, sagte Handwerkspräsi-
dent Schlagbauer. 

„Mit den geförderten Investitio-
nen konnten die Betriebe über
90.000 Arbeitsplätze sichern und
rund 3.500 neue Jobs schaffen.
Damit helfen Förderkredite dem
Handwerk auch, die dringend

benötigten Fachkräfte zu halten
und neue zu gewinnen. Immer
stärker gefragt werden unsere För-
dermittel für mehr Energieeffizi-
enz, gerade in energieintensiven
Bereichen wie dem Lebensmittel-
handwerk“, erklärte Bankchef
Beierl.

Die LfA ist die staatliche Spezi-
albank zur Förderung des Mittel-
stands in Bayern. Die Förderkredi-
te werden grundsätzlich bei den
Hausbanken der Unternehmen be-
antragt und über diese ausgereicht.
Um den Wirtschaftsstandort Bay-
ern zu stärken, unterstützt die LfA
auch kommunale Infrastrukturvor-
haben. 
Informationen zu den Finan-
zierungsmöglichkeiten bietet
die LfA-Förderberatung: Tel.:
0800 / 21 24 24 0 (kostenfrei),
www.lfa.de

LfAFörderbank Bayern:

Hans Peter Göttler
verstärkt Vorstand

Hans Peter Göttler wurde mit Wirkung vom 1. Januar 2015 neu in
den Vorstand der LfA Förderbank Bayern berufen. „Herzlichen
Glückwunsch! Für Ihre neue Aufgabe wünsche ich Ihnen viel Glück
und Erfolg“, stellte Finanzstaatssekretär Johannes Hintersberger bei
der Aushändigung der Bestellungsurkunde in München fest. Mit die-
ser personellen Weichenstellung ist der Vorstand der LfAFörderbank
Bayern unter der Leitung des Vorsitzenden Dr. Otto Beierl für die Zu-
kunft bestens gerüstet.

Der neue Vorstand Göttler, Jahrgang 1960, war nach dem Studium
der Rechtswissenschaften 1989 beim Wirtschaftsministerium in den
Staatsdienst eingetreten. In seiner Laufbahn war er unter anderem als
Aufbauhelfer im Wirtschaftsministerium des Freistaats Sachsen tätig.
Zeitweise war er ferner für eine hauptberufliche Tätigkeit bei der
Bayernwerk AG beurlaubt. Nach unterschiedlichen Referatsleitun-
gen im Wirtschaftsministerium seit 1997 und der Leitung des Refe-
rats Wirtschafts- und Verkehrspolitik in der Bayerischen Staatskanz-
lei von 2006 bis 2008 war er von 2008 bis 2013 Leiter der Abteilung
„Verkehr“ im Wirtschaftsministerium. Seit 1. Juli 2013 ist er Gener-
albevollmächtigter der LfAFörderbank Bayern.

Schuldenatlas Deutschland:

Glückliches Bayern
Erfreuliche Zahlen gibt es aus bayerischen Landkreisen zu ver-
melden, was die Zahl der verschuldeten Privatpersonen in ganz
Deutschland anbelangt. Im aktuellen Ranking der niedrigsten
Schuldnerquoten (Quelle: Schuldneratlas, Herausgeber: Credi-
treform Boniversum GmbH) liegen auf den ersten zehn Plätzen
ausnahmslos bayerische Landkreise. 

Eichstätt (3,67 Prozent), Erlan-
gen-Höchstadt (4,76 Prozent) und
Schweinfurt (4,92 Prozent) führen
das positive Ranking unter allen
Kreisen und kreisfreien Städten
an. Es folgen die Landkreise Neu-
burg-Schrobenhausen, Donau-
Ries, Straubing-Bogen, Würz-
burg, Aichach-Friedberg, Neu-
markt i d. OPf. sowie Landsberg
am Lech, das mit einer Quote von
5,33 Prozent immer noch deutlich
unter dem Bundesdurchschnitt
von 9,9 Prozent liegt. Diese Kenn-
zahl bezeichnet das Verhältnis
überschuldeter Personen zu allen
Personen ab 18 Jahren.

In 14 Bundesländern haben die
Überschuldungsfälle zugelegt -
nur zwei Bundesländer hielten die
Zahl der überschuldeten Verbrau-
cher konstant. Bayern (7,00 Pro-
zent), Baden-Württemberg (8,02
Prozent) sowie Thüringen (9,07
Prozent) und Sachsen (9,31 Pro-
zent) bleiben unter dem gesamt-
deutschen Durchschnitt von 9,90
Prozent. Insgesamt leben in
Deutschland 6,7 Millionen Bürger
über 18 Jahre, die überschuldet
sind und nachhaltige Zahlungs-
störungen aufweisen.

Die Fälle mit hoher Überschul-
dungsintensität - eine Vielzahl mit-
einander verknüpfter Negativ-
merkmale, meist mit juristischen
Sachverhalten - haben für einen
Zugang von 105.000 Fällen (plus
2,8 Prozent) insgesamt gesorgt.
Die geringere Überschuldungsin-
tensität - bei der es sich meist um
nachhaltige Zahlungsstörungen
handelt - hat um 16.000 Fälle ab-
genommen. 

Während Männer sich mit einer
Schuldenhöhe von durchschnitt-
lich 36.500 Euro konfrontiert se-
hen, sind es bei Frauen 28.100 Eu-
ro. Insgesamt hat sich die durch-
schnittliche Schuldenhöhe der
überschuldeten Bürger von 36.900
Euro (2006) auf 32.600 Euro
(2014) verringert. Aktuell beträgt
die Gesamtschuldenhöhe aller be-
troffenen Personen rund 217,8
Mrd. Euro. 

Die Zahl junger Überschuldeter
(bis 29 Jahre) ist 2014 um 45.000
Fälle auf rund 1,75 Millionen
Schuldner zurückgegangen (mi-
nus 2,5 Prozent). Allerdings zeigt

die Entwicklung von 2004 bis
2014 eine Zunahme von 68 Pro-
zent. Auch wenn die Gruppe der
über 70-jährigen Überschuldeten
mit aktuell 134.000 Fällen rela-
tiv gering ausfällt, so hat sie
doch einen Anstieg von 23.000
Betroffenen gegenüber dem Vor-
jahr zu registrieren (plus 20,7 Pro-
zent). 

Das Verhalten und die Einstel-
lung zu Finanzen und Konsum,
aber auch die Chancen zur Weiter-
bildung und sozialer Stabilität
werden in Familien gebildet und
weitergegeben. Legt man die Zahl
von Empfängern sozialer Min-
destsicherung zugrunde, die für
2012 7,25 Millionen betroffene
Personen umfasste, so sind nach
einer Umfrage unter den relevan-
ten Ämtern rund 15 Prozent be-
troffen. Das entspricht rund einer
Million Menschen, die sich in ei-
ner Generationsübergreifenden
Überschuldung befinden. Nach
Aussage der befragten Sozialäm-
ter und Schuldnerberatungsstellen
gehen diese zu 56 Prozent von ei-
ner Steigerung des Phänomens
„Generationsübergreifende Über-
schuldung“ in den vergangenen
fünf Jahren aus.

SoliderArbeitsmarkt

In einer ersten Reaktion zeigte
sich Schweinfurts Landrat Florian
Töpper sehr erfreut über das
Abschneiden seines Landkrei-
ses: „Das aktuelle Ranking zeigt
erneut, dass wir hier einen sehr so-
liden Arbeitsmarkt haben und das
Leben bei uns bezahlbar ist.“
Natürlich, so Töpper, trage auch
die Schuldnerberatung einen
wichtigen Teil zu dem guten Er-
gebnis des aktuellen Rankings bei.

Auch der Landkreis Schwein-
furt unterstütze die von der Kol-
ping-Bildungszentrum Schwein-
furt GmbH betriebene Schuld-
nerberatungsstelle in Schwein-
furt jährlich mit rund 70.000 Eu-
ro. Jeder Bürger aus dem Land-
kreis, der aus welchem Grund
auch immer in die Schuldenfalle
geraten ist, könne sich dort ko-
stenlos mit professioneller Un-
terstützung bei der Bewältigung
der Probleme helfen lassen. DK

400 Millionen Euro 
für den Staatshaushalt

Spielteilnehmer gewinnen bei LOTTO Bayern
540 Millionen Euro 

Die Staatliche Lotterieverwaltung schüttete 2014 wieder mehr
als eine halbe Milliarde Euro an die Spielteilnehmer aus. „An
die Staatskasse flossen rund 400 Millionen Euro an Lotterie-
steuer und Gewinnabführung von LOTTO Bayern. Damit
wurden vielfältige soziale und kulturelle Leistungen für die
Bürger überhaupt erst möglich“, stellte Finanzminister Dr.
Markus Söder anlässlich der Lotto-Bilanz 2014 fest. 12 neue
Lotto-Millionäre gab es 2014 in Bayern. Insgesamt wurden
rund 540 Millionen Euro an die Spielteilnehmer ausgeschüttet. 

Bei LOTTO 6aus49 haben
Spielaufträge aus bayerischen An-
nahmestellen viermal die höchste
Gewinnklasse (sechs Richtige plus
Superzahl) getroffen, 30 mal er-
zielten bayerische Spielteilnehmer
„sechs Richtige“. Den höchsten
Einzelgewinn bei LOTTO - knapp
9,47 Millionen Euro - erzielte ein
Spielteilnehmer aus der Oberpfalz. 

Über 7,8 Millionen Euro gingen
bei LOTTO an einen Spielteilneh-
mer aus Niederbayern, über sechs
Millionen Euro an einen unterfrän-
kischen Spielteilnehmer und über
2,8 Millionen an einen Spielteil-
nehmer aus Mittelfranken. Für
„sechs Richtige“ ohne Superzahl
wurden knapp 2,8 Millionen Euro
und über 2,3 Millionen Euro nach

Oberbayern überwiesen. 
Im Spiel 77 entfiel die höchste

Gewinnklasse im Jahr 2014 vier-
mal auf Bayern. Fast 7,6 Millionen
Euro gewann ein Spielteilnehmer
aus Niederbayern, knapp 1,9 Mil-
lionen Euro ein Spielteilnehmer
aus Oberbayern. Jeweils knapp 1,2
Millionen Euro gab es für zwei
Spielscheine, die in Schwaben und
Oberbayern abgegeben wurden.

Bei der Lotterie GlücksSpirale
gab es 2014 in der höchsten Ge-
winnklasse 7 je einen Treffer in
Schwaben und Mittelfranken. Die-
se bedeutet eine monatliche le-
benslange Sofortrente von minde-
stens 7.500 Euro bzw. bei Barablö-
se einen Einmalbetrag von 2,1
Millionen Euro bedeutet.

Bayerns Volksbanken und Raiffeisenbanken:

Verlässliche Kreditpartner
der Landwirtschaft

Die bayerischen Volksbanken und Raiffeisenbanken bleiben wei-
terhin mit großem Abstand der bedeutendste Finanzierungspart-
ner der Landwirtschaft im Freistaat. Die Kreditgenossenschaften
erhöhten ihren Marktanteil im Kreditgeschäft nach den ersten
neun Monaten des laufenden Jahres leicht um 0,6 Prozentpunkte
auf 64,0 Prozent, wie aus aktuellen Zahlen der Deutschen Bundes-
bank hervorgeht. Damit setzten die Volksbanken und Raiffeisen-
banken das kontrollierte Kreditwachstum der vergangenen Jahre
im Agrarsektor fort. 

„Bayerns Bauern können sich
auf uns verlassen. Die Volksban-
ken und Raiffeisenbanken stehen
der Landwirtschaft im Freistaat
auch weiterhin als zuverlässiger
Kreditgeber zur Seite“, kommen-
tiert Stephan Götzl die Bundes-
bank-Statistik. 

Vertrauensbasis

Der GVB-Präsident betont, dass
dies auch für die momentan „her-
ausfordernden Zeiten“ gilt. Er ver-
weist dabei auf die Ukraine-Krise
und den damit verbundenen russi-
schen Importstopp von einigen

Agrarerzeugnissen, der teilweise
auch die bayerische Landwirt-
schaft betrifft. 

Götzl weiter: „Die Kreditgenos-
senschaften setzen auf langfristige
Kundenbeziehungen. Wir kalku-
lieren ein, dass es Wirtschaftszy-
klen mit Höhen und Tiefen gibt.
Dafür vertrauen uns die Kunden.“

Insgesamt hatten die bayeri-
schen Volksbanken und Raiffei-
senbanken zum Ende des dritten
Quartals 2014 Kredite in Höhe
von 5,5 Mrd. Euro an die Land-
wirtschaft ausgegeben. In den ver-
gangenen Jahren war dieser Be-
trag beständig gewachsen.
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Das Förderinstitut der BayernLB

Gestalten Sie die Zukunft 
Ihrer Kommune.

Nutzen Sie unsere günstigen Finanzierungsangebote.

Als Kommunalkredit- und Förderbank des Freistaats Bayern 

helfen wir Ihnen, die passende Kombination aus Kommunalkredit 

und kommunalem Förderkredit zu finden. 

Näheres erfahren Sie unter  www.bayernlabo.de 

oder über die Hotline für Kommunen +49 89 2171-22004.

Die BayernLabo – Ihr zuverlässiger Partner 

bei der Finanzierung kommunaler Investitionen.

Effizient durch weniger Bargeld: 

Kommunen wollen sich
besser aufstellen

Umfrage zum elektronischen Bezahlen in der Verwaltung
Im Zuge der Umsetzung des E-Government-Gesetzes soll auch das
Bezahlen in der Verwaltung schrittweise auf elektronische Verfah-
ren umgestellt werden. Das soll Ressourcen sparen und die Effizi-
enz bei Verwaltungsvorgängen steigern. Viele Kommunen sind be-
reits gut aufgestellt und bieten bargeldlose Bezahlsysteme in der
Verwaltung an. Und auch in Zukunft wird Bargeld mehr und mehr
aus derVerwaltung und Einrichtungen verdrängt – so prophezeien
es die Teilnehmer einer Umfrage im Auftrag des Deutschen Städte-
und Gemeindebundes e.V. und der Initiative GeldKarte e.V., die im
Oktober und November 2014 unter 71 kommunal Verantwortli-
chen durchgeführt wurde.

Rund zwei Drittel der befragten
kommunalen Verantwortlichen
geben an, dass bargeldloses Be-
zahlen in ihrer Kommune bereits
umgesetzt wird. Ungefähr zwei
Drittel der Dienstleistungen in
Bürgerämtern können darüber
hinaus bereits online genutzt wer-
den. Eine Online-Bezahlung die-
ser Dienstleistungen ist bislang
aber nur in wenigen Fällen (13
Prozent) möglich. 

Nach der Barzahlung ist bereits
heute die Zahlung per girocard die
zweitgängigste Methode in Bür-
gerämtern. Geht es um die bevor-
zugte Bezahlmethode des Kassen-
personals und der Bürger, steht je-
doch nicht die Barzahlung an er-

ster Stelle, sondern in beiden Fäl-
len mit deutlichem Abstand die
girocard-Zahlung. 

Jenseits der Bürgerämter

So denken 38 Prozent der Be-
fragten, dass ihr Kassenpersonal
Zahlungen per girocard bevorzu-
gen würde und sogar 49 Prozent
gehen davon aus, dass Bürger am
ehesten per girocard zahlen, wenn
alle abgefragten Bezahlmöglich-
keiten – Bargeld, girocard, Über-
weisung, Lastschrifteinzug, Kre-
ditkarte und GeldKarte – zur Aus-
wahl stünden. Sinnvoll erscheint
es den Befragten außerdem, bar-
geldloses Bezahlen auch jenseits

der Bürgerämter, vor allem in
Büchereien, Schwimmbädern,
am Parkscheinautomaten und
im Öffentlichen Personennah-
verkehr einzusetzen.

Kleinbetragszahlungen

Neben der girocard als All-
round-Talent sind GeldKarte und
girogo Spezialisten bei Kleinbe-
tragszahlungen in besonderen
Anwendungsgebieten. Beispiels-
weise kannte vor der Umfrage
zwar knapp ein Drittel der Be-
fragten die Möglichkeiten der
GeldKarte in der Schulverpfle-
gung nicht, zeigt aber spontan
Interesse sie in der Kommune
einzusetzen. Und auch die finan-
zielle Bezuschussung bedürfti-
ger Familien mit Hilfe der Geld-
Karte findet die Mehrheit der
Befragten sinnvoll. Rund 61
Prozent planen kurz-, mittel-
oder langfristig die Abwicklung
von Sozialleistungen mit einem
elektronischen Bezahlsystem
wie der GeldKarte.

Bareinnahmen in Bürgerämtern

BayernLabo:

Erneut erhöhte Tilgungszuschüsse 
für Energiekredit Kommunal Bayern
Erneut wird der Energiekredit Kommunal der BayernLabo,
das Förderangebot für die energetische Sanierung von Gebäu-
den der kommunalen und sozialen Infrastruktur („Nicht-
Wohngebäude“) in Bayern attraktiver. In Kooperation mit der
KfW Bankengruppe stockt die Kommunal- und Förderbank
des Freistaats die Tilgungszuschüsse des Förderprogramms
nochmals auf.

So können bayerische Kommunen und Zweckverbände künftig
Sanierungsmaßnahmen, die das KfW-Effizienzhausniveau für die
gesamte Gebäudehülle erreichen, zu noch günstigeren Bedingungen
finanzieren.

Für Anträge, die seit dem 1.1.2015 gestellt und bewilligt werden,
wurden die Tilgungszuschüsse in den KfW-Effizienzhausklassen 55
bis Denkmal jeweils um weitere 5 % erhöht.

Im Einzelnen ergeben sich somit seit dem 1. Januar 2015 folgen-
de erhöhte Tilgungszuschüsse:
• KfW-Effizienzhaus 55: 22,5 % des Zusagebetrages
• KfW-Effizienzhaus 70: 17,5 % des Zusagebetrages
• KfW-Effizienzhaus 85: 12,5 % des Zusagebetrages
• KfW-Effizienzhaus 100: 10,0 % des Zusagebetrages
• KfW-Effizienzhaus Denkmal: 7,5 % des Zusagebetrages

Im Fokus stehen bei den Sanierungsmaßnahmen insbesondere In-
vestitionen in Wärmedämmung sowie Heizungs- oder Lüftungsan-
lagen in öffentlichen Gebäuden.

Der Energiekredit Kommunal Bayern kann mit dem weiteren Fi-
nanzierungsangebot der BayernLabo mit Zinsbindungen bis zu 30
Jahren kombiniert werden.
Weitere Informationen unter der Kommunalkredithotline
der BayernLabo 089/2171-22004 und auf deren Homepage
www.bayernlabo.de

belaufen sich laut Umfrage meist
auf unter 1.000 Euro pro Tag.
Nichtsdestotrotz sind sich 78 Pro-
zent der Befragten einig darüber,
dass bargeldloses Bezahlen den
bürokratischen Aufwand redu-
ziert. Ein weiterer wesentlicher
Vorteil des Einsatzes von E-Geld
ist nach Meinung von 65 Prozent
der kommunalen Verantwortli-
chen ein moderneres Image. Wei-
terhin werden von 62 Prozent die
Möglichkeit zur Onlineabwick-
lung sowie geringere Bargeld-
handlingkosten (59 Prozent) posi-
tiv bewertet. „Bargeld ist teuer –
das wissen auch die Kommunen.
Grundsätzlich weisen bargeldlose
Bezahlsysteme den Weg und wer-
den sich in Zukunft durchsetzen“,
bewertet Ingo Limburg, Vor-
standsvorsitzender der Initiative
GeldKarte e.V. die Umfrage.

Die Zukunft des Bezahlens
ist bargeldlos

Deutlich wird auch, dass ein
Großteil der befragten kommuna-
len Verantwortlichen technolo-
gieaffin ist. Kontaktloses Bezahlen
ist bereits 59 Prozent bekannt. Und
auch das Potenzial ist groß. Mehr
als zwei Drittel der Befragten kann
sich den Einsatz von kontaktlosen
Bezahlsystemen in der Kommune
vorstellen.

Mobile Payment scheint hinge-
gen aktuell noch wenig Relevanz
als Bezahlmethode zu haben: Nur
drei Prozent der Kommunen nut-
zen es und vier Prozent planen die
Nutzung. In zehn Jahren wird Bar-
geld den Vermutungen nach wei-
ter an Relevanz verlieren. giro-
card-Zahlungen, gefolgt von
Mobile Payment und Kontakt-
los-Zahlungen, werden laut Um-
frage im Jahr 2025 zu den be-
liebtesten Bezahlmethoden ge-
hören. Das ist laut Franz-Rein-
hard Habbel, Pressesprecher des
Deutschen Städte- und Gemeinde-

bundes e.V., die Quintessenz der
Umfrageergebnisse: „Kommunen
müssen sich zukunftsfähig auf-
stellen – dazu gehört unbedingt
auch, eine Infrastruktur für bar-
geldlose Bezahlsysteme bereitzu-
stellen.“

In Deutschland gibt es rund 97
Millionen girocards (ehemals EC-
Karte) – fast jeder Bürger hat sie in
der Tasche. Sie ist nach Bargeld
die beliebteste Bezahlform der
Bundesbürger. Auch die GeldKar-
te, die kontaktbehaftete Prepaid-

Funktion auf der girocard, ist weit
verbreitet. Die GeldKarte ist eine
„Geldbörse“ in Chipform, die am
Geldautomaten, an speziellen La-
determinals oder über das Internet
mit bis zu 200 Euro aufgeladen
werden kann und an ca. 420.000
Akzeptanzstellen zum Einsatz
kommt. girogo ist die kontaktlose
Funktion der GeldKarte. GeldKar-
te und girogo dienen damit vorran-
gig als Kleingeldersatz.
Weitere Informationen unter:
www.Initiative-GeldKarte.de

Bahn startet größtes Modernisierungsprogramm der Infrastruktur:

Rund 3,3 Mrd. Euro für
bestehendes Schienennetz in Bayern

Bis 2019 sollen 207 Brücken erneuert werden
Knapp 700 Millionen Euro im Jahr 2015 

In die bestehende Schieneninfrastruktur Bayerns werden in
den kommenden fünf Jahren nach aktueller Planung rund 
3,3 Milliarden Euro fließen. Allein in 2015 stehen knapp 700
Millionen Euro zur Verfügung, mit denen die Bahn unter an-
derem rund 600 Kilometer Schienen und 270 Weichen sowie 
35 Brücken erneuert. 

Bis 2019 sehen die derzeiti-
gen Planungen für Bayern unter
anderem die Erneuerung von
207 Brücken sowie über 3.000
Kilometer Schienen und über
1.300 Weichen vor. Größere
Maßnahmen sind Gleiserneue-
rungen zwischen Roth und
Schwabach. Dazu kommen bei-
spielsweise neue elektronische
Stellwerke in Würzburg-Hei-
dingsfeld und Geltendorf sowie
Brücken im Raum Emskirchen.

Im Rahmen der neuen Lei-
stungs- und Finanzierungsver-
einbarung (LuFV II) haben sich
Bund und Bahn auf das größte
Modernisierungsprogramm ver-
ständigt, das es je in der Infra-
struktur gab. Insgesamt werden
in den kommenden fünf Jahren
28 Milliarden Euro in die beste-
hende Infrastruktur in Deutsch-
land fließen, das sind acht Mil-
liarden mehr als bisher. 

Spezielle Korridore

Um verschiedene Bauarbei-
ten an einem Streckenabschnitt
gleichzeitig ausführen und so
Anzahl und Dauer baubedingter
Sperrungen auf ein Minimum
reduzieren zu können, bündelt
die Bahn die größten Maßnah-
men in speziellen Korridoren.
In 2015 sind es bundesweit über
80 Korridore mit rund 500 Ein-
zelmaßnahmen. 

Maßnahmen

Konkret stehen im nächsten
Jahr zum Beispiel Gleiserneue-
rungen zwischen Neufahrn und
Freising an. Ein weiterer Schwer-
punkt liegt auf den Brücken. So
werden zum Beispiel auf der
Strecke München-Buchloe zwei
Brücken komplett erneuert. 

Wichtig ist ein eng abge-
stimmter Baufahrplan. Bei dem
großen Bauvolumen lassen sich

Einschränkungen für die Rei-
senden leider nicht komplett
vermeiden. Um sich rechtzeitig
und umfassend über Bauarbei-
ten und Fahrplanänderungen in-
formieren zu können, erhalten
Bahnkunden bei den DB-Ver-
kaufsstellen, am kostenlosen
BahnBau-Telefon (0800 599 66

55), im Internet und an den DB-
Automaten Auskünfte für ihre
Reiseplanung. 

Ergänzend informiert „Max
Maulwurf“, der Baustellenbot-
schafter der DB, mit Plakaten,
Broschüren, Anzeigen und Aus-
hängen in den Bahnhöfen und
Tagesmedien sowie im Zug.
Weitere aktuelle Baustellenin-
fos gibt es zudem im Internet
unter www.bahn.de/bauarbeiten
und für mobile Geräte wie
Smartphones unterwegs unter:
bauarbeiten.bahn.de/mobil.

Ökologisches Bauen 
mit Holz-Fertighäusern

Bad Honnef. „Ökologie“ ist ein Begriff, mit dem sich angehen-
de Häuslebauer in den vergangenen Jahren zunehmend be-
schäftigt haben. Diesem Wunsch moderner Bauherren nach
einem wohngesunden Lebensmittelpunkt kommen die Mit-
gliedsunternehmen des Bundesverbandes Deutscher Fertigbau
(BDF) nach, indem sie ökologische Gesichtspunkte bei der
Konstruktion ihrer Eigenheime berücksichtigen.

Ökologisch Bauen bedeutet,
im Einklang mit der Umwelt
und im Interesse der Gesundheit
zu bauen. Dabei setzt sich der
Begriff der Ökologie im Eigen-
heimbau aus mehreren Faktoren
zusammen. Diese beginnen
beim Energiegehalt der verwen-
deten Materialien und er-
strecken sich weiter über die
Energieeinsparung, die biologi-
sche Verträglichkeit des einge-
setzten Baustoffs und die Recy-
celfähigkeit des eingesetzten
Materials.

Für sinnvolle Technik

„Wer ökologisch und qualita-
tiv hochwertig bauen will, soll-
te sich für geprüfte Werkstoffe
und sinnvolle Technik entschei-
den, die sowohl die Umwelt
schützt, als auch dem menschli-
chen Wohlbefinden dient“, so
der BDF-Hauptgeschäftsführer
Dirk-Uwe Klaas. Hier setzen
Holz-Fertighäuser an: Sie spa-
ren nicht nur Energie, sondern

sie erhöhen auch dank der
natürlichen Haptik und Optik so-
wie der warmen Oberfläche und
der Raumluft regulierenden Wir-
kung von Holz das Wohlempfin-
den und sie verringern die CO2-
Konzentration in der Atmosphä-
re. „Außerdem erfordert die Her-
stellung von Bauprodukten aus
Holz einen geringeren Ener-
gieaufwand als vergleichbare
konventionelle Baustoffe“, er-
klärt Klaas das Prinzip weiter. 

Vorbildliche Ökobilanz

Zudem begünstigt das Na-
turmaterial Holz auf Grund sei-
ner Materialeigenschaften ei-
ne hocheffiziente Wärmedäm-
mung und führt damit zu einem
geringeren Primärenergiebedarf
für die Heizung. „Die Ökobi-
lanz eines Holzfertighauses ist
über seine gesamte Lebensdau-
er hinweg vorbildlich. Damit
sind Fertighäuser zeitgemäß
und wertbeständig“, schließt
Klaas. BDF/DS
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Bayerisches Zimmererhandwerk:

Wirtschaftliche CO2-Vermeidung
Wirtschaftlichkeit taucht als Schlagwort im Zusammenhang mit
Energiewende und Klimaschutz in letzter Zeit häufig auf. Doch bei
genauem Hinsehen drängt sich der Verdacht auf, dass es mehr als
Totschlagargument missbraucht als ernst genommen wird. Damit
sich das ändert, geht das Bayerische Zimmererhandwerk nun in
die Offensive.

„Es zählt nicht nur die Quantität,
sondern auch die Wirtschaftlich-
keit“, betonte Bayerns Energiemi-
nisterin Ilse Aigner in ihrer Regie-
rungserklärung vom 23. Oktober
2014. Wirtschaftlichkeit bedeutet,
mit möglichst wenig Aufwand
möglichst viel erreichen. Auf den
Klimaschutz bezogen: zu mög-
lichst geringen Kosten möglichst
viel CO2 vermeiden. Deshalb müs-
sten für potenzielle Klimaschutz-
maßnahmen eigentlich zunächst
deren CO2-Vermeidungskosten er-
rechnet werden. Doch seltsamer-
weise geschieht das nicht. Diese
Kennzahl interessiert scheinbar nie-
manden; dabei ist sie das entschei-
dende Kriterium, um sinnvolle von
weniger sinnvollen Maßnahmen
unterscheiden zu können. 

Stattdessen verzettelt sich die
Politik in Einzelthemen: In der En-
ergiepolitik dreht sich die Diskus-
sion vor allem um Strom und Er-
neuerbare Energien, in der Baupo-
litik um die Heizenergie. Völlig
ausgeblendet bleibt bisher das
große Einsparpotenzial beim Bau-
en selbst: bei den Baumaterialien.
Weder in der Energieeinsparver-
ordnung (EnEV) noch in den
KfW-Förderprogrammen tauchen
diese auf. Um diesen „Tunnel-
blick“ zu weiten, startet das
Bayerische Zimmererhandwerk
nun eine Aufklärungskampagne
und veröffentlichte in der Bro-
schüre „STOP CO2“ Interviews
und verblüffenden Zahlen.

Die CO2-Vermeidungskosten
für fünf Holzgebäude errechnete
der Münchner Architekt Holger

König, Pionier auf dem Gebiet der
Lebenszyklus-Betrachtung. Dazu
ermittelte er für die realisierte Aus-
führung in Holzbauweise und für
eine fiktive Ausführung in Stan-
dardbauweise jeweils die Bauko-
sten und die CO2-Bilanzen. Im An-
schluss musste nur noch die Diffe-
renz der Baukosten durch die Diffe-
renz der CO2-Bilanzen geteilt wer-
den. Das „schlechteste“ Ergebnis:
69 Euro pro Tonne CO2. 

Interessant und aufschlussreich
ist der Vergleich mit den CO2-Ver-
meidungskosten Erneuerbarer En-
ergien: 124 Euro pro Tonne CO2
gibt die Forschungsstelle für Ener-
giewirtschaft (FfE) für Windkraft
an, 846 Euro pro Tonne CO2 für
Photovoltaik. „Bauen mit Holz ist
die wohl effizienteste Methode,
um CO2-Emissionen zu vermei-
den. Für einen bestimmten Betrag
erzielt man die größte CO2-Ein-
sparung – und das sofort, nicht erst
über einen langen Zeitraum“, fasst
König das Ergebnis seiner Unter-
suchung zusammen. 

CO2-Bilanz von Holz

Die überragende CO2-Bilanz
der Holzbauweise hat zwei Grün-
de: Zum einen wird Holz im Ge-
gensatz zu anderen Baumateriali-
en nicht mit großem Energieauf-
wand künstlich hergestellt. Zum
anderen setzen die Bäume bei
ihrem Wachstum kein CO2 frei,
sondern binden es. Sie bauen die
Kohlenstoffatome in ihre Moleku-
larstruktur ein und geben dabei
Sauerstoff (O2) ab. Wenn Holz

verrottet oder verbrennt, wird ge-
nau die Menge CO2, die der
Baum im Lauf seines Lebens ge-
bunden hatte, wieder frei. Nutzt
man Holz stofflich, dann bleibt das
CO2 für weitere Jahrzehnte bis
Jahrhunderte gebunden. 

Klimaschutzpotenzial 

Überraschend hoch ist das Po-
tenzial des Bauens mit Holz für den
Klimaschutz. Hubert Röder, Pro-
fessor für Betriebswirtschaftslehre
Nachwachsender Rohstoffe am
Wissenschaftszentrum Straubing,
hat errechnet: Den 75 Mio. Tonnen
CO2, die in Bayern jährlich zur Er-
zeugung von Energie freigesetzt
werden, stehen 10 Mio. Tonnen
CO2 gegenüber, die wachsende
Wälder neu binden, und 13 Mio.
Tonnen, die durch die stoffliche
Nutzung von Holz langfristig ge-
bunden bleiben. Fast ein Drittel der
bayerischen CO2-Emissionen wird
also auf diese Weise heute schon

kompensiert. Und da ginge noch
sehr viel mehr – wenn die Politik
die richtigen Anreize setzen würde. 

Wie ein richtiger Anreiz ausse-
hen könnte, zeigt die Stadt Mün-
chen. Sie fördert die Verwendung
CO2-bindender Baumaterialien
mit ihrem sogenannten „CO2-Bo-
nus“: 30 Cent pro Kilogramm ver-
bautes Material. „Gäbe es eine
‚ökologische Kostenwahrheit‘,
würde ein kreativer CO2-Ein-
sparungswettbewerb entstehen“,
begründet der dafür zuständige
Umweltreferent Joachim Lorenz
diese Maßnahme. „Momentan ge-
schieht das Gegenteil: Die ener-
gieintensive Herstellung von Bau-
stoffen wird durch die Befreiung
von der EEG-Umlage subventio-
niert. Da ist ein hoher CO2-Bonus
für nachwachsende Baustoffe
mehr als gerechtfertigt.“

Der bayerische Zimmerer-Präsi-
dent Peter Aicher wünscht sich
deshalb viele Nachahmer: „Da die
Bundesregierung eine völlig inef-
fiziente Klimapolitik betreibt, müs-
sen die Städte und Gemeinden das
selbst in die Hand nehmen. Sie
sollten dem Münchner Vorbild
nacheifern und einen CO2-Bonus
einführen!“ Günther Hartmann

Gewerbeflächen sichern
Münchens Zukunft 

als Wirtschaftsstandort
Der Leiter des Referats für Arbeit und Wirtschaft, Bürgermeister
Josef Schmid, hat mit seiner Forderung nach neuen Gewerbe-
flächen eine politische Diskussion ausgelöst. Gegen seine Argumen-
tation wird insbesondere der hohe Bedarf an Wohnraum in der
Landeshauptstadt vorgebracht.

Schmid: „Ich habe das Thema
stets differenziert betrachtet. Der
Bau von bezahlbarem Wohnraum
ist für eine wachsende Metropole
notwendig. Hier müssen dringend
Engpässe beseitigt werden. Für die
Sicherung der wirtschaftlichen Zu-
kunft der Stadt ist es aber ebenso
nötig, passende Gewerbeflächen
auszuweisen, damit die Dynamik
des Standorts erhalten bleibt. Eine
Umwidmung aller Gewerbeflä-
chen wäre bei dem absehbar er-
schöpften Angebot innerhalb der
Stadtgrenzen aber fatal. Natürlich
gibt es derzeit wegen der kurzfristi-
gen Rentabilität ein hohes Interesse
an der Ausweisung von Wohn-
flächen auf dem Immobilienmarkt.
Wer aber Wohnen gegen das Ge-
werbe ausspielt, spielt mit der künf-
tigen Entwicklung Münchens als
Wirtschaftsstandort. Insbesondere
vor dem prognostizierten Zuzug
muss auch die Nachfrage nach Ar-
beitsplätzen berücksichtigt werden.
Eine vorausschauende Stadtent-
wicklung stellt genügend Flä-
chenangebote für diverse Nutzun-
gen bereit: für Wohnen, Wirtschaft,
Verkehr und Gemeinbedarf.“

Konjunkturlokomotive

Der Wirtschaftsraum München
spielt laut Schmid die Rolle einer
Konjunkturlokomotive für Bayern
und für Deutschland. Dies liegt
nicht zuletzt an der hoch diversifi-
zierten Münchner Wirtschafts-
struktur, die auch als „Münchner
Mischung“ bekannt ist. Die Basis
der Münchner Wirtschaftskraft ist
eine ausgewogene Mischung aus
Großunternehmen, Mittelständ-
lern, kleinen Start-ups sowie tra-
ditionellen Handwerksbetrieben.
Diese sind in den verschiedensten
Branchen erfolgreich und zählen
hier häufig zu den Marktführern.
Der Erhalt dieser Wirtschaftsstruk-
tur ist erklärtes Ziel der Münchner
Wirtschaftspolitik. Der Flächenbe-
darf dieser Branchen ist sehr unter-
schiedlich. Die Stadt muss daher
für die verschiedenen Ansprüche
passende Flächen anbieten. Die
vorgebrachte Argumentation mit
leer stehenden Büroflächen ist
schief, denn diese Flächen nutzen
gerade verarbeitendem und hand-
werklichem Gewerbe wenig.

Die Stadt München unterstützt
das ansässige Handwerk und Pro-
duktionsbetriebe und sie berück-
sichtigt kleine und mittlere Betrie-

be und Verarbeitendes Gewerbe
bei der Flächenvergabe. Insbeson-
dere der Erfolg des Münchner Ge-
werbehofprogramms zeigt, dass
Handwerk und produzierendes
Gewerbe Bedarf nach maßge-
schneiderten Flächen haben. Die
bestehenden Gewerbehöfe sind
ausgelastet. Durch den Bau des
Gewerbehofs Nord wird das Pro-
gramm nun fortgeschrieben.

Die Nachfrage nach klassischen
Gewerbeflächen ist in München
vorhanden. Letztes Jahr waren im
Referat für Arbeit und Wirtschaft
250 Firmen als aktuelle Nachfrager
von Gewerbeflächen vorgemerkt.
Der größte Teil davon sind Firmen
mit einem moderaten Flächenbe-
darf von unter 4.000 Quadratme-
tern, der vom Münchner Markt
nicht mehr bedient werden kann. 

In 120 Fällen handelt es sich da-
bei bereits um Münchner Firmen,
die zur weiteren Entwicklung eine
neue Flächenperspektive benöti-
gen. Hier entsteht der größte Be-
darf, weil existierende Münchner
Betriebe am Standort keinen Platz
für die Erweiterung finden, oder
den Standort wegen der Nähe zu
Wohnnutzungen verlassen müs-
sen. Häufig werden frei werdende
Gewerbeflächen durch Wohnen
nachgenutzt. Würden keine neuen
Gewerbeflächen mehr ausgewie-
sen, würden Betriebe die Stadt
verlassen müssen. Dies hätte nicht
nur negative Auswirkungen auf
die Arbeitsplätze sondern auch auf
die Versorgung der Münchner Be-
völkerung. Gleichzeitig würde das
Verkehrsvolumen zunehmen.

Aber auch die Wirtschaftsstruk-
tur ändert sich permanent. Um
Platz für neue wirtschaftliche Nut-
zungen zu finden, ist die Auswei-
sung neuer Gewerbegebiete not-
wendig.

Schmid weiter: „Nur durch das
Vorhalten geeigneter Flächen ist es
möglich, Unternehmen zu halten
oder nach München zu bringen.
Dadurch entstehen Arbeitsplätze.
Ausreichende, qualitativ hochwer-
tige und passgenaue Gewerbe-
flächen stellen das Potenzial der
künftigen wirtschaftlichen Ent-
wicklung der Stadt dar. Prominente
Unternehmensansiedlungen in der
letzten Zeit zeigen, welchen Wert
dieses Potenzial für die Stadt hat. In
Zusammenarbeit mit dem Pla-
nungsreferat will ich das Gewerbe-
flächenentwicklungsprogramm
fortschreiben.“

Das denkmalgeschützte Ensemble:

Strategien zum Erhalt
Gemeinsame Tagung des Bayerischen Landesamtes für
Denkmalpflege, der Regierung von Oberbayern und der

Stadt Freising 

Städte und Gemeinden stehen beim Erhalt von Ensembles und
städtebaulich bedeutsamen Stadträumen vor großen Herausforde-
rungen. Deshalb luden das Bayerische Landesamt für Denkmal-
pflege, die Regierung von Oberbayern und die Stadt Freising zu ei-
ner Tagung zum Thema „Das denkmalgeschützte Ensemble: Stra-
tegien zum Erhalt“ ein.  Schwerpunkte waren u. a. die Denkmal-
werte im Ensemble, aktuelle Rechtsfragen zum Ensemble sowie de-
ren Entwicklungsmöglichkeiten aus städtebaulicher Sicht. Zahlrei-
che Beispiele aus der Praxis zeigten, welche Möglichkeiten im Um-
gang und welche Strategien zum Erhalt von Ensembles es gibt. 

Ein denkmalgeschütztes Ensem-
ble wird von einer Vielzahl histori-
scher Gebäude und Freiflächen ge-
prägt. Ziel des Ensembleschutzes
ist es daher, erhaltenswerte Orts-,
Platz oder Straßenbilder zu bewah-
ren, zu denen auch Grün- und Was-
serflächen gehören können. 

Standortvorteil

Wie Freisings Oberbürgermei-
ster Tobias Eschenbacher ein-
gangs konstatierte, stehe die
Stadtverwaltung beim Erhalt der
einzigartigen Freisinger Altstadt
besonders in der Verantwortung.
Der Rathauschef verwies auf die
breite Diskussion und das inte-
grierte Planungskonzept zur Neu-
gestaltung der Innenstadt. Die
Mühen der vielen Versammlun-
gen hätten sich gelohnt. Die Inve-
storen hätten inzwischen erkannt,
dass es durchaus ein Standortvor-
teil sein kann, wenn sie auf die
Charakteristika der Innenstadt
Rücksicht nehmen. 

Auf die Frage, wie historische
Bauten der Gegenwart angepasst
werden können, wies Architekt
Manfred Brennecke darauf hin,
dass es für die Kommunen wichtig
sei, einen städtebaulich erfahrenen
Architekten an ihrer Seite zu ha-
ben. Die Investoren benötigten ei-
nen vernünftigen Ansprechpart-

ner wie etwa einen qualifizierten
Kreis- und Stadtbaumeister.

Die Kommune entscheidet

Laut Generalkonservator Ma-
thias Pfeil (Bayerisches Lan-
desamt für Denkmalpflege) ist ge-
rade in Oberbayern ein besonders
starker „Veränderungsdruck“ fest-
zustellen. Eine Aufnahme in die
Denkmalliste heiße im Übrigen
nicht, dass man überhaupt keine
Anpassung vornehmen dürfe. Das
Landesamt für Denkmalpflege ste-
he den Städten und Gemeinden be-
ratend zur Seite, die Entscheidung
fälle aber letztlich die Untere
Denkmalschutzbehörde, sprich
die Kommune. 

Freiwilliger Leitfaden

Nach Ansicht von Dr. Hubert
Schmid (Regierung von Oberbay-
ern) könnten sich Städte mit denk-
malgeschützter Baukultur zu Ar-
beitsgemeinschaften zusammen-
schließen und sich zum Beispiel
bei Gestaltungssatzungen beraten.
Die Große Kreisstadt Freising, die
seit 2001 über keine derartige Sat-
zung mehr verfügt, wolle nun erst
einmal einen freiwilligen Leitfa-
den erstellen. Später könne man
immer noch entscheiden, ob eine
Satzung nötig sei. DK

Publikation der Bundesstiftung Baukultur:

Baukulturbericht 2014/15
Einen Bericht zur Lage der Baukultur in Deutschland hat die Bun-
desstiftung Baukultur erstmals vorgelegt. Damit sollen dem Bun-
deskabinett und dem Deutschen Bundestag Anregungen und
Handlungsempfehlungen gegeben werden. Entstanden ist der Be-
richt, dem eine Stellungnahme derBundesregierung zugrunde liegt,
in Zusammenarbeit mit dem Deutschen Institut fürUrbanistik und
der Technischen Universität Berlin.

Neben verschiedenen thema-
tisch ausgerichteten Werkstattge-
sprächen haben zwei statistische
Erhebungen – unter anderem eine
Kommunalbefragung mit Unter-
stützung des Deutschen Städte-
und Gemeindebundes und des
Deutschen Städtetages – sowie ei-
ne allgemeine Bevölkerungsbefra-
gung stattgefunden, um die Er-
kenntnisbasis des Berichts zu er-
weitern. 

Angesichts der Bandbreite und
der komplexen Zusammenhänge
des urbanen Lebensraums fokus-
siert sich die Stiftung insbesonde-
re auf die Themen „Gemischte
Quartiere“, „Öffentlicher Raum
und Infrastruktur“ sowie „Pla-
nungskultur und Prozessqualität“.

Stichwort Wohnen und ge-
mischte Quartiere: In den kom-
menden vier bis fünf Jahren wer-
den in den wachsenden Städten
Deutschlands vermutlich eine Mil-
lion Wohnungen neu gebaut wer-
den. Bis 2025 könnten es mehr als
drei Millionen werden. Es ist be-
reits heute absehbar, dass es nicht
egal ist, welche bauliche Qualität
die Neubauwohnungen haben,
wie sie aussehen und ob sie auch
noch in zwanzig Jahren wirtschaft-
lich nachhaltig, also marktfähig
sind. 

Die vielfältigen Anforderungen
des Quartiers können dazu führen,
diese mechanischen Sichtweisen
zugunsten integrierter baukulturel-
ler Qualitätsmaßstäbe zu durch-
brechen. Funktional und sozial ge-
mischte Stadtquartiere zeichnen
sich durch eine ressourcenscho-
nende Siedlungsweise aus. Sie zu
stärken, trägt zur Reduzierung der
Zersiedlung und des Flächenver-
brauchs bei. Gemischte Quartiere
sind ein zentraler Anker bei Fra-
gen der demografischen und so-
zialen Entwicklung der Stadtge-
sellschaft.

Stichwort Öffentlicher Raum
und Infrastruktur: Schon heute gilt
das 21. Jahrhundert als das Jahr-
hundert der Städte. Damit ist es
gleichzeitig das Jahrhundert des
städtischen öffentlichen Raums
und des urbanen Grüns. Ange-
sichts der anstehenden Verände-
rungen unserer Gesellschaft liegen
hier die wesentlichen Handlungs-
felder für die Qualität städtischen
Lebens. Die großen infrastruktu-
rellen Herausforderungen der In-
standhaltung und Erneuerung von

Straßen, Brücken, Leitungssyste-
men, Grün- und Wasserflächen
fordern Stadtplaner, Architekten,
Ingenieure und Landschaftsarchi-
tekten zur Zusammenarbeit her-
aus.

Baukulturell bietet sich mit der
kontinuierlichen Anpassung an ak-
tuelle Bedarfe die Chance, Fehler
der Vergangenheit zu beheben und
beständig neue Qualitäten zu for-
mulieren. Dabei sollte ein Grund-
prinzip gelten: Jede Investition
muss zu einer Verbesserung der
Lebensqualität in den Städten
führen. 

Stichwort Planungskultur und
Prozessqualität: Ein restriktiver
und hinsichtlich der Kommunika-
tion schwieriger Planungs,- Betei-
ligungs- und Bauprozess führt
häufig zu unbefriedigenden gestal-
teten Räumen. Die Qualität eines
kompetent geplanten, offen kom-
munizierten und professionell rea-
lisierten Bauvorhabens wird er-
kennbar an seiner angemessenen
und bereichernden Gestalt im
Stadtbild. Indem der vorkonzep-
tionellen Phase, der „Phase Null“,
ausreichend Ressource einge-
räumt wird, können Rahmenbe-
dingungen, Ziele und Ausgangsla-
gen genauer ausgearbeitet werden. 

Auch wenn der Zeitaufwand da-
durch zunächst wächst, minimiert
die anfängliche Sorgfalt spätere
Restriktionen, Mehrkosten und
Konflikte und führt schließlich zu
Zeitersparnis. Mehr denn je sind
zudem integrierte Betrachtungs-
weisen erforderlich, um die kom-
plexen Zusammenhänge in beste-
henden Strukturen sachgerecht zu
ermitteln und aufeinander abzu-
stimmen. Gute gebaute Lebens-
räume können nur als Ergebnis
guter Prozesse entstehen.

Der Baukulturbericht mündet
in konkrete Handlungsempfeh-
lungen, die die Bundesstiftung
für unterschiedliche Entschei-
dungsträger und Akteursgruppen
zur Diskussion stellt. Den Kom-
munen wird dabei geraten, die
Kooperation mit Akteuren vor
Ort zu stärken, Angebote der
Kommunikation und Partizipati-
on projekt- und nutzerbezogen
zu entwickeln und zu etablieren,
die quartiersbezogene Planungs-
ebene und den Sozialraum zu
stärken sowie Gestaltungsbeiräte
zur Sicherung der baukulturellen
Qualität einzurichten. DK

Kein neues 
Wohnungsaufsichtsgesetz!

Gemeindetag lehnt SPD-Gesetzentwurf ab

Der Bayerische Gemeindetag lehnt den Entwurf eines Wohn-
raumaufsichtsgesetzes der SPD-Landtagsfraktion ab. Verbandspräsi-
dent Dr. Uwe Brandl: „Gesetze sollten nicht wegen eines Einzelfalls
gemacht werden. So bedauerlich der Extremfall aus München-
Kirchtrudering auch sein mag – er rechtfertigt keinesfalls, allen
bayerischen Städten und Gemeinden die Verpflichtung aufzuerlegen,
gewissen- und verantwortungslosen Hauseigentümern auf die Füße
zu steigen. Das bürgerlich-rechtliche Mietrecht hält genügend Instru-
mentarien bereit, den Vermieter zur Erfüllung seiner Pflichten anzu-
halten. Wir brauchen kein neues Gesetz, das letztlich die Vermieter
aus ihrer Verantwortung entlässt.“

Brandl wies darauf hin, dass auf Vorschlag des Bayerischen Ge-
meindetags, der damals auch von anderen kommunalen Spitzenver-
bänden und dem Münchner OB ausdrücklich begrüßt wurde, Ende
2004 das damalige Wohnungsaufsichtsgesetz aufgehoben wurde.
Das Gesetz hatte sich als „stumpfes Schwert“ gegenüber gewissenlo-
sen Vermietern herausgestellt. Gemeindliche Anordnungen nach die-
sem Gesetz waren in der Praxis nicht durchsetzbar. Sicherheitsrecht-
liche Anordnungen nach dem Bau-, Gesundheits-, Seuchen- bzw. In-
fektionsschutz- und allgemeinen Sicherheitsrecht bieten wesentlich
bessere Durchsetzungskraft. „Vor zehn Jahren wurde die Abschaf-
fung des Wohnungsaufsichtsgesetzes als Meilenstein zur Lichtung
des Vorschriftendschungels gefeiert. Es wäre grotesk, wenn das alte
Gesetz nun wieder aus der Versenkung geholt würde. Und dies nur
wegen eines Einzelfalls in der Großstadt München.“
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Die Erdgastaxen auf Sylt.

Die Erdgastaxen auf Sylt verdeutlichen, wie in Zukunft der 

Hase läuft. Denn hier tanken immer mehr Taxen Erdgas. Und 

mehr und mehr andere Fahrzeuge auch. Natürlich zum großen 

Teil schon aus klimaneutralem Biogas. Genial – und nicht nur 

eine Insellösung.

Diese Idee der Energieversorgung Sylt ist eine von vielen, mit 

denen die über 100 in der Thüga-Gruppe organisierten Stadt-

werke die Energiewende vorantreiben. Für ein entscheidendes 

Plus für Mensch, Natur und Umwelt. Für das große Plus für alle.

Erfahren Sie mehr über www.energie-und-wende.de

WAS SAUST 

ÜBER EINE INSEL

ZEIGT, WIE MAN 

UMWELTFREUNDLICH 

VORWÄRTSKOMMT?

Die Energieversorgung Sylt verbindet Energie und Umwelt für die Insel.

Besuchen Sie uns auf der E-world energy & water

10.–12. Februar 2015 in Essen, Halle 2, Stand 517.

Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung:

Analyse zu gemeinschaftlichen
Wohnformen in Genossenschaften

Wohnprojekte als Baustein der sozialen Stadtentwicklung

Das Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR)
hat eine Bestandsaufnahme von gemeinschaftlichen Wohnprojek-
ten in Genossenschaften vorgelegt. Die Analyse bietet aktuelle, dif-
ferenzierte Informationen zum gemeinschaftlichen Wohnen in Ge-
nossenschaften, beschreibt Erfolgsfaktoren und Hemmnisse für die
Umsetzung der Projekte und formuliert Handlungsempfehlungen
zur Förderung gemeinschaftlicher Wohnformen. 

Im Auftrag des BBSR hat das
Deutsche Institut für Urbanistik al-
le bis 2013 bekannten gemein-
schaftlichen Wohnprojekte in der
Rechtsform der Genossenschaft in
Deutschland befragt. Insgesamt
162 Wohnungsgenossenschaften
mit fast 199 gemeinschaftlichen
Wohnprojekten konnten ermittelt
werden. Vertiefte Erkenntnisse er-
langten die Wissenschaftler unter
anderem durch die Auswertung
von Fallstudien. 

„Viele Menschen wünschen
sich einen stärkeren gemeinschaft-
lichen Zusammenhalt und engere
Bindungen an die Nachbarschaft.
Neben gemeinsamen Aktivitäten
spielt auch eine Rolle, das eigene
Wohnumfeld mit zu gestalten. Ge-

meinschaftliche Wohnformen bie-
ten dafür zahlreiche Möglichkei-
ten. Es ist deshalb keineswegs ver-
wunderlich, dass die Anzahl ge-
meinschaftlicher Wohnprojekte
ständig zunimmt“, so BBSR-Di-
rektor Harald Herrmann. 

Selbstbestimmtes Leben

Nach Erkenntnissen der Wis-
senschaftler werden gemeinschaft-
liche Wohnprojekte vor allem von
älteren Menschen initiiert. Dahin-
ter steht der Wunsch, möglichst bis
ins hohe Alter selbstbestimmt zu
leben. Oft spielt das Anliegen des
Mehrgenerationenwohnens eine
herausgehobene Rolle. Aber auch
Familien, Alleinerziehende oder

Menschen mit Handicaps sehen
die Möglichkeit, ihre eigenen
Wohnwünsche in einem solchen

Projekt zu erfüllen. An etwa einem
Drittel der Projekte sind Familien
beteiligt. Die Befragten schätzen
an der Rechtsform der Genossen-
schaft vor allem die Ausrichtung
auf selbstbestimmtes und gemein-
schaftliches Handeln. Grundprin-
zipien sind Selbsthilfe, Selbst-
verantwortung und Selbstbe-
stimmung. Damit verbunden ist
die demokratisch angelegte Um-
setzung. Aber auch wirtschaftliche
Aspekte wie das kostensparende
Bauen und Wohnen sowie der

Schutz vor Eigentümerwechseln
und Eigenbedarfskündigungen
sind der Auswertung zufolge
wichtige Motive.

Den positiven Effekten, die mit
den gemeinschaftlichen Wohn-
projekten in Verbindung ge-
bracht werden, stehen auch
Hemmnisse gegenüber, welche
die Realisierung des Wohnpro-
jekts erschweren, wie beispiels-
weise Hürden bei der Finanzie-
rung, langwierige Abstimmungs-
prozesse oder auch planerisch-
bauliche Aspekte wie der Mangel
an Baugrundstücken. 

Kommunen unterstützen

Die Kommunen bieten den
Wohnprojekten vielfältige Unter-
stützung. Sie stellen Grundstücke
zu besonderen Bedingungen zur

Verfügung, bieten Informations-
börsen oder gründen Beratungs-
und Koordinierungsstellen. Neben
den Kommunen sind die Woh-
nungswirtschaft, Vereine und Ini-
tiativen sowie Architekturbüros
wichtige Kooperationspartner.
„Gerade die Angebote von Kom-
munen und Wohnungswirtschaft
zeigen, wie sehr der Beitrag ge-
meinschaftlicher Wohnprojekte in
der Stadtentwicklung erkannt und
geschätzt wird“, erklärt BBSR-Di-
rektor Herrmann. 

Interessierte können die Publi-
kation „Neues Wohnen – Gemein-
schaftliche Wohnformen bei Ge-
nossenschaften“ kostenfrei per
E-Mail an forschung.wohnen@
bbr.bund.de anfordern. 
Eine PDF-Version ist unter
www.bbsr.bund.de in der Rubrik
„Veröffentlichungen“ abrufbar.

BAU 2015 in München:

Herausforderungen 
für die Bauwirtschaft

Vom 19. bis 24. Januar fand auf dem Gelände der Messe München
die BAU, Weltleitmesse für Architektur, Materialien und Systeme,
statt. Die größte und bedeutendste Veranstaltung der Branche
durchbrach dabei in ihrer 50-jährigen Geschichte erstmals die
Schallmauer von 250.000 Besuchern.

Zu der schon seit langer Zeit
völlig ausgebuchten Fachmesse
kamen an sechs Messetagen
251.200 Besucher, das sind über
16.000 mehr als 2013. Zwar fan-
den sich auch mehr Besucher aus
Deutschland ein, der deutliche Zu-
wachs ist aber den internationa-
len Gästen zu verdanken. Rund
72.000 Besucher kamen aus dem
Ausland, das entspricht einem
Plus von 20 Prozent. 

Bezahlbare Wohnkosten

Eröffnet wurde die BAU 2015
von Dr. Barbara Hendricks, Bun-
desministerin für Umwelt, Natur-
schutz, Bau und Reaktorsicher-
heit. Als Umwelt- und Baumini-
sterin betrachte sie es als ihre Auf-
gabe, dafür zu sorgen, „dass die
Wohnkosten bezahlbar bleiben
und gleichzeitig der erforderliche
Beitrag zum Klimaschutz geleistet
wird“, erklärte die Ministerin, die
sich viel Zeit für einen Messerund-
gang nahm und anschließend die
BMUB-Konferenz unter dem Ti-
tel „Sparst Du noch oder baust Du
schon“ eröffnete.

Auf 180.000 m² Fläche - das
Gelände ist seit Jahren komplett
ausgebucht - präsentierte die BAU
Architektur, Materialien und Sy-
steme für den Wirtschafts-, Woh-
nungs- und Innenausbau im Neu-
bau und im Bestand. Sie führt,
weltweit einmalig, alle zwei Jahre
die Marktführer der Branche zu
dieser Gewerke übergreifenden
Leistungsschau zusammen. 

Rahmenprogramm

Mit mehr als 60.000 Planern ist
die BAU zugleich die weltgrößte
Fachmesse für Architekten und In-
genieure. Das Angebot war nach
Baustoffen sowie nach Produkt-
und Themenbereichen gegliedert.
Die zahlreichen attraktiven Ver-
anstaltungen des Rahmenpro-

gramms, darunter hochkarätige
Foren mit Experten aus aller Welt,
rundeten das Messeangebot ab.

Begleitend zu den Präsentatio-
nen der Aussteller wurden die
Leitthemen der BAU 2015 (Intel-
ligent Urbanization – Energie- und
Ressourceneffizienz – Mensch
und Gebäude) in mehreren Son-
derschauen thematisiert und ver-
anschaulicht - aus verschiedenen
Blickwinkeln und unter unter-
schiedlichen Aspekten. Die BAU
arbeitete dabei mit renommierten
Partnern zusammen.

So zeigten die 17 Forschungsin-
stitute der Fraunhofer Allianz Bau
auf der Sonderschau mit dem Titel
„ForschungsWerkStadt“ Innovatio-
nen und Entwicklungen zu folgen-
den Themenbereichen: Energie-
und Ressourceneffizienz mit „Ge-
bäudehülle 2.0“, Technologien für
künftige Städte mit „Intelligent 
Urbanisation“, Vorfertigung und
Bauqualität mit „Haus aus dem
Drucker“ sowie Aus- und Weiter-
bildung mit „Wissenstransfer“.

Lange Nacht derArchitektur

Als besonderes Highlight im
Rahmenprogramm der BAU hat
sich die „Lange Nacht der Archi-
tektur“ etabliert. Sie wartete in ih-
rer dritten Ausgabe mit Klassikern
auf, aber auch neue Gebäude wa-
ren im Programm. Verschiedene
Routen führten zu Münchens
schönsten und interessantesten
Bauwerken. Insgesamt konnte ein
Blick hinter die Kulissen von 50
Gebäuden geworfen und deren
Architektur im nächtlichen Lich-
terglanz erlebt werden. 

Erstmals mit dabei waren bei-
spielsweise der Bayerische Land-
tag, die Siemens Headquarters am
Wittelsbacherplatz, die Neuapo-
stolische Kirche Laim, das Kare
Heizkraftwerk und die Deutsche
Flugsicherung am Münchner
Flughafen. DK

Internationale Handwerksmesse in München:

Die Leidenschaft 
des Handwerks erleben

„Leidenschaft ist das beste Werkzeug“: So lautet das offizielle 
Motto der Internationalen Handwerksmesse 2015. Sieben Tage
lang, vom 11. bis 17. März, können Fachbesucher und Endver-
braucher diese Leidenschaft live erleben. Denn rund 1.000 Aus-
steller aus mehr als 60 Gewerken zeigen auf dem Messegelände
München das, was ihren Wirtschaftszweig ausmacht: handwerkli-
che Spitzenleistungen, hohe Qualität, spannende Neuentwicklun-
gen, faszinierende Aufgabenbereiche, hervorragende Zukunftsaus-
sichten und eine große Leidenschaft für ihren Beruf.

Spürbar und erlebbar ist die Lei-
denschaft in allen Messehallen,
von der „YoungGeneration“ und
„AutoBerufeAktuell“ in Halle C3
bis zur „Handwerk & Design“ in
Halle B1. Neben Stilvollem und
Einzigartigem aus dem Handwerk
sind hier die renommierten Son-
derschauen wie die EXEMPLAzu
Hause, die diesmal den Titel „Fo-
rum der Meister“ trägt. Zu sehen
sind mehrfach ausgezeichnete Un-
ternehmen, die - auch dank ihrer
Leidenschaft für das Handwerk -
zu den führenden Protagonisten
ihres Fachs gehören.

Gesundes Bauen

In Halle B2 steht ein ganz neuer
Themenbereich im Mittelpunkt:
FOKUS.GESUND BAUEN.
Hier präsentieren sich Betriebe
und unabhängige Experten, deren
Leidenschaft das gesunde, nach-
haltige und ökologische Bauen,
Renovieren und Modernisieren ist.
In persönlichen Gesprächen und
Seminaren informieren sie Hand-
werker ebenso wie Architekten
und Innenarchitekten, die ihre
Kompetenzen im Bereich Baubio-
logie ausbauen möchten und bera-
ten über geeignete Maßnahmen
für Bau- oder Umbauprojekte. In-
formieren können sich auch priva-
te Bauherren, öffentliche Bauträ-
ger, Vertreter von Unternehmen
und Kommunen, die Wert auf
natürliche und nachhaltige Bau-

stoffe sowie hohe Lebens- und
Wohnqualität legen. Im dazu-
gehörigen Forum referieren Fach-
leute unter anderem über Themen
wie Energiesparen und -effizienz,
Dämmen mit nachwachsenden
Rohstoffen, zukunftsorientierte
Heizungssysteme, Gebäudesanie-
rung und gesunde Raumluft.

Auf dem „Land des Hand-
werks“ und der Sonderschau
INNOVATION GEWINNT!
(Halle C2) stehen Vorzeigebetrie-
be und Innovatoren im Rampen-
licht. Denn nur wer seinen Beruf
mit Leidenschaft ausübt, ist fähig
zu Spitzenleistungen und ent-
wickelt immer wieder neue Ideen.
Da es für die Umsetzung dieser
Ideen oft den richtigen Partner
braucht, spielt auch das Netzwerk-
en eine große Rolle auf der Messe.
Denn sie steht auch für den Aus-
tausch der Handwerker unterein-
ander, für Inspiration und das
Knüpfen von Kontakten, um Kun-
den umfassende Leistungen und
komplette Lösungen anbieten zu
können.

Um die Nachwuchssicherung
dreht sich u. a. eine neue Veran-
staltung des Zentralverbands des
Deutschen Handwerks (ZDH) am
16. März. Unter dem Titel „Be-
rufsbildungstag: Strategien der
Nachwuchsgewinnung für kleine
und mittelständische Betriebe im
Handwerk“ greift der ZDH eines
der zentralen Themen vieler Ge-
werke auf.

Konzeptpräsentation:

„Denkmalschutz 
und Denkmalpflege

in Bayern 2020“
Bayerns Kunstminister Dr. Ludwig Spaenle hat dem Kabinett das
bayerische Konzept „Denkmalschutz und Denkmalpflege in Bay-
ern 2020“ vorgestellt, das in Abstimmung mit dem neu berufenen
Generalkonservator Mathias Pfeil erarbeitet wurde.

Das vorgestellte Denkmal-
schutzkonzept folgt der Maxime,
das gesetzliche Schutzniveau für
den Erhalt von Denkmälern we-
der abzusenken noch auszuwei-
ten. So werden Fortentwicklun-
gen und neue Ansätze für ver-
schiedene Themenfelder wie un-
ter anderem Denkmalliste, Bau-
denkmalpflege oder Bodendenk-
malpflege definiert. 

Beispielhaft nannte Staatsmini-
ster Spaenle folgende Maßnah-
men: Zur Bewältigung besonderer
Problemstellungen, von denen der
denkmalgeschützte Bestand beson-
ders betroffen ist (z. B. Leerstand
infolge demographischer Entwick-
lung, Nutzung erneuerbarer Energi-
en) werden mit den Kommunen
themenbezogene Modellprojekte
durchgeführt. Dabei wird auf der
Grundlage von vorbereitenden Un-
tersuchungen zum Bestand ein
kommunales Denkmalkonzept ent-
wickelt, das aus vorhandenen Mit-
teln der Denkmalpflege unterstützt
werden kann.

Um die Akzeptanz der Boden-
denkmalpflege zu verbessern, soll

bei archäologischen Ausgrabun-
gen die Förderfähigkeit erweitert
werden. Minister Spaenle: „Eine
drängende Frage für die Denk-
malpflege ist die grundsätzliche
Bewertung von Gebäuden aus
den 1960er und 1970er Jahren aus
denkmalpflegerischer Sicht. Auch
hier stehen Transparenz und Ak-
zeptanz im Vordergrund. Derzeit
wird der Bestand dieser Baukultur
grundlegend untersucht. Auf Basis
dieser Untersuchung werden wir
dann den intensiven Dialog im
Landtag und anschließend im
Denkmalrat führen.“

Ein neues Angebot des Lan-
desamts für Denkmalpflege, das 
bereits jetzt sehr gut angenommen
wird, ist der „BayernAtlas-denk-
mal“. Spaenle: „Dieses europawei-
te Vorzeigeinstrument für Transpa-
renz und Serviceorientierung er-
möglicht unter www.blfd.bayern.
de einen schnellen Zugriff auf
Denkmäler vor Ort und deren Kon-
text. Über 100.000 Klicks bei etwa
600 Starts pro Tag sind ein klarer
Hinweis auf die hohe Akzeptanz
dieses Portals.“
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Kanalsanierung mit CONNEX und HS®:

In Königs Wusterhausen
wird gefunkt

Gleich bei zwei technisch anspruchsvollen Kanalsanierungsmaß-
nahmen setzte die Stadt Königs Wusterhausen Kanalrohrsysteme
der Funke Kunststoffe GmbH ein. Bei der Umsetzung des
Großprojektes Goethestraße galt es die unterschiedlichen Nenn-
weiten einer Vielzahl kreuzender Leitungen ebenso zu berücksich-
tigen wie eine besondere Gefällesituation, aufgrund derer eine nur
geringe Überdeckung möglich war. 

Beim Straßen- und Kanalbau-
projekt Funkerberg, im Zuge des-
sen sowohl die Straßendecke als
auch die unterirdische Infrastruk-
tur vor Ort komplett erneuert wur-
de, stellten die beengten Raumver-
hältnisse eine besondere Heraus-
forderung dar. In der Goethestraße
wurden marode Leitungen aus
unterschiedlichsten Werkstoffen
durch das Funke HS®-Kanalrohr-
system SN 16 ersetzt, für die um-
fangreichen Straßen- und Kanal-
bauarbeiten am traditionsreichen
Funkerberg, dem Königs Wuster-
hausen seinen Beinamen „Wiege
des Rundfunks“ verdankt, boten
sich CONNEX-Kanalrohre von
Funke als ideale Lösung an.

Marode Rohre 
und unübersichtliche 
Leitungsführung

Die Kanalisation der in den 50er
Jahren des vergangenen Jahrhun-
derts angelegten Goethestraße in
Königs Wusterhausen war in die
Jahre gekommen, auch der Stra-
ßenbelag hatte seine beste Zeit
längst hinter sich. Erste Überle-
gungen zu einer Wohnumfeldver-
besserung hatte die Kommune be-
reits Mitte der 90er Jahre ange-
stellt, konkrete Gestalt nahmen die
Pläne aber erst ab 2010 an. „Die
Straße musste instandgesetzt wer-
den, die darunterliegenden Kanäle
ebenfalls – es lag nahe, beide Auf-
gaben in einem Rutsch zu erledi-
gen“, findet Dipl.-Ing. Olaf Hoff-
mann von der Brechtefeld & Nafe
Ingenieur- und Vermessungsbüro
GmbH. Die Sanierung des Kanal-

systems in der Goethestraße stellte
die für die Bauausführung zustän-
dige STRABAG AG, Dir. Berlin-
Brandenburg, NL Cottbus, Grup-
pe Lübben, vor besondere Heraus-
forderungen.

„Die Leitungsführung vor Ort
war extrem unübersichtlich, zumal
man sich bei der Verlegung offen-
sichtlich nicht an Grundstücks-
grenzen oder Eigentumsverhält-
nissen orientiert hatte“, so Hoff-
mann weiter. Eine Kamerabefah-
rung der mehr als ein halbes Jahr-
hundert alten Leitungen machte
die aufgrund der langen Nut-
zungsdauer zu erwartenden star-
ken Schäden deutlich. Sowohl die
in Beton ausgeführten Regenwas-
serrohre als auch die Steinzeug-
rohre für Schmutzwasser waren
mit der Zeit marode geworden;
viele der kreuzenden Leitungen
hatten zudem unterschiedliche
Nennweiten. 

Eine besondere Herausforde-
rung stellte die hydraulische Situa-
tion dar, die bei der Anlage der Ka-
nalisation in den 50er Jahren nicht
ausreichend berücksichtigt wor-
den war: „Das Gefälle zu den als
Vorfluter dienenden Gewässern
Nottekanal und Krebssee ist so
niedrig, dass lediglich eine geringe
Überdeckung möglich ist“, erklärt
Planer Hoffmann. „Zudem waren
Fixpunkte zu berücksichtigen, die
mit Blick auf den Anschluss ans
umgebende Netz festgelegt wor-
den waren.“

Umfangreich waren auch die
Aufgaben, mit denen der zweite
Bauabschnitt in Königs Wuster-
hausen aufwartete, der historisch

bedeutsame Funkerberg. Mit
Blick auf die zu erwartende Ent-
wicklung des nur 10 Kilometer
vom Stadtrand Berlins gelegenen
Königs Wusterhausen hat die
Stadt das nach der Wende von der
Deutsche Telekom AG erworbene
130 ha große Areal bereits 2006
zurückgekauft. 

„Die im städtebaulichen Rah-
menplan inhaltlich festgelegten
Entwicklungsziele für den Funker-
berg sind ehrgeizig“, schildert Pla-
ner Hoffmann, „Gewerbe und
Wissenschaft sollen sich ansie-
deln, Wohn- und Freizeitflächen
sollen entwickelt werden, zusätz-
lich soll die geschichtliche Bedeu-
tung des Funkerbergs, von dem
aus am 22. Dezember 1920 erst-
mals per Rundfunk Sprache und
Musik in einer Sendung ausge-
strahlt wurden, künftig stärker als
bisher herausgestellt werden.“

Bis zur Wende war der Funker-
berg militärisches Sperrgebiet, die
technische Infrastruktur war nach
wie vor noch nicht erschlossen. In
einem gemeinsam von Stadt und
Märkischem Abwasser- und Was-
serzweckverband beschlossenen
Bauprojekt sollten sowohl der

Straßenbelag als auch der Regen-
und Schmutzwasserkanal, die
Trinkwasserleitung und die Stra-
ßenbeleuchtungsanlage erneuert
werden.

Wenig Raum 
und starkes Gefälle

Zu den besonderen Herausfor-
derungen zählten vor allem unge-
ordnete Verhältnisse im Baugrund.
Der ehemalige Eigentümer des
Geländes, die Deutsche Telekom
AG, hatte zahlreiche Leerrohre
verlegt, ein extremes Gefälle von
bis zu 8 % stellte eine zusätzliche
Herausforderung dar. „Zudem wa-
ren die Verhältnisse vor Ort
äußerst beengt“, so Hoffmann.
Dementsprechend wenig Raum
hätte Baufahrzeugen zum Rangie-
ren zur Verfügung gestanden, die
man für den Transport schwerer
Betonrohre benötigt. 

Funke-Fachberater Schmidt
empfahl dem Kunden deshalb, die
komplette Regenwasser-Kanalisa-
tion mit CONNEX-Kanalrohren
in Nennweiten DN/OD 315 und
DN/OD 400 auszuführen: „Die 
3 m langen, leichten Rohre waren
eine Alternative, die das Handling
auf der Baustelle vereinfacht ha-
ben“, so das Fazit von Hoffmann.
Insgesamt wurden am Funkerberg
ca. 400 m CONNEX-Kanalrohre
verlegt, zusätzlich wurden auf
dem etwa 400 m langen Anstieg
zwei Absturzschächte integriert,
die als Energieumwandlungs-
schächte fungieren.

Wasserwirtschaftliche Jahrestagung in Berlin:

Modernisierung und
Effizienzsteigerung

Über aktuelle politische Entwicklungen und zukünftige Heraus-
forderungen diskutierten knapp 120 Teilnehmer mit Spitzenver-
tretern aus Politik und Branche bei der 13. Wasserwirtschaftli-
chen Jahrestagung des BDEW in Berlin. In zahlreichen Kurzvor-
trägen und Gesprächsrunden wurden Themen wie Gewässer-
schutz, neue Düngeverordnung, Transatlantisches Freihandelsab-
kommen (TTIP) sowie Klärschlammverordnung und Benchmar-
king teilweise kontrovers diskutiert.

Laut Jörg Simon, BDEW-Vize-
präsident Wasser/Abwasser, hat
sich die Politik in den vergangenen
Jahren klar für eine Kontrolle von
Wasserpreisen und -gebühren
durch Kartellämter bzw. Kommu-
nalaufsichtsbehörden und gegen
eine Regulierung der Wasserwirt-
schaft ausgesprochen. Aus dieser
inhaltlichen Übereinstimmung
zwischen Politik und Branche er-
wachse für die Wasserwirtschaft
aber auch die Verpflichtung, die
Anstrengungen für noch mehr
Transparenz bei den Wasserprei-
sen voranzutreiben und freiwillige
Benchmarking-Projekte weiter
auszubauen. Die Branche sei ge-
fordert, durch eine rege Teilnahme
an den freiwilligen Benchmar-
king-Projekten Politik und Öffent-
lichkeit davon zu überzeugen, dass
der Weg der Modernisierung und
Effizienzsteigerung konsequent
weitergegangen wird, so Simon.

Neben dem derzeitigen Still-
stand bei der Novellierung der
Düngeverordnung kritisierte der
Vizepräsident Vorschläge, die eine
Verlegung von Breitbandkabeln
auch in Abwasserkanälen vorse-
hen. Simon zufolge sind Abwas-
sernetze für die Verlegung von Ka-
beln grundsätzlich nicht geeignet.
Unvermeidbar wären demnach
chemische Reaktionsprozesse an
den Kabeln: Durch die Abwas-
serinhaltsstoffe könnten Korrosio-
nen oder andere Defekte an den
Kabeln auftreten, die letztlich im-
stande seien, den störungslosen
Breitband-Betrieb zu verhindern. 

Völlig ungeklärt sei die Frage,
wie eine Kanalsanierung ohne Be-

einträchtigung der Breitbandkabel
durchgeführt werden könnte. Das
ständig anfallende Abwasser müs-
se jederzeit auch im Interesse des
Gesundheitsschutzes der Bevölke-
rung sicher entsorgt werden kön-
nen. „Der BDEW fordert daher,
Abwassernetze von geplanten
Zwangsregelungen zum Breit-
bandausbau auszunehmen“, er-
klärte Simon.

Einen Überblick über neueste
Entwicklungen im Benchmarking
gab Hermann Löhner, Werkleiter
Fernwasserversorgung Franken.
Einheitliche Branchenkennzahlen
sollen nach seinen Angaben
zukünftig die Leistungsfähigkeit
der Wasserversorgung in Deutsch-
land darstellen. Einheitliche
Hauptkennzahlen stünden dann
den Landes-Benchmarking-Pro-
jekten zur Auswahl/Integration zur
Verfügung. Zudem dienten Struk-
turmerkmale der Darstellung we-
sentlicher Unterscheidungsmerk-
male von Wasserversorgungsun-
ternehmen und deren Wertschöp-
fungsstufen.

Insgesamt müsse das Augen-
merk darauf gelegt werden, einen
objektiven Maßstab im Rahmen
von Wasserpreisvergleichen zu
schaffen sowie die Leistungsfähig-
keit der deutschen Wasserversor-
gung darzustellen und zu kommu-
nizieren, betonte Löhner. Hierzu
müssten u. a. die Teilnehmerzah-
len in den Landes-Benchmarking-
Projekten gesteigert und die erar-
beiteten Branchen-und Haupt-
kennzahlen sowie Strukturmerk-
male im Jahr 2015 veröffentlicht
werden. DK

Wilo-Wassertage in Adlersberg:

Aspekte der
Wasserwirtschaft

Zahlreiche namhafte und anerkannte Referenten aus Wasser-
und Abwasserwirtschaft, Forschung und Umweltpolitik versorgten
bei den Wilo-Wassertagen in Adlersberg bei Regensburg knapp 350
Teilnehmer aus ganz Deutschland mit neuesten Informationen zu
den Möglichkeiten und Perspektiven wirtschaftlicher und nachhal-
tiger Trinkwasserversorgung, Abwassertransport und Abwasser-
behandlung. Organisiert wurde das Fachsymposium von der WI-
LO SE und Wilo EMU Anlagenbau, Hof.

Franz Herrler (Zweckverband
der Wasserversorgungsgruppe
Laaber Naab) verdeutlichte an-
hand verschiedener Arbeitsbei-
spiele, zu denen auch die Ein-
führung von Energiemanagement-
systemen nach DIN EN ISO
50001 zählte, wie anspruchsvoll
bereits heute die Aufgabe ist, infra-
strukturell grundlegende Funktio-
nen wie die Wasserver- und –ent-
sorgung auf gewohnt hohem Ni-
veau abzusichern. Michael Reiß-
necker (Ing.-Büro Reißnecker &
Eberhardt) wiederum beschrieb
am Beispiel des Zweckverbandes
Ruhstorfer Gruppe ganz konkret
die praktische Umsetzung eines
solchen Energiemanagementsy-
stems und gab wertvolle Tipps,
wie solche Implementierungen
schneller und reibungsloser auszu-
gestalten sind.

Lösungsansatz

Doch wie lassen sich die Versor-
gungs- und Entsorgungsprozesse
letztlich energetisch tatsächlich
technisch, im Detail optimieren?
Den Stand der Technik im Sinne
einer „energetisch und funktional
optimalen Wasserversorgung der
Zukunft“ vertrat hier Mario Hübner
(Manager System - Enginee-
ring Sales Region D-A-CH, WILO
SE). Einer seiner  Lösungsansätze:
der Einsatz von Frequenzumfor-
mern, der Austausch von Pumpen
und Motoren durch solche mit
höheren Energieeffizienzklassen
und die Verwendung neuer, optimal
ausgelegter Pumpensysteme.

Ein weiteres drängendes Bran-
chenthema ist jedoch neben der En-
ergieeffizienz die Trinkwasserbe-
reitstellung. Dipl.-Ing. Harald Kien-
lein vom Ingenieurbüro Hausmann
+ Rieger stellte in diesem Zusam-
menhang die Bestandserhaltung
der Infrastruktur, speziell die Sanie-
rung von Trinkwasserspeichern aus
den 1960er, 70er und 80er Jahren

in den Mittelpunkt. Unter Berück-
sichtigung verschiedener Sanie-
rungsvarianten beschrieb Kienlein
vor allem den Weg von der Scha-
densfeststellung bis hin zur In-
standsetzungsplanung. 

Abwasserbeseitigung

Ganz im Zeichen der „Kehrseite
des Wasserverbrauchs“, der Ab-
wasserbeseitigung, stand der zwei-
te Veranstaltungstag. Hier hat der
Klimawandel bereits für deutliche
Spuren gesorgt: Immer häufiger
auftretende Starkregen machen
beispielsweise dringend Anpas-
sungsmaßnahmen zur Kanaldi-
mensionierung notwendig. Prof.
Dr.-Ing. F. Wolfgang Günthert von
der Universität der Bundeswehr
München forderte daher zeitnah
den Einsatz ausreichender Mittel
zur Instandhaltung der Kläranla-
gen und öffentlichen Kanäle in
Deutschland. Gleichzeitig ist, wie
Professor Dr.-Ing. Paul-Uwe
Thamsen (TU Berlin) erläuterte,
auch aus technischer Sicht deut-
lich stärker als bisher eine ganz-
heitliche Vorgehensweise notwen-
dig, um den Herausforderungen
der Abwasserentsorgung künftig
nicht nur bedarfsgerecht, sondern
letztlich noch finanzierbar begeg-
nen zu können.

Wie verwoben die Thematik ist,
zeigt der Umstand, dass die Ab-
wasserbehandlung auch in den
meisten Fällen der größte Energie-
verbraucher einer Kommune ist.
Entsprechend drängend stellt sich
für die Entscheider die Steigerung
der Energie- und Ressourceneffi-
zienz von Kläranlagen dar. An-
hand praktischer Beispiele zeigten
Claudia Scharnagl (U.T.E. Ingeni-
eur GmbH) sowie Mario Hübner
(WILO SE), wie durch effiziente
Abwasserreinigung und den Ein-
satz effizienter Aggregate be-
trächtliche Einsparpotenziale reali-
siert werden können. DK

Messeauftritt zwischen
Tradition und Innovation 

Kompetenz-Zentrum Leitungsbau auf der
WASSER BERLIN INTERNATIONAL2015

Vom 24. bis 27. März 2015 können sich Fachbesucher auf der
WASSER BERLIN INTERNATIONAL über aktuelle Entwick-
lungen in derWasserwirtschaft und in der Leitungsbaubranche in-
formieren. Auch in diesem Jahr zeigt der Rohrleitungsbauverband
e.V. (rbv) Flagge und trägt die Botschaften des Leitungsbaus im
Schulterschluss mit dem Energieeffizienzverband fürWärme, Käl-
te und KWK e. V. (AGFW), dem Verband Güteschutz Horizontal-
bohrungen e. V. (DCA), der Gütegemeinschaft Leitungstiefbau e. V.
(GLT), der German Society forTrenchless Technology e. V. (GSTT)
sowie dem Rohrleitungssanierungsverband e. V. (RSV) in die
Fachöffentlichkeit.

Auf dem Firmengemeinschafts-
stand des Kompetenz-Zentrums
Leitungsbau mit dabei sind 16
Mitgliedsunternehmen der Ver-
bände. Um der Bedeutung des ge-
meinsamen Auftritts angemessen
Rechnung zu tragen, wurde der
Messestand (Stand-Nr. 217) in der
Leitungsbauhalle 1.2 neu konzi-
piert. Eine in diesem Jahr vom rbv
zum ersten Mal organisierte Po-
steraustellung mit interessanten
Leitungsbaumaßnahmen ergänzt
das Standgeschehen und lädt zum
Verweilen ein.

Tradition hingegen hat der so ge-
nannte Pipe Brunch, zu dem das
Kompetenz-Zentrum Leitungsbau
in diesem Jahr am 25. März auf sei-
nen Stand zum Erfahrungsaus-
tausch in angenehmer Atmosphäre
einlädt. Ein weiteres Highlight im
Bereich Leitungsbau ist das am 24.
und 25. März in unmittelbarer
Nähe des Kompetenz-Zentrums
Leitungsbau (Halle 1.2) veranstal-
tete Internationale Leitungsbau-
symposium in Verbindung mit der
NO DIG Berlin. 

Wiederum neu ist die in diesem
Jahr erstmalig ausgetragene „Lei-

tungsbau Challenge Berlin“. Die
von rbv und DVGWins Leben ge-
rufene und gemeinsam organisier-
te Maßnahme soll eine regionale
Plattform für die Nachwuchsge-
winnung in der Leitungsbaubran-
che schaffen. 

Im Rahmen eines öffentlichen
Wettbewerbs von Auszubilden-
den-Teams soll den Besuchern der
Fachmesse und insbesondere den
vor der Berufswahl stehenden Ju-
gendlichen praxisnah deutlich ge-
macht werden, wie fachliches
Können, moderne Materialien und
innovative Verlegetechnik auf ei-
ner Rohrleitungsbaustelle ineinan-
dergreifen. 

Fachkundig bewertet, sollen die
aus bis zu drei Auszubildenden be-
stehenden Teams Aufgaben aus
den Bereichen der Gas- und Was-
serversorgung regelwerkskonform
umsetzen. Die Teams aus dem Be-
reich Wasser werden am 25. März
zum Wettstreit antreten, die Mann-
schaften aus dem Bereich Gas
werden sich am Folgetag mitein-
ander messen. Die Gewinner der
Challenge dürfen sich über einen
attraktiven Preis freuen.

Abwasser-Innovationspreis
2014 in München

280.000 Euro für High-Tech-Abwasserentsorgung
in Nürnberg und Landkreis Bayreuth

„Kläranlagen können neben dem Schutz der Gewässer auch einen
wichtigen Beitrag für den Ressourcen- und Klimaschutz leisten.
Auch um die Energieeffizienz bei der Abwasserbeseitigung wei-
ter zu steigern, zeichnet der Freistaat innovative Projekte aus.“
Dies betonte die Bayerische Umweltministerin Ulrike Scharf an-
lässlich der Verleihung des „Abwasser-Innovationspreises 2014“
in München.

Scharf zufolge ist Abwasser ba-
res Geld: „Abwasser ist eine Wär-
me- und Energiequelle, die künftig
immer mehr an Bedeutung gewin-
nen wird. Wer effizient arbeitet
und Energie spart, kann gleichzei-
tig die Bevölkerung entlasten. Un-
ser Ziel ist es, zukunftsweisende
Technologien und innovative
Ideen in die Fläche zu bringen.
High-Tech-Kläranlagen reinigen
nicht nur nach höchsten Umwelt-
standards. Sie vereinen den Schutz
unserer Gewässer mit den Heraus-
forderungen von Energiewende
und Klimaschutz.“

Mit der Preisverleihung ist eine
Zusage für eine finanzielle Förde-
rung der Projekte durch das
Bayerische Umweltministerium
verbunden.

In diesem Jahr hat das Umwelt-
ministerium den „Abwasser-Inno-
vationspreis“ an die Stadtentwäs-
serung und Umweltanalytik Nürn-
berg sowie die VG Betzenstein/
Landkreis Bayreuth verliehen. In
Nürnberg wird ein Regenrückhal-
tebecken umgebaut. Ziel ist eine
qualitativ hochwertige Reinigung
von belastetem Regenwasser aus
dem städtischen Bereich. Insbe-
sondere sollen damit Nährstoffe,
vor allem Phosphor, ausgefiltert
werden. In einem bayernweit ein-

zigartigen Verfahren wird dazu die
Regenwasserbehandlung (Sedi-
mentation) in das Regenrückhalte-
becken integriert. Dafür stellt der
Freistaat rund 250.000 Euro zur
Verfügung.

Im Landkreis Bayreuth wird
ein innovatives Verfahren zur 
Energiegewinnung aus gereinigtem
Abwasser und Regenwasser umge-
setzt. Durch den Umbau des vor-
handenen Schönungsteichs wird
der Ablauf der Kläranlage zwi-
schengespeichert und über eine
Turbine Strom erzeugt. In einem
zweiten Schritt ist die energetische
Nutzung der Entlastungswasser-
mengen der Regenbecken geplant.
Die VG Betzenstein erhält dafür
30.000 Euro vom Bayerischen
Umweltministerium.

Mit dem Abwasser-Innova-
tionspreis zeichnet das Bayeri-
sche Umweltministerium seit dem
Jahr 2012 herausragende Verfah-
ren beispielsweise der weiterge-
henden Abwasserreinigung, der
Kanalsanierung oder der Energie-
gewinnung aus Abwasser aus. Die
Ergebnisse der Projekte werden
anderen bayerischen Kommunen
als Entscheidungsgrundlage und
Planungshilfe bei Investitionen in
die Abwasserentsorgung zur Ver-
fügung gestellt.
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Landkreis Regen:

Modernste Anlage für
flüssige, gefährliche 

Abfälle in Niederbayern 
Ölhaltige Flüssigkeiten – wie zum Beispiel Bodenschlämme aus
Tanks, Kühlschmierstoff- und Wasch-Emulsionen sowie Inhal-
te von Öl- und Fettabscheidern – gelten als gefährliche Abfälle.
Ihre fachgerechte Entsorgung erfolgt in chemisch-physikali-
schen Behandlungsanlagen. Eine der modernsten Anlagen die-
ser Art in Europa steht jetzt in Niederbayern, in der Gemeinde
Geiersthal, im Landkreis Regen. 

Stolze 1,6 Mio. Euro hat die
Firma RESTOIL in ihre neue,
nach BImSchG genehmigte An-
lage investiert. Die Hightech-
Anlage ist ausgelegt für die
Aufbereitung von 20.000 Ton-
nen im Jahr. Das bedeutet zum
einen, dass nun aus ganz Nie-
derbayern und dem gesamten
süddeutschen Raum ölhaltige
Flüssigkeiten gesammelt und
angeliefert werden können. 

Komplexe Techniken

Das bedeutet zum anderen
aber auch, dass die Firma 
RESTOIL in Geiersthal eben-
falls in der Lage ist, auf Havarien
zu reagieren. Denn pro Tag kön-
nen Mengen von mehr als 400
qm Flüssigkeit aufgenommen
und sicher verarbeitet werden. 

Die Behandlung der ölhalti-
gen Flüssigkeiten – etwa aus
Ölabscheidern von Autowerk-
stätten, Bauhöfen, Feuerwehren
oder aus der Metallverarbeiten-
den Industrie – erfolgt durch
komplexe Verfahrenstechniken.
Diese werden exakt definiert,
nach mehrstufigen Analysen im
hauseigenen, angeschlossenen
Labor. Dadurch können die
umweltbelastenden Schadstof-

fe umgewandelt oder eliminiert,
und die gereinigten Rohstoffe in
den Stoffkreislauf zurückge-
führt werden. 

Anfallende Rückstände wer-
den direkt einer geordneten
Nachentsorgung zugeführt; das
zurückgewonnene Wasser ist so
sauber, dass es in die Kanalisa-
tion eingeleitet werden darf. Die
im Prozess abgetrennten Mine-
ralölbestandteile aus den Flüs-
sigkeiten bedeuten eine nach-
haltige Gewinnung von fossilen
Brennstoffen bei gleichzeiti-
ger Reduzierung der CO2-Bela-
stung. 

Erfahrene Spezialisten

Dafür verantwortlich ist ein
9-köpfiges Team mit erfahrenen
Entsorgungsspezialisten, die mit
der chemisch-physikalischen
Behandlung von Abscheiderin-
halten und Emulsionen aus der
Metallverarbeitung langjährig
vertraut sind. 

Das Entsorgungsunternehmen
RESTOIL, das zur Kuchler Servi-
ce- Unternehmensgruppe gehört,
ist nach § 52 KrWG als Entsor-
gungsfachbetrieb zertifiziert und
Montags bis Freitags von 6 bis 22
Uhr offen für Lösungen.

Effektiver Hochwasserschutz im Landkreis Dillingen:

Enge Zusammenarbeit
betroffener Kommunen

Einen effektiven „Hochwasserschutz für unsere Heimat“ streben
die von den vier geplanten Flutpoldern an der Donau massiv be-
troffenen Gemeinden und der Landkreis Dillingen an. Unterstüt-
zung erfahren die Gebietskörperschaften dabei vom Stimmkreis-
abgeordneten Georg Winter und seinem Donau-Rieser Kollegen
Wolfgang Fackler.

Auf Initiative von Georg Winter
verständigten sich Landrat Leo
Schrell und die Bürgermeister der
Städte Lauingen, Dillingen und
Höchstädt sowie der Gemeinden
Blindheim, Schwenningen und
Tapfheim auf eine enge Zusam-
menarbeit zur Durchsetzung ge-
meinsamer Interessen und Belan-
ge. Für wichtig erachtet Abgeord-
neter Georg Winter dazu eine wis-
senschaftliche Begleitung. „Ge-
meinsam wollen wir einen Hoch-
wasserschutz für alle erreichen,
der gleichzeitig den berechtigten
Belangen der Gemeinden, der Be-
völkerung im Kreis Dillingen und
der Gemeinde Tapfheim und vor
allem der massiv betroffenen

Landwirtschaft gerecht wird“, be-
tont Winter. 

Die Studie der TU München,
die Grundlage der aktuellen Pla-
nung zur Schaffung von insgesamt
zwölf Flutpoldern an der Donau,
davon allein vier im Landkreis
Dillingen, ist, wirft nicht nur offe-
ne Fragen auf, sondern enthält
nach Aussage von Landrat Leo
Schrell auch offensichtliche Feh-
ler. Mit einer Gesamtfläche von
1.780 Hektar und einem Flutpol-
dervolumen von 36 Millionen m³
sieht Schrell den Landkreis Dillin-
gen zudem unverhältnismäßig
hoch belastet. „Dadurch werden
unsere Gemeinden weit über das
erträgliche Maß hinaus in ihrer

Entwicklung eingeschränkt“, sieht
der Landrat die derzeitigen Pla-
nungen kritisch. Auch werden Be-
lange der Landwirtschaft und der
Fischerei teilweise massiv beein-
trächtigt. 

Dialogveranstaltung

Einigkeit besteht deshalb unter
den Gemeinden, dass mit der vor-
läufigen Sicherung der Flutpolder-
gebiete unter allen Umständen so-
lange abgewartet werden muss,
bis beispielsweise offensichtliche
Fehler in der Studie zu Fragen der
Topografie oder der Wirkungswei-
se der Flutpolder geklärt sind. Die-
se Forderung wollen die Bürger-
meister bis zur Dialogveranstal-
tung mit der bayerischen Umwelt-
ministerin Ulrike Scharf am 5. Fe-
bruar 2015 in Dillingen schriftlich
formulieren und der Ministerin
übergeben. Vor allem wollen die

Bürgermeister einfordern, dass
sich das Umweltministerium
selbst kritisch nochmals mit der
Studie auseinandersetzt, bevor
weitere Verfahrensschritte zur vor-
läufigen Sicherung eingeleitet
werden.

„Es gibt eine Reihe von fachli-
chen Bedenken, die zwangsläufig
zu einer Reduzierung der Flutpol-
derflächen führen müssen“, ist sich
Oberbürgermeister Frank Kunz si-
cher. So müssen der Schutz des
Trinkwassers und vorhandener
Wohnbebauung höchste Priorität
genießen. Unterstützung erfährt
Kunz von Bürgermeister Stefan
Lenz, der im Bereich der Stadt
Höchstädt Probleme im Zusam-
menhang mit einem veränderten
Grundwasserspiegel sieht. 3. Bür-
germeister Michael Bregel sprach
sich für die Gemeinde Blindheim
ebenfalls dafür aus, gemeinsame
Anliegen auch gemeinsam zu ver-
treten. 

Tapfheims Bürgermeister Karl
Malz nennt daneben die Bewah-
rung der Schutzgebiete mit einzig-
artiger Fauna und Flora ebenso als
gemeinsames Ziel wie die Förde-
rung des dezentralen Hochwasser-
schutzes. Auch für ihn seien ver-
trägliche Poldergrößen, die im
Konsens mit den Kommunen und
unter Berücksichtigung des Grund-
satzes der Verhältnismäßigkeit und
der Verträglichkeit festzulegen sind,
eine zentrale Forderung. 

Schwenningens Bürgermeister
Reinhold Schilling bezeichnet ei-
ne fachliche Überprüfung der Stu-
die der TU München anhand der
tatsächlichen topografischen Ver-
hältnisse als unumgänglich. So
sei im geplanten Poldergebiet
Schwenningen ein natürlicher Ab-
fluss nach einer Flutung keines-
falls gewährleistet. „Solche ele-
mentaren Fakten müssen Einfluss
in die Studie und Planung finden,
bevor eine vorläufige Sicherung
erfolgt“, fordert Schilling.

Kommunale Schwimmbäder: 

Synergieeffekte nutzen
„Wir brauchen in Deutschland eine Infrastrukturoffensive und
dazu gehört auch die Sanierung vieler Schwimmbäder“, unter-
streicht derDeutsche Städte- und Gemeindebund (DStGB) in einem
soeben vorgelegten Positionspapier. In Deutschland gebe es eine hi-
storisch gewachsene, ausgeprägte Kultur öffentlicher Schwimmbä-
der. Sie machten das Sport- und Freizeitangebot einer kommuna-
len Infrastruktur attraktiv. Über 80 % der Bevölkerung hielten Bä-
der für unverzichtbar. Nach Radfahren und Laufen sei Schwim-
men die beliebteste Sportart, heißt es.

Umso alarmierender sei es, dass
immer weniger Schülerinnen und
Schüler nach Abschluss der
Grundschule schwimmen können.
Etwa 50 % der Grundschüler gel-
ten mittlerweile als keine sicheren
Schwimmer. Die Zunahme der
Freizeitbäder ohne Lehrbecken er-
schwere das Schulschwimmen.

Schwimmbäder, die sich zu 80
Prozent in kommunaler Träger-
schaft befinden, sind nach Darstel-
lung des DStGB ein wichtiger Be-
standteil der örtlichen Daseinsvor-
sorge. Das bedeute allerdings
nicht, dass jede Gemeinde ein ei-
genes Schwimmbad haben muss.
„Das kann schon deshalb nicht
funktionieren, weil die Unterhal-
tung von Schwimmbädern oder
Hallenbädern eine erhebliche fi-
nanzielle Belastung für die Kom-
munen darstellt, denn jeder
Schwimmbetrieb ist zugleich ein
Zuschussbetrieb. Umgerechnet
auf den einzelnen Besucher der
Badeanstalt liegen die Zuschüsse
zwischen 5 und 10 Euro pro Per-
son. Die Unterhaltung eines
Schwimmbades ist kostendeckend
nicht möglich.“

Die Kostendeckungsgrade
schwanken laut DStGB zwischen
27,2 % in Freibädern, 31 % in Hal-
lenbädern und bis zu 83 % in Frei-
zeitbädern. „Das allein ist sicher-
lich kein Argument gegen Frei-
und Hallenbäder, zumal man si-
cherlich bedenken muss, dass bei
Kultureinrichtungen wie Opern
und Festspielhäuser der Fehlbe-
trag pro Besucher teilweise noch
wesentlich höher ist. Der Konsoli-
dierungsdruck ist insoweit enorm
und hat zur Folge, dass natürlich
auch der Unterhalt und Betrieb
von Schwimmbädern in der Kom-
munalpolitik jeweils zur Diskussi-
on gestellt wird. Deshalb sind zu-
sätzliche Landes-, aber auch Bun-
desmittel unverzichtbar.“

Gleichzeitig müssten die Kom-
munen alle Synergieeffekte nut-
zen, um einerseits die Schwimm-
kompetenz zu fördern und ande-
rerseits sicherzustellen, dass die
Kosten nicht aus dem Ruder lau-
fen. So sei es denkbar, dass eine
Gemeinde das sanierungsbedürfti-
ge Schwimmbad schließt, die an-
dere es saniert und dafür ein unent-
geltlicher Schwimmbadbus zwi-
schen den Gemeinden pendelt.

Neben dem gemeinsamen Betrieb
eines Schwimmbades durch zwei
Gemeinden (sog. interkommunale
Kooperationen) seien auch Ko-
operationen mit Erlebnisbädern
(soweit diese ein Lehrbecken ha-
ben) denkbar, so dass zu bestimm-
ten Zeiten Schwimmunterricht zu-
gunsten der Schulen dort stattfin-
den kann. 

Auch sei gerade im Schwimm-
bereich die Bereitschaft der Men-
schen, durch bürgerschaftliches
Engagement eine solche Einrich-
tung weiter zu betreiben, groß,
heißt es weiter. Gute Erfahrungen
hätten die Kommunen z. B. damit
gemacht, dass man ganz oder teil-
weise den Betrieb eines Schwimm-
bades einem Förderverein über-
lässt und die Stadt sich auf einen
Zuschuss beschränkt. 

Zudem gebe es funktionierende
Bäder in Form von Genossen-
schaften. Schließlich sei auch das
Potential von Modellen Öffent-
lich-Privater-Partnerschaften
(ÖPP) bei Weitem noch nicht aus-
geschöpft. Beim Bau und der Sa-
nierung der Schwimmbäder könn-
ten sich die jeweiligen Aufgaben-
träger und Betreiber verstärkt die
Kosten teilen. Wichtig sei aller-
dings eine flexible Ausgestaltung
der Modelle. 

Kosten optimieren

„Darüber hinaus sind die Städte
und Gemeinden bemüht, die Ko-
sten eines Schwimmbadbetriebes
zu optimieren“, so der DStGB.
Über die stärkere Ausrichtung der
Nutzungszeiten am Bedarf, die
Optimierung von Öffentlichkeits-
arbeit und Werbung sowie der Ein-
nahmen aus Nebenbetrieben wie
Gastronomie, Sauna bzw. Sonder-
veranstaltungen oder die Verbesse-
rung der Wirtschaftlichkeit durch
bauliche Maßnahmen könne Po-
tential gehoben werden. So könn-
ten zu groß dimensionierte Flä-
chen z. B. in Sauna-Badeland-
schaften, Solarien oder Wellness-
bereiche umfunktioniert werden.
Denkbar seien auch Eltern-Kind-
Bereiche, Abenteuer- oder Erleb-
nisbecken. Das steigere gleichzei-
tig die Attraktivität des Schwimm-
bades. „Dabei sollte aber immer
ein Konzept erarbeitet werden,
dass die Nutzung eines Bades als

Schul- und Vereinsbad, sportorien-
tiertes Bad, aber auch als Bad mit
Freizeitwerten beinhaltet.“

Vor diesem Hintergrund erach-
tet es der Deutsche Städte- und
Gemeindebund allerdings die Ent-
scheidung der Finanzminister von
Bund und Ländern, zum 1. Juli
2015 den ermäßigten Umsatzsteu-
ersatz für Saunabesuche zu strei-
chen, als problematisch. Denn
hiermit werde den Städten und
Gemeinden ein Instrument der
Kostenoptimierung beschnitten
und stattdessen der Kostendruck
für die etwa 1.000 öffentlichen Bä-
derbetriebe mit Saunaangeboten
vor dem Hintergrund hoher Perso-
nal- und Betriebskosten weiter er-
höht.

Ein nach wie vor ungelöstes
Problem sei der Sanierungsstau
bei den Schwimmbädern. Viele
Schwimmbäder (schätzungsweise
30 bis 40 Prozent) stammten aus
den 1960er und 70er Jahren.
Deutschlandweit geht man von ei-
nem Sanierungsstau von bis zu 14
Mrd. Euro aus. Hinzu komme,
dass vor dem Hintergrund des de-
mografischen Wandels auch Maß-
nahmen z. B. hinsichtlich der Zu-
gänglichkeit (Barrierefreiheit) er-
griffen werden müssen. 

Fazit: „Wir werden uns mittel-
fristig darauf einstellen müssen,
dass die Kommune, aber auch der
Staat insgesamt, nicht alles, was
wünschenswert ist, in dem erfor-
derlichen Umfang finanzieren und
gewährleisten kann. Denn so
wichtig die Aufrechterhaltung des
derzeitigen Angebotes an
Schwimmbädern ist, sie zählen zu
den freiwilligen Aufgaben mit der
Folge, dass auch eine Schließung
möglich ist. Wichtig ist, dass die
Städte und Gemeinden frühzeitig
in den Dialog mit den Bürgern,
den Sportvereinen, anderer Partner
wie der DLRG und den Medien
eintreten, damit in einem transpa-
renten Verfahren die Argumente
abgewogen und auch verschiede-
ne Alternativen erörtert werden
können.“

Dem DStGB zufolge „wäre es
sicher hilfreich, auf Landesebene
eine Plattform zu schaffen unter
dem Motto: Schwimmen ermögli-
chen, Bäder erhalten“. Hier könn-
ten die verschiedenen Initiativen
von Land, Kommunen, aber auch
Vereinen und Elterninitiativen ko-
ordiniert werden. Ein gutes
Schwimmangebot stelle immer
auch einen wichtigen Standortvor-
teil für eine Stadt oder Gemeinde
dar. Auf der kommunalen Ebene
sollten die Schwimmbäder weiter-
hin Bestandteil der Sportentwick-
lungsplanung sein. DK
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Regionaler Planungsverband Regensburg:

Landrat Willibald Gailler
neuer Vorsitzender

Der Regionale Planungsverband Regensburg hat sich im Rahmen
seiner 25. Sitzung neu konstituiert. Nach zwölf Jahren im Amt wur-
de der bisherige Vorsitzende, Regensburgs ehemaliger Landrat
Herbert Mirbeth, verabschiedet. Seine Nachfolge tritt derNeumark-
terLandrat Willibald Gailleran – erwurde mit 97,8 % derStimmen
gewählt. Zum ersten Stellvertreter wurde Landrat Dr. Hubert Fal-
termeier (Kelheim) bestimmt, weitere drei Stellvertreter sind die
Landräte Tanja Schweiger (Regensburg) und Franz Löffler (Cham)
sowie der Regensburger Oberbürgermeister Joachim Wolbergs.

Die Verbandsversammlung be-
schäftigte sich außerdem mit Fol-
gerungen aus der Änderung der
Bayerischen Bauordnung zur
Steuerung der Windkraftnutzung,
die dem neu besetzten Planungs-
ausschuss im ersten Quartal 2015
zur weiteren Beratung vorgelegt
werden. 

Wie dargelegt wurde, erfolge
durch „10H“ faktisch bereits eine
räumliche Lenkung der Wind-
kraftnutzung für den überwiegen-
den Teil des Regionsgebietes. Re-
gionalplanerische Vorrang-, Vor-
behalts- und Ausschlussgebiete für
Windkraftanlagen (WKA) hätten
nur noch außerhalb der 10H-Radi-
en einen „steuernden Mehrwert“
im Sinne einer Begrenzung von
WKA. Ein Steuerungskonzept,
das nur diese Gebiete behandelt,
sei gegebenenfalls problematisch,
da der Raum außerhalb der 10H-
Radien nicht bestimmbar ist, weil
„10 H“ keine metrische Größe
darstellt und gemäß § 35 Abs.1
BauGB weiterhin „substanzieller
Raum“ für Windkraftanlagen ver-
bleiben muss.

Innerhalb der 10H-Radien hät-
ten regionalplanerische Vorrang-
gebiete lediglich noch die Funkti-
on einer Flächensicherung für
Windkraft (Abwehr von Nutzun-
gen, die mit Windkraftanlagen kon-
kurrieren). Eine letztliche planeri-
sche Umsetzung von WKA sei so-
mit erst durch die „Aktivierung“
mit einem Bebauungsplan mög-
lich. Vorranggebiete entsprächen
damit eher dem Charakter von Vor-
behaltsgebieten. Eine Unterschrei-
tung von 10H mittels Bebauungs-
plan wäre innerhalb verbindlicher
regionalplanerischer Ausschlussge-
biete nicht mehr zulässig.

Insgesamt gebe es nach In-Kraft-
Treten der „10H-Regelung“ zahl-
reiche ungeklärte Fragen zu den
rechtlichen Anforderungen und die
geeignete Vorgehensweise für re-
gionalplanerische Windkraftsteue-
rungskonzepte. Jedoch bestehe
gemäß Landesentwicklungspro-
gramm für die Regionalen Pla-
nungsverbände weiterhin die
Pflicht zur Ausweisung von Vor-
ranggebieten für WKA.

„Mit der Heimatstrategie kei-
ne zwei Geschwindigkeiten zwi-
schen Stadt und Land“ lautete
der Titel des Vortrags von Hei-
matstaatssekretär Albert Für-
acker MdL. Ziel dabei ist es nach
Fürackers Worten, den Weg in
die Zukunft für ganz Bayern mit
einem finanziell soliden und
strukturell umsetzbaren Pro-
gramm zu realisieren. Dies soll
in enger Abstimmung mit der
kommunalen Familie erfolgen.
Damit werde auch dem Verfas-
sungsauftrag, gleichwertige Le-
bensverhältnisse in ganz Bayern
herzustellen, Rechnung getragen.

Grundsätzlich gelte es, stärkere
Dynamiken in den strukturschwa-
chen Regionen zu schaffen und
diese für junge Menschen attrakti-
ver zu gestalten. Die Heimatstrate-
gie bestehe aus den fünf tragen-
den Säulen Kommunaler Finanz-
ausgleich, Strukturentwicklung,
Digitale Revolution, Nordbayern-
Initiative sowie Behördenverlage-
rungen. 

Der Rekordwert des kommuna-
len Finanzausgleichs, den Für-
acker für 2015 mit 8,3 Mrd. Euro
bezifferte, solle dazu beitragen,
den ländlichen Raum gegenüber
den Metropolregionen München
und  Nürnberg zu stärken. Basie-
rend auf Erkenntnissen einer neu
gegründeten Arbeitsgruppe soll ab

2016 auch eine gerechtere Vertei-
lung dieses Geldes erfolgen, kün-
digte Füracker an.   

Darüber hinaus werde es Stabi-
litätshilfen für schwächere Kom-
munen geben, so der Staatsse-
kretär und nannte mit Blick auf die
Region 11 des Planungsverbandes
Regensburg vor allem Gemeinden
aus dem Landkreis Cham. Dieser
werde auch davon profitieren, dass
man im touristischen wie wirt-
schaftlichen Bereich die Zusam-
menarbeit mit Tschechien und
Oberösterreich vorantreiben wolle.

Zudem kündigte Füracker unter
anderem an, die Ansiedlung von
Gewerbebetrieben zu erleichtern.
Hierzu wolle man vom bis-
her geltenden Anbindegebot ab-
weichen und insbesondere sei-
tens des Planungsverbandes
mehr mit den betreffenden Ge-
meinden kooperieren. DK

Die Oberbürgermeister Christian Schuchardt (links) und 
Sebastian Remelé mit ihren Gattinnen Asa Petersson (rechts)
und Monika Remelé. Bild: Georg Wagenbrenner

Schweinfurt und Würzburg:

Auf dem Weg
zu einer starken Region

Für eine stärkere regionale wie auch interkommunale Zusammen-
arbeit plädierte Oberbürgermeister Christian Schuchardt beim
Neujahrsempfang der Stadt Würzburg. Und so waren unter den
rund 600 Bürgerinnen und Bürgern auch viele Vertreter aus der
Region Mainfranken im Ratssaal anwesend.

Zu Beginn des Empfangs ging
Schuchardt auf die Ereignisse in
Paris in den vergangenen Wochen
ein. „Die Anschläge in Paris haben
auch uns gegolten. Sie haben sich
über die konkreten Ziele hinaus
gegen elementare Menschenrech-
te und tragende Pfeiler unserer
freiheitlichen Demokratie gerich-
tet“, so der Würzburger OB, der
zugleich der Gewalt eine klare Ab-
sage erteilt: „Wir werden nicht vor
denen zurückweichen, die mit Ge-
walt die Freiheit einschränken
oder abschaffen wollen. Und wir
werden es nicht zulassen, dass der
islamistische Terror unsere Gesell-
schaft spaltet, denn wir wissen:
Die überwältigende Mehrheit der
in Deutschland lebenden Muslime
lehnt Gewalt ab, befürwortet Mei-
nungs- und Religionsfreiheit und
steht zur Demokratie.“

70 Jahre Kriegsende und Zer-
störung Würzburgs Im Jahr 2015
jähren sich zum 70. Mal das Ende
des Zweiten Weltkrieges wie auch
die Zerstörung Würzburgs. „Wir
sind alle aufgerufen, entschlossen
gegen die Geisteshaltungen anzu-
gehen, die damals zum Krieg ge-
führt haben und heute wieder den
Frieden bedrohen. Wir sind aufge-
rufen, dem Nationalismus die Völ-
kerverständigung entgegenzuset-
zen, dem Rassismus die uneinge-
schränkte Achtung der Menschen-
würde und dem politischen Extre-
mismus die Wahrung von Recht
und Freiheit“, so Schuchardt: „Wir
wollen eine offene und tolerante
Gesellschaft, in der alle Menschen
unabhängig von ihrer Herkunft
und Religion gut leben können.“

Bündelung der Kräfte

Im Mittelpunkt des Neujahrs-
empfangs stand die regionale und
interkommunale Zusammenarbeit.
„Heute konkurrieren weniger Städ-
te, sondern vielmehr Regionen mit-
einander“, betont der Würzburger
Oberbürgermeister, der für ein
selbstbewusstes Mainfranken plä-
diert: „Dazu ist es notwendig, dass
wir unsere Kräfte bündeln, wie es
in der Region Mainfranken GmbH
geschieht“. In diesem Prozess kä-
men Schweinfurt und Würzburg ei-
ne Schlüsselrolle zu. Sie sind die
beiden größten Städte in der Regi-
on und die beiden regionalen Ober-
zentren. Sie seien damit geborene
Partner für die regionale Kooperati-
on und ergänzen sich in wichtigen
Bereichen. 

Würzburg und Schweinfurt
werden deshalb künftig häufiger
gemeinsam agieren. Gastredner
Sebastian Remelé gab zunächst ei-
nen Überblick über die gemeinsa-
men Wurzeln und die doch geteil-
te Geschichte der beiden Städte.
Dass Schweinfurt im Zuge der
Gegenreformation die evangelisch
gewordenen Würzburger aufge-
nommen hatte, habe zur wirtschaft-

lichen Entwicklung Schweinfurts
beigetragen, betonte Remelé. 

Im 30-jährigen Krieg waren
sich die beiden Städte in verfein-
deten Lagern gegenüber gestan-
den. Gemeinsam wurden Würz-
burg und Schweinfurt in das Kö-
nigreich Bayern annektiert und
verloren damit im Jahr 1813 ihre
Eigenständigkeit. „Würzburg ge-
lang es, seine Stellung als geistiges
Zentrum Unterfrankens zu bewah-
ren und auszubauen. Schweinfurt
hingegen wurde Provinzstadt“, be-
dauerte Remelé.

Doch Schweinfurt gelang der
Durchbruch zu einem der bedeu-
tendsten Industriestandorte Nord-
bayerns mit Erfindung der Kugel-
schleifmaschine am Ende des 19.
Jahrhunderts. Heute hat Schwein-
furt seine einstmalige Verschuldung
auf praktisch Null zurückgefahren
und kann auf eine üppige Rücklage
von 40 Millionen Euro blicken. 

In Zukunft wird auch in
Schweinfurt die große Aufgabe
der Konversion anstehen. Hier
müssen rund 100 Hektar Militär-
gelände in städtischen Raum ge-
wandelt werden. Im Sommer wird
dort eine Erstaufnahmeeinrichtung
für Asylbewerber und Flüchtlinge
entstehen. Auf dem i-Campus auf
dem Gelände der ehemaligen Led-
ward Barracks werden deutsche
wie ausländische Studenten der
gemeinsamen Schweinfurter und
Würzburger Hochschule für ange-
wandte Wissenschaften komplett
in englischer Sprache unterrichtet.

Nur gemeinsam
sind wir stark

„Ich bin Oberbürgermeister
Christian Schuchardt und sämtli-
chen Mitgliedern der Region
Mainfranken dankbar“, so Re-
melé, „dass sie dieses Projekt als
Leuchtturmvorhaben für die näch-
sten Jahre in Mainfranken defi-
niert haben und ihre volle politi-
sche Unterstützung zusagten.“ Da-
mit erfülle die Region Mainfran-
ken einer ihrer zentralsten Rollen:
Die Gesamtregion zu stärken, die
Kräfte zu bündeln und gegenüber
München mit einer Stimme zu ar-
tikulieren. Remelé rief dazu auf,
einen gemeinsamen Ballungsraum
Würzburg-Schweinfurt zu bilden.

„Weder Würzburg und erst
recht nicht Schweinfurt sind auf
sich allein gestellt in der Lage,
diese Sogwirkung zu entfalten.
Nur beiden Städten gemeinsam
mit den sie umgebenden Land-
kreisen kann diese Herkulesauf-
gabe gelingen.“ Weg vom Kirch-
turmdenken hin zu einer starken,
gemeinsam agierenden Region ist
das neue Motto für die Region
Mainfranken, getragen sowohl
von Würzburgs Oberbürgermei-
ster Christian Schuchardt als auch
Schweinfurts Oberbürgermeister
Sebastian Remelé.

Schwäbischer Bezirkstag
verabschiedet Haushalt 

für 2015
Noch kurz vor Weihnachten hatte der schwäbische Bezirkstag
eine gute Nachricht an die Umlagezahler: Trotz schwieriger
Rahmenbedingungen bleibt die Bezirksumlage unverändert
bei 22,9 Prozentpunkten. Dies beschloss das Schwabenparla-
ment bei seiner letzten Sitzung dieses Jahres. In Kloster Irsee
verabschiedeten die Bezirksrätinnen und Bezirksräte einen
Haushalt mit einem Gesamtvolumen von 650.332.280 Euro. 

„Erstmals überschreiten wir die-
se Marke“, verdeutlichte Bezirks-
tagspräsident Jürgen Reichert.
„Wenn nicht bald die Entlastung
durch das geplante Bundesteil-
habegesetz kommt, werden wir
den Umlagesatz in den kommen-
den Jahren nicht mehr stabil hal-
ten können.“ Vor allem die Bun-
desregierung mahnte der Be-
zirkstagspräsident in seiner 
Haushaltsrede an: „Der Bund
muss sich schnell und umfassend
an den stetig steigenden Kosten
für die notwendigen Leistungen
für Menschen mit Behinderung
und an den weiteren Sozialausga-
ben beteiligen.“ Es ginge nicht
an, dass man auf politischer Ebe-
ne Inklusionsziele formuliere, die
kommunalen Kostenträger jedoch
mit der finanziellen Beteiligung
seit Jahren alleine lasse. 

Allein im Bezirk Schwaben ma-
che der Anteil der sozialen Hilfen
im Verwaltungshaushalt seit Jah-
ren den Löwenanteil aus, 2015
steigt er erstmals auf 96,03 Pro-
zent. Hintergrund sind die steigen-
de Zahl der Hilfeempfänger, vor
allem in der Eingliederungshilfe
für Menschen mit Behinderung,
Tarifanpassungen und verbesserte
Stellenschlüssel in der Hilfe zur
Pflege, für die auch der Bezirk zur
Verbesserung der Qualität eintrat.
„Das sind Faktoren, die wir nicht
beeinflussen können“, betonte
Reichert. Dazu kämen jedoch
auch politisch offene Fragen - so
die immer noch nicht gelöste Aus-

einandersetzung mit dem bayeri-
schen Kultusministerium, wer die
Finanzierung für die sogenannte
Schulbegleitung übernehme. „Ei-
nes der Beispiele, in denen auf
Landesebene ein durchaus zu be-
grüßendes Gesetz - nämlich zur
Inklusion im Schulwesen - erlas-
sen wird, die Kosten aber von an-
deren bezahlt werden müssen“, so
Reichert. Einerseits gebe es offene
Forderungen an Bundes- und Lan-
desebene, andererseits dagegen
ein positives Miteinander inner-
halb der kommunalen Familie in
Schwaben.

„Die Gespräche mit den kom-
munalen Spitzenverbänden waren
geprägt von Vertrauen und Ver-
ständnis für die Belange des Be-
zirks und dessen Aufgaben“, führte
Reichert in seiner Haushaltsrede
aus. Zumal auch die Landkreise,
die kreisfreien Städte und die Kom-
munen unter der Last steigender
Sozialausgaben ächzen, hier dürfe
man sich nicht auseinanderdifferie-
ren lassen, so Reichert. 

Den Bezirkshaushalt wertete er
positiv: „Es ist uns, trotz einer
äußerst schwachen Steuerkraft,
gelungen, einen ausgeglichenen
Haushalt auf den Weg zu brin-
gen.“ Wichtig sei das Signal an
die schwäbischen Kommunen,
dass trotz der steigenden Pflicht-
aufgaben im Sozialbereich, die
auf die Bezirke entfallen, keine
Umlagesteigerung auf die Land-
kreise und kreisfreien Städte zu-
komme. Birgit Böllinger

Neuer Leitfaden:

„Schulverweigerndes
Verhalten“

Um Fällen von Schulverweigerung und einer damit oftmals ver-
bundenen sozialen Ausgrenzung junger Menschen möglichst früh-
zeitig gegensteuern zu können, haben das Staatliche Schulamt Dil-
lingen, das Kreisjugendamt, die St. GregorKinder, Jugend- und Fa-
milienhilfe und die Theresia-Haselmayr-Schule (Regens Wagner)
einen Leitfaden „Schulverweigerndes Verhalten“ herausgegeben.

Bei der Vorstellung des Leitfa-
dens betonte Landrat Leo Schrell,
dass junge Menschen den An-
schluss an das Schulleben nicht
verlieren dürfen, weil Bildung heut-
zutage eine elementare Vorausset-
zung ist, um eine Chance auf dem
Arbeitsmarkt zu erhalten und infol-
gedessen ein selbstbestimmtes und
erfülltes Leben führen zu können.
Schrell dankte deshalb allen an der
Erstellung des Leitfadens beteilig-
ten Institutionen. 

Der Landrat äußerte gegenüber
den anwesenden Vertretern der
Schulen im Landkreis die Bitte,
den Leitfaden verbindlich an der
jeweiligen Bildungseinrichtung
einzuführen, um eine einheitliche
Vorgehensweise im Landkreis si-
cherzustellen.

Bei der Vorstellung des Leitfa-
dens erläuterten Beate Sigl (St.
Gregor Jugendhilfe) und Schulrat
Markus Wörle, dass zwischen der
aktiven und passiven Schulver-
weigerung zu unterscheiden sei.
So liegt eine aktive Verweigerung
vor, wenn der Schüler wiederholt
oder über einen längeren Zeitraum
hinweg unentschuldigt der Schule
fern bleibt oder zwar physisch an-
wesend ist, den Unterricht jedoch
durch Störungen aktiv verweigert.
Eine passive Schulverweigerung
hingegen ist dadurch gekennzeich-
net, dass die Schülerinnen und
Schüler zwar im Unterricht anwe-
send sind, sich jedoch nicht am

Unterrichtsgeschehen beteiligen
und kein Interesse zeigen. Passive
Verweigerung liegt zudem vor,
wenn die Kinder und Jugendli-
chen der Schule entschuldigt fern-
bleiben, jedoch in einem Maße,
welches inhaltlich nicht nachvoll-
ziehbar ist.

Checkliste

Um eine Schulverweigerung
möglichst frühzeitig zu erkennen,
enthält der Leitfaden u. a. eine
Checkliste „Formen der Schul-
verweigerung“. Anhand mehrerer
Indikatoren zum Verhalten der
Schüler und deren schulischen In-
teraktionen, zu Fehlzeiten, zum
Leistungsabfall und schulrechtli-
chen Auffälligkeiten sollen Rück-
schlüsse auf eine schulverwei-
gernde Haltung gezogen werden
können. 

Der Leitfaden ist u. a. Ausfluss
des vom Kreisjugendamt bereits
vor Jahren angeregten und von der
St. Gregor Jugendhilfe entwickel-
ten Projektes „FliBB – Flexible in-
dividuelle Betreuung und Beschu-
lung“. Auf der Grundlage des nun
erarbeiteten Leitfadens wird eine
enge Zusammenarbeit von Schul-
leitungen, Beratungslehrern, Schul-
psychologen, Fachkräften der Ju-
gendsozialarbeit an Schulen, Mitar-
beitern des allgemeinen sozialen
Dienstes und Trägern der freien Ju-
gendhilfe angestrebt.
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„Na, Sabrina, in was legen
Sie jetzt Ihr Geld an? Un-
ser Sparkassendirektor meinte 
sarkastisch, er investiere sein
Geld in Steuern, nur da wür-
den die Erträge noch steigen.“
Mein Chef, der Bürgermeister,
hielt ratlos die Wirtschaftsteile
zweier großer überregionaler
Zeitungen in Händen. 

Für einen Augenblick war
ich versucht ihm zu antworten,
eine Frau könne mit Klamotten und Kosmetik
immer sinnvoll Geld ausgeben, verkniff mir die-
sen politisch unkorrekten Scherz aber, nachdem
ich seine echte Ratlosigkeit bemerkte. Es
stimmt, wenn man die Zeitungen aufschlägt und
Wirtschaftsnachrichten liest, ist man als Laie
vollkommen ratlos. Da freut man sich zum Bei-
spiel als Autofahrerin oder Mieterin am fallen-
den Ölpreis. An der Tanke gibt es endlich wie-
der Rückgeld und die saftige Heizkostennach-

zahlung vom vorigen Jahr wird sich heuer in ei-
ne Rückerstattung verwandeln. Alles gut? Nein,
sagen Experten, der Verfall der Rohstoffpreise
sei eine Gefahr für die Weltwirtschaft und
außerdem würde bei fallendem Ölpreis keine In-
flation importiert und das wäre schlecht.

Überhaupt das mit der Deflation. Ich habe
schon von meinen Großeltern quasi als kleines
ökonomisches Einmaleins des deutschen Mittel-
standes gelernt, dass Inflation etwas Gefährli-
ches und Unerfreuliches ist. Und jetzt ist man
erschreckt, dass die Preise stabil sind. Verkehr-
te Welt! Das gleiche mit den Zinsen. Jeder jam-
mert, der deutsche Sparer würde durch niedrige
Zinsen enteignet. Klar, die Zinsen sind niedrig,
so zwischen 0,75 und 1,25 Prozent bekommt
man, wenn man die Spargroschen nicht unbe-
dingt aufs Sparbuch legt. Aber bei einer Geld-
entwertung zwischen 0,2 und 0,6 Prozent macht
man doch noch kein Minus, oder? Anders her-
um, was nutzen mir Zinsen von 6 Prozent bei 5,5
Prozent Inflation?

Nächster Fall die EZB. Die deutschen Zeitun-
gen überschlagen sich mit hämischen und war-
nenden Kommentaren zu deren Geldpolitik, ge-
rade so, als wäre im EZB-Tower nur eine Schar
wildgewordener Idioten zu Gange, die bei Ale-
xis Tsipras und Silvio Berlusconi Volkswirt-

schaft studiert hätten. Und
Mario Draghi scheint als Eu-
ropas Alleinherrscher, der oh-
ne jede Kontrolle Geld drucken
kann, wie es ihm passt. Keiner
erklärt wirklich, warum im Eu-
ro-Raum das nicht funktionie-
ren soll, was in den USA und
Großbritannien ausweislich
der dort erreichten Wachstums-
zahlen schon funktioniert hat.

Vor allem fällt auf, dass die
schlechte Stimmung, die uns vermittelt wird, so
gar nicht zur Lage im Lande passen will. Nie
hatten mehr Menschen bei uns einen Job, nie
war die Arbeitslosigkeit niedriger. Die Firmen
verdienen prächtig und die Steuereinnahmen
sprudeln. Da wo es hakt, bei der Gewerbe-
steuer, ist nicht die schlechte Lage der Unterneh-
men schuld, sondern riesige Investitionen, die
die Firmen in der Hoffnung auf bessere Ge-
schäfte machen. Für die Exportwirtschaft ist
der niedrige Euro-Kurs zum Dollar ein Segen
und die negative Kehrseite, nämlich steigende
Einfuhrpreise für in Dollar bezahlte Rohstoffe
wie Öl und Gas merken wir nicht.

Haben wir es nun mit dem typisch deutschen
Phänomen zu tun, dass wir immer irgendwo ein
Haar in der Suppe sehen müssen? Aber warum
sehen wir dann nicht die Bündel von Haaren,
die von unserem eigenen Kopf fallen, wie den
Mindestlohn, die flankierend ersonnene Über-
wachungsbürokratie, die neue Arbeitsstätten-
verordnung, die familienfreundliche Heimar-
beitsplätze reihenweise vernichten wird, unsere
Unfähigkeit, junge Migranten sinnvoll in den
Erwerbsprozess einzugliedern oder zu wenig
Geld für die berufliche Bildung? Das wären die
Felder für den Aufschrei der Wirtschaftspresse.

Mein Chef, der Bürgermeister, schaute mich
nachdenklich an. Wirtschaft und ihre Gesetz-
mäßigkeiten - das ist halt kompliziert. Er sehnt
sich nach Männern wie Ludwig Erhard, Otto
Graf Lambsdorff oder Theo Waigel, die wirt-
schaftliche Zusammenhänge zwar vielleicht
nicht immer verständlich erklären konnten, aber
Vertrauen ausströmten, dass es doch in die rich-
tige Richtung geht. Hoffen wir darauf, dass es
weiter wirtschaftlich bergauf geht und erinnern
uns an Ludwig Erhard und seine Bemerkung:
„Wenn’s besser kommt als vorausgesagt, ver-
zeiht man sogar dem falschen Propheten.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Falsche Propheten 
verderben die Stimmung

Schwäbischer Integrationspreis:

Initiativen mit Vorbildcharakter
Bereits zum 7. Mal verlieh die Regierung von Schwaben den Inte-
grationspreis. Regierungspräsident Karl Michael Scheufele und So-
zialministerin Emilia Müller ehrten dabei fünf unterschiedliche
schwäbische Initiativen, die für erfolgreiche Arbeit auf dem Gebiet
der Integration von Migrantinnen und Migranten stehen. Jedes
ausgezeichnete Projekt wurde mit einem vom Bayerischen Staats-
ministerium für Arbeit und Soziales, Familie und Integration zur
Verfügung gestellten Preisgeld in Höhe von 1.000 Euro bedacht. 

Erster Preisträger ist der 2009
vom Diakonischen Werk in Leip-
heim gegründete „Kinderzirkus
MiMa“, der seitdem unter der Fe-
derführung des Mehrgeneratio-
nenhauses läuft. Kinder zwischen
sechs und 14 Jahren treffen sich
einmal pro Woche mit dem eh-
renamtlichen Leiter Eugen Bau-
meister. Die kleinen Artisten ver-

Kleingärtner e.V.“. Wie Regie-
rungspräsident Scheufele in sei-
ner Laudatio anmerkte, produzie-
re jede Kultur ihre eigene Garten-
kultur. In deutschen Kleingärten-
anlagen setzten auch Bürger mit
Migrationshintergrund Akzente
bei Anlage und Gestaltung der
einzelnen Parzellen und sorgten
damit für Abwechslung und Viel-

engagierte Bürger der Stadt. In
den Räumlichkeiten des Stadtju-
gendzentrums werden jungen
Migranten gezielt Möglichkeiten
geboten, sich zwanglos mit ande-
ren Jugendlichen auszutauschen.
Den Rahmen des Projekts bieten
unterschiedliche Veranstaltungen,
der Betrieb einer Cafeteria, Holz-
und Töpferwerkstatt, Spiele,
Workshops usw. 

Durch den Umgang mit Gleich-
altrigen erhalten junge Menschen
aus anderen Ländern die Chance,
in ihrer neuen Umgebung anzu-
kommen und Anschluss zu finden.
Im Zuge der gemeinsamen Frei-
zeitgestaltung verbessern sie ihre
Sprachkenntnisse und lernen
auch den Alltag Kaufbeurer Ju-
gendlicher kennen. Auf Wunsch
werden zudem Kontakte zu Ver-
einen und Verbänden hergestellt
und begleitet. Die einheimischen
Jugendlichen lernen bei dieser
Gelegenheit den respektvollen
und toleranten Umgang mit Men-
schen aus anderen Kulturkreisen. 

Gewürdigt wurde darüber hin-
aus die „Arbeit von Ehrenamtli-
chen in der Gemeinschaftsunter-
kunft für Asylbewerber in Kemp-
ten“. Unter dem Dach des Diako-
nischen Werkes wird dort seit vie-
len Jahren ehrenamtliche Integra-
tionsarbeit geleistet. Es finden
Deutschkurse, Nachhilfestunden,
Kommunikationstrainings und
Diskussionsrunden zu aktuellen
Tagesthemen statt. Außerdem
gibt es Kinderbetreuung, Ausflü-
ge und Kinobesuche. 

Insgesamt gibt es jetzt schon
ein 22-köpfiges Team, das von
Klaus Hackenberg und Kerstin
Goldberg begleitet wird. „Es
gibt verschiedene Wege, sich als
Unterstützer einzubringen“, be-
richtet Goldberg. Egal ob in den
Sprachvermittlungsgruppen, als
Hausaufgabenhelfer oder als
„Kultur-Paten“ bei der Einge-
wöhnung in die Lebensweisen in
Kempten – nach wie vor sei es
wichtig, dass die Freiwilligen
vorab über die rechtliche Situati-
on der Asylsuchenden informiert
werden. „Die Möglichkeiten
und Grenzen der Freiwilligen
müssen genau abgesprochen wer-
den und die Rahmenbedingungen
wie Versicherungsschutz und Ko-
stenerstattung mitgeteilt werden“,
so Hackenberg.

Auch der Asylkreis Affing-An-
walting unterstützt mit ehrenamt-
lichen Helfern Asylbewerber in
vielfacher Art und Weise. Dabei
reicht die Bandbreite von Fahr-
diensten, Hausaufgabenhilfe,
Deutschkursen, Begleitung zu
Behördengängen, Arztbesuchen
und Workshops, bis hin zur Orga-
nisation der Freizeitgestaltung.
Ehrenamtlich organisierte Helfer-
kreise leisten einen unschätzbaren
Beitrag zur Betreuung von
Flüchtlingen, die in kleineren Or-
ten mit wenigen Einkaufsmög-
lichkeiten oder eingeschränktem
Anschluss an den öffentlichen
Nahverkehr leben. DK

Staatsministerin Emilia Müller (2. von rechts) und Schwabens
Regierungspräsident Karl Michael Scheufele (rechts) überreich-
ten den Integrationspreis der Regierung von Schwaben unter
anderem an den Mitmachzirkus des Mehrgenerationenhauses
Leipheim. Bild: StMAS

schiedener Nationen lernen nicht
nur Einrad fahren, jonglieren,
Zaubertricks, Akrobatik und
Clown-Nummern, sondern auch
Selbstbewusstsein, Konzentration
und Verantwortung. Sie bringen
sich Kunststücke gegenseitig bei
und zeigen sie auch regelmäßig
vor Publikum auf Festen und Ver-
anstaltungen. Doch nicht nur die
Kleinen bringen sich in der Ma-
nege ein: Erwachsene helfen zum
Beispiel beim Bau von Kulissen,
beim Nähen von Kostümen und
bei der Betreuung der Kinder. 

Ebenso ausgezeichnet wurde
der „Stadtverband Augsburg der

falt. Diese Anlagen seien heute
auch optischer Spiegel einer mo-
dernen Stadtgesellschaft. Die
Kleingärtnerbewegung sei offen
für Mitglieder aus allen Kultur-
kreisen und leiste damit einen
wichtigen Beitrag für gelingende
Integration.

Begegnungswerkstatt
Kaufbeuren

Das Projekt „Begegnungs-
werkstatt Kaufbeuren“ (Träger:
Stadtjugendring) wiederum rich-
tet sich an junge Migranten sowie
Jugendliche aus Kaufbeuren und

Neugestaltetes Waldmuseum in Zwiesel:

Zu Gast im 
Infopoint München

Ende Juni 2014 wurde das Waldmuseum in Zwiesel nach einer
vollständigen Neugestaltung und an einem neuen Ort wieder-
eröffnet. Das traditionsreiche Museum, das der Kultur- und
Naturgeschichte des Bayerischen Waldes gewidmet ist, gab
kürzlich in seiner Präsentation im „Infopoint – Museen und
Schlösser“ in München Auskunft über die neue Konzeption,
Ausstellungen und Projekte. 

Über 60.000 Besucher nutzen
jedes Jahr diese zentrale Anlauf-
stelle, die von der Landesstelle
für die nichtstaatlichen Museen
in Bayern getragen wird, um
sich über Sehenswürdigkeiten
und aktuelle Ausstellungen in
München und in ganz Bayern
zu informieren. Bei der Eröff-
nung der Präsentation wurde
Zwiesel durch Bürgermeister
Franz Xaver Steininger, Kultur-
referent Eberhard Kreuzer und
Museumsleiterin Dr. Astrid Fick
vertreten.

Das Waldmuseum kann auf
eine lange Geschichte zurück-
blicken. Seit 1904 trugen Zwie-
seler Bürger vielfältige Sach-
zeugnisse zusammen, um die
Historie ihrer Stadt und der Re-
gion zu bewahren. Mitte der
1960er Jahre veränderte sich
der thematische Schwerpunkt
und es gelang die Einrichtung
des ersten Waldmuseums in
Deutschland. 

Das neugestaltete Waldmuse-
um in Zwiesel nimmt seine Be-

sucher mit auf eine Reise durch
die Geschichte des Bayerischen
Waldes. Auf moderne Art wird
der Wald als Lebensraum für
Mensch und Tier präsentiert. 18
moderne interaktive Mediensta-
tionen liefern beispielsweise hi-
storisches Film-, Foto- und Ton-
material. Ein eindrucksvolles
Urwald-Diorama mit originalen
Baumriesen und präparierten
Tieren gewährt Einblick in die
heimische Tier- und Pflanzen-
welt. Weiter geht es durch das
Reich der Pilze und den Le-
bensraum von Wiesen-, Wald-
und Heckentieren. 

Wie Waldhirten früher gelebt
haben, kann man in einer begeh-
baren kleinen Waldhütte hautnah
erleben. Dies entspricht ganz dem
neuen Museumskonzept: Dinge
unmittelbar begreifbar und erleb-
bar zu machen. Abwechslungs-
reiche naturkundliche und volks-
kundliche Sammlungen spie-
geln Leben und Arbeiten der
Menschen in und mit dem Wald
wider. Hier stehen die traditio-

nellen Handwerksberufe der
Holz- und Glasverarbeitung im
Vordergrund.

Was den Bayerischen Wald
einst weltweit berühmt machte,
nämlich Glas, wird im 1. Stock
sichtbar. Exponate aus Glashütten
und von der Zwieseler Glasfach-
schule erzählen von der aufwän-
digen Kunst des Glasmachens.
Zu den Raritäten gehört auch das
raumfüllende Miniatur-Glasma-
cherdorf, das Ende der 1960er
Jahre mit viel Liebe zum Detail
von einem heimischen Schnitzer
gefertigt wurde. Eindrucksvoll ist
außerdem die Ausstattung der
drittältesten Apotheke im Bayeri-
schen Wald. Auch dem Schnupf-
tabak ist eine eigene Abteilung ge-
widmet. Eine Abteilung im Dach-
geschoss beschäftigt sich schließ-
lich mit der Zwieseler Stadtge-
schichte. DK

Kommunen und Wirtschaft
für eine erfolgreiche Zukunft

Verbandsversammlung des Regionalen Planungsverbands München (RPV) 
tagte in der IHK Akademie München

Die Zukunft der Region München und ihre erfolgreiche Gestaltung
in den nächsten 15 Jahren waren beherrschendes Thema der 61.
Verbandsversammlung des RPV. Der Fokus lag dabei auf dem pro-
gnostizierten Bevölkerungszuwachs in der Planungsregion Mün-
chen, dem Fachkräftemangel bedingt durch hohe Nachfrage und
demografischen Wandel sowie dem steigenden Verkehrs- und
Pendleraufkommen. Dabei waren sich alle einig: bezahlbaren
Wohnraum schaffen, die Infrastruktur ausbauen und die Wirt-
schaftskraft sichern, geht nur mit den vereinten Kräften von Kom-
munen, Wirtschaft und Politik – auch über die Grenzen der Region
München hinaus.

Peter Kammerer, Stellvertreten-
der Hauptgeschäftsführer der In-
dustrie- und Handelskammer für
München und Oberbayern, plä-
dierte in seinem Vortrag für eine
intensivere Zusammenarbeit in der
Region und den Dialog mit Kom-
munen, Wirtschaft und Politik als
Partner sowie eine aktivere Poli-
tikgestaltung. „Wir müssen enger
kooperieren, und was wir erwar-
ten, breiter nach draußen tragen“,
betonte Kammerer. So bliebe die
Region wettbewerbsfähig und das
Wirtschaftswachstum ausbaufä-
hig. „Wir sollten nicht darauf war-
ten, dass eine höhere Macht das
für uns regelt“, meinte Kammerer.
Ausdrücklich bot er eine engere
Kooperation der IHK mit dem
RPV an.

Mehr als nur Blaupausen

„Ich möchte aus der Blaupau-
senfunktion herauskommen“, for-
derte Dieter Reiter, Verbandsvor-
sitzender und Oberbürgermeister

der Landeshauptstadt München.
Er rief dazu auf, endlich konkrete
Projekte auf den Weg zu bringen
und diese auch umzusetzen. Dazu
gehöre auch der lange überfällige
Bau der 2. Stammstrecke. 

„Die Bürger wollen nicht länger
warten“, betonte Reiter. Als erklär-
ter Befürworter fordere er von
Bund und Land, die Finanzierung
endlich unter Dach und Fach zu
bringen. Die Stadt stehe zu ihrem
Finanzierungsbeitrag. 

Weiter lud Reiter zu einer Kon-
ferenz am 18. März 2015 ein. Ein
regionales Bündnis für Woh-
nungsbau und Infrastruktur soll
die regionale Zusammenarbeit
verbessern und über die im RPV
München zusammengeschlosse-
nen Kommunen hinaus weitere
Akteure etwa aus der Wirtschaft
mit einbinden

Geschäftsführer Christian Breu
berichtete über die laufende Re-
gionalplanfortschreibung. Er for-
derte mehr Investitionen vom
Staat in den Infrastrukturausbau in

der Region München. „Nur so
kann der hohe Finanzierungsanteil
der Region für ganz Bayern dauer-
haft erhalten bleiben“, unterstrich
Breu abschließend.

Landkreis Günzburg
begrüßt weiterhin 
alle Neugeborenen

Bereits seit sechs Jahren
heißt der Landkreis Günzburg
alle Neugeborenen ganz herz-
lich in der Familien- und Kin-
derregion willkommen. Die
Eltern erhalten automatisch
nach der Geburt den Willkom-
mensgruß des Landkreises.

Als kleine Starthilfe für die
Zukunft sind der neue Baby-
schlafsack mit den Landkreis-
maskottchen Mona Mindel,
Kalle Kammel und Gustel
Günz, passend ab dem 6. Le-
bensmonat, mit dabei.  Prakti-
sche Tipps und Hinweise zu
Ernährung, Pflege, Gesund-
heit und Informationen über
die vielfältigen Angebote für
die junge Familie im Land-
kreis Günzburg ergänzen den
Willkommensgruß. Auch der
Familientaler, ein „Bildungs-
gutschein“ im Wert von 40
Euro, den junge Eltern bei
vielen Partnern im Landkreis
einlösen können, liegt bei. hj
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Kraftwerk Rothenfels am Main:

Die Investitionsentscheidung
ist gefallen

Rhein-Main-Donau AG investiert rund 13 Millionen Euro in energetische
und ökologische Verbesserungen 

Im Mai 2011 wurde das Projekt erstmals den Bürgerinnen und
Bürgern von Rothenfels, der kleinsten Stadt Bayerns, vorge-
stellt. Am 5. Juni dieses Jahres erteilte dann das zuständige
Landratsamt Main-Spessart die amtliche Genehmigung zum
Bau der Anlage, so dass anschließend das Ausschreibungsver-
fahren für die einzelnen Baulose starten konnte. 

Jetzt ist auch die positive In-
vestitionsentscheidung gefallen:
Die Rhein-Main-Donau AG
(RMD), München, wird ab
kommenden Frühsommer in den
nächsten zwei Jahren ihr Wasser-
kraftwerk Rothenfels für rund
13 Millionen Euro um eine
hochmoderne, unterirdische
Rohrturbine erweitern und zu-
sätzlich das Kraftwerk mit einer
modernen Fischaufstiegsanlage
sowie der Möglichkeit eines
Fischabstiegs ökologisch auf-
werten. Die Projektleitung für
das Bauvorhaben liegt beim be-
währten Betriebsführer der
RMD-Mainkraftwerke, der E.ON
Kraftwerke GmbH.

Beitrag zur Energiewende

„Wir freuen uns, dass wir
nach der Investitionsentschei-
dung nun den Ausbau des Was-
serkraftwerks Rothenfels ange-

hen können und damit einen
wertvollen Beitrag zur Umset-
zung der Energiewende in Bay-
ern leisten werden“, erklärte
RMD-Vorstand Dr. Albrecht
Schleich. 

Doppelter Nutzen

„Parallel zur besseren Nut-
zung des noch ausreichend vor-
handenen regenerativen Was-
serkraftpotenzials am Main ent-
steht auch eine dem neuesten
Stand der Technik entsprechen-
de Fischaufstiegsanlage. Wir er-
zielen also einen doppelten Nut-
zen: Unterstützung der Energie-
wende in Bayern und weitere
Verbesserung der Gewässer-
durchgängigkeit beim Main-
kraftwerk Rothenfels“, so Tho-
mas Leitl, bei E.ON verantwort-
lich für die Wasserkraft. 

Die Rhein-Main-Donau AG
erweitert die seit 1939 mit zwei

Turbinen arbeitende Kraftwerks-
anlage um eine hochmoderne,
unterirdische Rohrturbine. Die-
ses sogenannte Triebwerk wird
eine Leistung von 2.100 Kilo-
watt (2,1 Megawatt) haben, so
dass am Standort pro Jahr zu-
sätzlich rund 7,4 Millionen Ki-
lowattstunden (kWh) - wetter-
und tageszeitunabhängig - sau-
berer Grundlaststrom ins Netz
eingespeist werden kann. Das
entspricht dem Strombedarf von
2.260 Durchschnittshaushalten
oder mehr als dem Viereinhalb-
fachen der Einwohner der Stadt
Rothenfels. 

Kaplanturbine

Der Betrieb der unterirdi-
schen, horizontal gelagerten
Kaplanturbine wird das Kli-
ma zuverlässig jährlich um über
5,1 Millionen Kilogramm Koh-
lendioxid (CO2) entlasten. Die
im Herbst 2012 modernisier-
te vollautomatisch arbeiten-
de High-Tech-Rechenreini-
gungsmaschine ist bereits für
die Erweiterung des Kraft-
werks ausgelegt. 

Fischschutz hat 
hohe Priorität

Die Rhein-Main-Donau AG
erreicht mit dem Ersatz der
1937 gebauten alten Fischtrep-
pe auf der Schleusenseite des
Mains eine spürbare ökologi-
sche Verbesserung, indem sie
auf über 230 Metern eine dem
aktuellen Stand der Technik ent-
sprechende technische Fisch-

aufstiegshilfe mit 52 Beton-
beckenstufen auf der kraft-
werksseitigen rechten Uferseite
baut.

Wissenschaftliches 
Monitoring vorgesehen

Sie wird mit bis zu 1.800 Li-
ter Mainwasser pro Sekunde
(12 Badewannen pro Sekunde)
beaufschlagt. Um eine belastba-
re Datenbasis für die als ausrei-
chend angesehene Wassermen-
ge in der FAA zu erlangen, ist
ein den Betrieb begleitendes
wissenschaftliches Monitoring
der neuen Anlage vorgesehen.
Dessen Ergebnisse sollen zur
Bewertung der Funktionsfähig-
keit der geplanten Fischauf-
stiegsanlage dienen. Sie werden
eine wichtige Grundlage für die
Bemessung der Wassermengen
von künftigen Fischaufstiegsan-
lagen entlang der Bundeswas-
serstraße „Main“ bilden.

Da sich Fische während ihrer
Wanderbewegungen flussauf-
wärts an einer ausreichend
spürbaren Lockströmung ori-
entieren, ist die Wassermenge,
die am Ende der Fischauf-
stiegsanlage in das Fließgewäs-
ser austritt, einer der Erfolgs-
faktoren für das Funktionieren
der FAA.

Ökologische Maßnahme

Zusätzlich wird auch eine ober-
flächennahe Fischabstiegshilfe für
Lachs- und Jungfische seitlich ne-
ben dem Turbinenschutzrechen in
Form einer Überlaufschwelle mit
daran anschließendem Sammel-
becken und einer Ableitung ins
Unterwasser geschaffen. Vom
Sammelbecken aus werden die 
flussabwärts wandernden Fische
mittels eines Rohres bis zum un-
tersten Becken der Fischaufstiegs-
anlage geführt, von wo aus sie
dann weiterwandern können. Über
die Fischabstiegsanlage fließen bis
zu 400 Liter pro Sekunde Main-
wasser ab. 

Auch diese ökologische
Fischschutzmaßnahme wird
wissenschaftlich begleitet. Die
bestehende Aalabstiegsanlage
(sog. Zick-Zack-Rohr) beim
jetzigen Kraftwerk Rothenfels
wird im Rahmen der Erweite-
rungsmaßnahme auf die neue
Turbine ausgeweitet und bietet
Aalen weiterhin die Möglich-
keit des gefahrlosen Abstiegs
um das Kraftwerk herum.

32 Mio. kWh Strom

Sowohl die Fischtreppe als
auch das Triebwerk werden
zwischen der Staatsstraße 2315
(Marktheidenfeld-Lohr) und
dem bestehenden Kraftwerks-
gebäude errichtet. Baubeginn zu
dem mehrjährigen Projekt soll

im kommenden Frühsommer
sein. In diesem Zusammenhang
betonte Schleich: „Unser Ziel
ist es, die Eingriffe in die Um-
gebung und Beschränkungen
während der Bauzeit so gering
wie möglich zu halten. Wir bit-
ten um Verständnis, dass es
während der Bauzeit aus Si-
cherheitsgründen leider unver-
meidlich sein wird, den belieb-
ten Übergang vom Kraftwerk
auf das Ostufer des Mains für
den öffentlichen Personenver-
kehr zu sperren.“ 

Nach Fertigstellung der Kraft-
werkserweiterung kann die Ro-
thenfelser RMD-Anlage dann
durchschnittlich rund 32 Millio-
nen Kilowattstunden regenerati-
ven grundlastfähigen Strom pro
Jahr erzeugen.

In den vergangenen 75 Jahren hat der regenerative Dauerläu-
fer Rothenfels über 1,8 Milliarden Kilowattstunden Strom ge-
liefert. Damit hat das Kraftwerk im Vergleich zum deutschen
Energiemix (695 g CO2/kWh) das Klima insgesamt um knapp
1,3 Millionen Tonnen Kohlendioxid (CO2) oder fast 17.100
Tonnen CO2 pro Jahr entlastet.
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Herr Neubacher, woran krankt  
unsere Klimaschutzpolitik?
Das Kernproblem beim Umweltschutz ist 
generell, dass natürliche Ressourcen wie Luft 
oder Wasser nichts kosten. Jeder glaubt, sie 
nutzen und verschmutzen zu dürfen, ohne 
dafür zu bezahlen. Für Schäden muss die 
Allgemeinheit aufkommen. Der Preis, der in 
einer Marktwirtschaft sonst alle wichtigen 
Informationen über Knappheit, Angebot und 
Nachfrage widerspiegelt, ist deshalb funda‑
mental falsch. Zwar weiß jeder Einzelne, dass 
sein gieriges Verhalten der Umwelt schadet, 
aber keiner will der Dumme sein, der sich be‑
scheiden zurückhält, während andere hem‑
mungslos zugreifen. Die Rationalität des Ein‑
zelnen steht im Widerspruch zur Rationalität 
der Gemeinschaft, betriebswirtschaftliches 
Kalkül im Widerspruch zu volkswirtschaft‑
lichem Kalkül. Dieses Problem lässt sich nur 
lösen, indem der Staat entschlossen eingreift 
und klare Regeln festlegt. Regeln, die verhin‑

Dass unsere CO²-Emissionen nicht sinken, liegt  

an der Ineffizienz der Klimaschutzmaßnahmen,  

behauptet der Journalist Alexander Neubacher.

dern, dass das Eigennutzstreben das Gemeinwohl 
ruiniert. Das tut der Staat aber nicht – zumindest 
nicht ausreichend. Wir haben zwar eine Überfülle 
an Einzelmaßnahmen, die durch Gesetze, Verord‑
nungen, Normen und Förderprogramme definiert 
sind, doch die ergeben noch kein schlüssiges 
Gesamtkonzept. Unsere Klimaschutzpolitik ist 
geprägt von einem tiefen Misstrauen gegenüber 
den Prinzipien der Marktwirtschaft. Und das 
führt dazu, dass sie sehr ineffizient ist.

Woran unser  
Klimaschutz krankt
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Unsere Klimaschutzpolitik 
ist ineffizient, weil 

sie die CO2-Bilanzen 
nicht zum maß-

geblichen Kriterium macht 
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Alexander Neubacher ist seit 1999 Wirt-

schaftsredakteur im Berliner Hauptstadtbüro 

des Nachrichtenmagazins „Der Spiegel“.  

Er hat Volkswirtschaftslehre studiert, die 

Kölner Journalistenschule besucht und 

dann zunächst bei der „Wochenpost“ 

und „Bizz Capital“ gearbeitet. Für seine 

Veröffentlichungen erhielt er u. a. den 

„Helmut-Schmidt-Journalistenpreis“ und den 

„Medienpreis der deutschen Kinder- und 

Jugendärzte“. 2012 erschien sein Buch 

„Ökofimmel“, das sich kritisch mit der deut-

schen Umweltpolitik auseinandersetzt.

// www.twitter.com/Alex_Neubacher

 „Kaum etwas ist besser dafür geeignet,  
CO² aus der Atmosphäre zu  
holen und zu binden, als Bäume.“Warum ist unsere derzeitige 

­Klimaschutzpolitik­ineffizient?
Weil sie die Preise recht willkürlich 
verzerrt und somit falsche Verhal‑
tensanreize schafft. Nehmen wir als 
Beispiel die Gebäudemodernisierung 
– plakativ vereinfacht: Vier Häuser, 
jedes weist andere Schwächen auf, 
und jeder Hausbesitzer hat den glei‑
chen Geldbetrag zur Verfügung. Bei 
Haus 1 lässt sich die größte CO₂-Ein‑
sparung mit einer Wärmedämmung 
erzielen, bei Haus 2 mit besseren 
Fenstern, bei Haus 3 mit einem neu‑
en Heizungssystem und bei Haus 4 
mit einer Photovoltaikanlage. Wenn 
jetzt aber die Photovoltaikanlage 
deutlich mehr gefördert wird als die 
anderen Maßnahmen, dann verführt 
das alle vier Hausbesitzer dazu, ihr 
Geld in eine Photovoltaikanlage zu 
investieren. Und das schadet dem 
Klima, weil dadurch eben weniger 
CO₂ eingespart wird, als eigentlich 
möglich wäre.

Es wäre also am sinnvollsten,  
die­eingesparte­CO₂-Menge­ 
statt bestimmter Technologien  
zu fördern?
Ja genau, das wäre der effizienteste 
und damit sinnvollste Weg. Wir soll‑
ten entweder jede eingesparte Tonne 
CO₂ mit einem immer gleichen 
Förderbetrag belohnen – oder jede 
Tonne freigesetztes CO₂ mit einer 
CO₂-Steuer oder einem konsequen‑
ten CO₂-Zertifikatehandel zu einem 
spürbaren Kostenfaktor machen. Der 
Staat muss nur dafür sorgen, dass 
es einen ausreichenden Anreiz gibt, 
CO₂ einzusparen. Wie das dann am 
effizientesten geschieht, das sollte 
jeder Bürger und jedes Unterneh‑
men für sich selbst herausfinden und 
entscheiden. Das wäre Marktwirt‑
schaft. Das würde dazu führen, dass 
jeweils da in die CO₂-Vermeidung 
investiert würde, wo die CO₂-Ver‑

meidungskosten gering sind, also die 
Klimaschutzleistung pro investier‑
tem Euro hoch ist. Märkte wirken 
der Verschwendung entgegen. Und 
sie befreien zudem die Politik von 
der Überforderung, genau wissen zu 
müssen, wie sich die Zukunft entwi‑
ckeln wird. Momentan verschwen‑
den wir aber Milliardenbeträge für 
eine oft wirkungslose Ökosymbolik. 
Von Effizienz kann keine Rede sein.

Wäre ein ausreichender Anreiz 
zum­Einsparen­von­CO₂­vorhan-
den,­welche­Maßnahmen­würden­
sich dann durchsetzen?
Das lässt sich schwer voraussagen, 
weil unsere Welt viel zu komplex ist, 
um alles zu durchschauen, vorher‑

zusehen und exakt zu planen. Die 
Photovoltaik beispielsweise würde 
dann im sonnenarmen Deutschland 
eher nicht mehr boomen, weil die 
CO₂-Einsparung pro investiertem 
Euro relativ gering ist. Eine CO₂- 
orientierte Politik würde auch nicht 
zwangsweise zu großen techni‑
schen Innovationen führen, sondern 
zunächst einmal zu ganz banalen, 
unspektakulären Maßnahmen wie 
einer guten Wärmedämmung bei 
Gebäuden. Oder zu einer Ausweitung 
von Waldflächen und einer Inten‑
sivierung nachhaltiger Forstwirt‑
schaft, denn kaum etwas ist besser 
dafür geeignet, klimaschädliches CO₂ 
aus der Atmosphäre zu holen und 
langfristig zu binden, als Bäume. ◼
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Herr Prof. Röder, wie hoch  
ist das Klimaschutzpotenzial  
des Bauens mit Holz?
Es ist sehr viel höher, als man im Allgemeinen 
denkt. Den 75 Mio. Tonnen CO₂, die in Bayern 
aktuell pro Jahr zur Erzeugung von Energie 
freigesetzt werden, stehen 13 Mio. Tonnen 
CO₂ gegenüber, die durch die stoffliche 
Nutzung von Holz gespeichert werden. Hinzu 
kommen weitere 10 Mio. Tonnen CO₂, die 
die Wälder bei ihrem Wachsen zusätzlich 
binden, sowie 22 Mio. Tonnen CO₂ durch die 
Substitution fossiler und energieintensiver 
Rohstoffe. So wird heute schon über die 
Hälfte der energiebedingten CO₂-Emissionen 
in Bayern vermieden oder kompensiert. Und 
das lässt sich noch deutlich steigern, denn 
der Anteil der Holzbauten am gesamten Bau‑
geschehen – die sogenannte „Holzbauquote“ 
– liegt derzeit in Bayern erst bei 20 Prozent. 
Wenn wir sie kontinuierlich erhöhen und 
gleichzeitig die energiebedingten CO₂-Emis‑
sionen konsequent senken, dann könnte 
Bayern schon in absehbarer Zeit klimaneutral 
sein. Das Bauen mit Holz sorgt dabei nicht 

nur dafür, dass große Mengen CO₂ langfristig 
gebunden bleiben, sondern senkt auch die 
energiebedingten CO₂-Emissionen, denn Holz 
wird im Gegensatz zu Baumaterialien wie 
Ziegel, Zement und Stahl nicht mit hohem 
Energieaufwand und hohen CO₂-Emissionen 
künstlich hergestellt, sondern wächst auf 
natürliche Art und Weise. Die Energie, die es 
dabei braucht, kommt zu 100 Prozent von 
der Sonne.

Ist­für­den­Klimaschutz­die­stoffliche­ 
oder die energetische  
Nutzung von Holz besser?
Die energetische Nutzung von Holz setzt nur 
die CO₂-Menge frei, die der Baum vorher  
im Lauf seines Lebens gebunden hatte und 
die ein gerade wachsender Baum wieder 
bindet. In der Summe ist dies eine nahezu 
ausgeglichene Bilanz. Das Ansteigen des 
CO₂-Gehalts unserer Atmosphäre sollte aller‑
dings sofort gestoppt werden, um den Klima‑
wandel aufzuhalten. Und noch besser wäre, 
das in der Atmosphäre vorhandene CO₂ zu 
reduzieren, was ja durchaus möglich ist. Bei 

Verblüffende Zahlen über die Klimaschutzeffekte  

der Forst- und Holzwirtschaft errechnete für  

eine Studie der Wissenschaftler Hubert Röder.

Warum Holzbau 
Klimaschutz ist
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Prof. Dr. Hubert Röder leitet seit 2013 

das Fachgebiet „Betriebswirtschaftslehre 

Nachwachsender Rohstoffe“ der Hoch- 

schule Weihenstephan-Triesdorf am Wissen-

schaftszentrum Straubing. Er hat Forst-

wissenschaft studiert, promoviert und war 

anschließend europaweit in verschiedenen 

Führungspositionen der Forst- und Holz-

wirtschaft und als Unternehmensberater  

für die Bereiche Bioenergie und Biomateri-

alien tätig. 2014 veröffentlichte er eine For-

schungsstudie zu den Klimaschutzeffekten 

der Forst- und Holzwirtschaft in Bayern.

// www.wz-straubing.de

Wälder sind große CO2-Speicher, deren 
Klimaschutzleistung sich durch 
die stoffliche Holznutzung vervielfacht 

 „Unsere Wälder sich selbst  
zu überlassen wäre  
aus Sicht des Klimaschutzes  
kontraproduktiv.“

Was­ist­für­den­Klimaschutz­besser:­ 
unsere Wälder konsequent zu bewirtschaften 
oder­sie­sich­selbst­zu­überlassen?
Unsere Wälder sich selbst zu überlassen wäre aus 
Sicht des Klimaschutzes kontraproduktiv. Denn bald 
hätten sie ein CO₂-Speicher-Optimum erreicht und 
dann würde sich in ihnen ein Gleichgewicht ein‑
stellen: Die CO₂-Menge, die wachsende Bäume neu 
binden, wäre genauso groß wie die CO₂-Menge, die 
tote Bäume beim Verrotten freisetzen – ein Nullsum‑
menspiel. Aus Sicht des Klimaschutzes ist es deutlich 
besser, dem Wald nachhaltig Bäume zu entnehmen 
und deren Holz stofflich zu nutzen. Denn durch das 
Ernten von Bäumen können die verbleibenden Bäume 
besser nachwachsen und größere Mengen CO₂ neu 
binden. Und durch die stoffliche Nutzung bleibt das 
im Holz gebundene CO₂ für weitere Jahrzehnte bis 
Jahrhunderte gebunden – und wird eben nicht gleich 
wieder freigesetzt, wie das bei seinem Verrotten oder 
Verbrennen der Fall wäre. Die Klimaschutzleistung 
von bewirtschafteten Wäldern war deshalb schon in 
den letzten Jahren um ein Vielfaches höher als die von 
nicht bewirtschafteten Wäldern.

Wie hoch lässt sich die Holzbauquote steigern?
Wir könnten in Bayern derzeit ca. 6,5 Mio. m3 Nadel‑
holz mehr ernten, als wir es momentan tun – und 
hätten immer noch eine nachhaltige Waldbewirt‑
schaftung, es würde genauso viel Holz nachwachsen, 
wie entnommen wird. Diese zusätzliche Holzmenge 
würde ausreichen, sämtliche bayerischen Neubauten 
– alle Wohn‑, Gewerbe‑ und sonstigen Gebäude – in 
Holzbauweise zu errichten. Deshalb sollte das Bauen 
mit Holz zum Standard werden und dürften die vor‑
hin genannten konventionellen Baustoffe nur noch in 
begründeten Ausnahmefällen zum Einsatz kommen. 
Wir brauchen eine richtige Holzbaukultur. ◼

jedem geernteten Baum stellt sich deshalb 
die Frage, ob das in ihm gespeicherte CO₂ 

schon nach ein bis zwei Jahren frei werden 
soll, wie das bei der energetischen Holznut‑
zung der Fall ist, oder erst nach Jahrzehnten 
bis Jahrhunderten, wie das bei der stofflichen 
Holznutzung der Fall ist. Allerdings lässt sich 
nicht der gesamte Baum stofflich nutzen. 
Was übrig bleibt, das können wir energe‑
tisch nutzen, denn beim Verbrennen wird ja 
nur die Menge CO₂ frei, die auch bei seinem 
Verrotten frei würde. Wir ersetzen dadurch 
aber fossile Energieträger und verbessern so 
die CO₂-Bilanz.
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Die Baukosten und die CO²-Bilanzen  

bis zur Fertigstellung bei verschiedenen  

Bauweisen errechnete für fünf  

Gebäude der Architekt Holger König.

Wovon hängt das ab?
Das hängt vom Verhältnis der hölzernen zu 
den nicht‑hölzernen Bauteilen ab. Holzgebäu‑
de bestehen ja nicht ausschließlich aus Holz. 
Fenster bestehen immer aus Glas, Bodenplat‑
ten immer aus Stahlbeton, Treppenhäuser 
aus Brandschutzgründen oft aus Stahlbe‑
ton. Beim Innenausbau kommen vielfältige 
Materialien zum Einsatz. Und die Gebäude‑
technik besteht vor allem aus Metall und aus 
Kunststoffen.

Sie­errechneten­auch,­wie­die­CO₂-Bilanz­
ausgesehen hätte, wenn die Gebäude  
in Standardbauweise errichtet worden 
wären.­Mit­welchen­Ergebnissen?
Beim „schlechtesten“ Holzgebäude beträgt 
seine CO₂-Bilanz 1/17 dessen, was bei einer 
Ausführung in Standardbauweisen der Fall 
gewesen wäre. Beim „zweitschlechtesten“ Ge‑
bäude 1/90, beim „drittschlechtesten“ 1/150. 
Bei den beiden „besten“ Holzgebäuden lässt 
sich so eine Aussage gar nicht treffen, weil 
das Dividieren von positiven und negativen 
Werten zu verwirrenden Ergebnissen führen 
würde.

Sie haben auch die Baukosten errechnet. 
Lässt sich da eine Aussage zu  
den­CO₂-Vermeidungskosten­treffen?
Das ist eher schwierig, weil bei vier der fünf  
Gebäude die Kosten für die Holzbau‑ 
weise niedriger waren als für die Standard‑
bauweise.

Wie viel  
CO²-Vermeidung kostet
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Beim Gemeindezentrum 
Ludesch waren die 
CO2-Vermeidungskosten 
halb so hoch wie 
bei Windkraftanlagen 

Herr­König,­Sie­haben­für­fünf­Holz-
gebäude­die­CO₂-Bilanzen­bis­ 
zu deren Fertigstellung errechnet.  
Was kam dabei heraus?
Die Ergebnisse waren recht unter‑
schiedlich. Manche Holzgebäude hatten 
eine negative, manche eine positive 
CO₂-Bilanz. Das heißt: Bei manchen war 
die Herstellung ihrer Baumaterialien, 
Bauprodukte und Bauteile insgesamt 
so energieintensiv, dass unterm Strich 
mehr CO₂ freigesetzt wurde, als in 
ihrem Holz gebunden ist. Und bei man‑
chen Gebäuden war das nicht der Fall.
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Holger König ist Geschäftsführer der 

 LEGEP Software GmbH. Mit der von ihm 

seit 2001 entwickelten integralen Bau-

software und Baudatenbank lassen sich 

komplexe Lebenszyklusbetrachtungen 

erstellen. Der gelernte Architekt befasst 

sich schon seit den 1980er-Jahren intensiv 

mit dem Thema „Nachhaltigkeit“, führt dazu 

Forschungsprojekte durch, veröffentlicht 

zahlreiche Fachartikel und wirkt in fachlichen 

und politischen Gremien mit, darunter seit 

2004 im europäischen Normen-Ausschuss 

TC 350 „Nachhaltigkeit von Bauwerken“.

// www.koenig-holger.de

// www.legep.de

 „Bauen mit Holz ist die wohl 
effizienteste Methode, um  
CO²-Emissionen zu vermeiden.“

Warum­spielen­CO₂-Bilanzen­in­der­ 
Baupraxis bisher keine Rolle?
Lebenszyklusbetrachtungen sind sehr komplex und 
aufwendig. Dafür braucht es Spezialisten – egal ob 
es um die Baukosten oder um Ökobilanzen geht. Es 
gilt, eine Vielzahl verschiedener Aspekte zu berück‑
sichtigen. Normalerweise betrachten wir ja auch 
nicht nur die Phase bis zur Fertigstellung, sondern 
die gesamte Lebensdauer eines Gebäudes inklusive 
Abriss und Entsorgung der Baumaterialien. Da wird 
die Ökobilanz für Holz übrigens noch besser, weil es 
sich einfach recyceln oder thermisch verwerten lässt. 
Je weiter wir in die Zukunft blicken, desto „spekula‑
tiver“ werden unsere Aussagen aber. Wir wissen ja 
nicht, wie die Welt in 50 Jahren aussehen wird. Aus 
diesen Gründen stößt das Thema „CO₂-Bilanz“ bisher 
auf große Widerstände und wird lieber abgeblockt 
und ausgeblendet. Das ist aber kurzsichtig und nicht 
zielführend. ◼

Wie kann das sein? Der Holzbau  
gilt doch als etwas teurer.
Das ist ein Gerücht, das sich hartnäckig hält, 
weil sich niemand die Mühe macht, Gebäude mit 
verschiedenen Bauweisen durchzuplanen, die 
Kosten zu berechnen oder eine Ausschreibung 
durchzuführen. In den vergangenen Jahren hat 
vor allem die industriell‑technische Entwicklung 
der Holzbauunternehmen zur Senkung der Bau‑
preise geführt. Ich habe meine Berechnungen  
auf der Basis der aktuellen sirAdos‑Daten 
erstellt, also mit sehr realistischen Preisen. Bei 
anderen Berechnungen werden oft „Äpfel mit 
Birnen“ verglichen: EnEV- mit Niedrigener‑
giestandard. Ich habe bei meinen Berechnungen 
den guten Energiestandard der Holzgebäude 
auch für die Standardbauweise angesetzt.

Wie­sehen­die­CO₂-Vermeidungskosten­ 
bei dem Gebäude aus, das in Holzbauweise 
etwas teurer ist?
Die liegen hier bei 69 Euro pro Tonne. Zum 
Vergleich: Die Forschungsstelle für Energiewirt‑
schaft (FfE) gibt als CO₂-Vermeidungskosten  
für die Umstellung auf Erneuerbare Energien  
124 Euro pro Tonne bei Windkraft und 846 Euro 
pro Tonne bei Photovoltaik an. Auch wenn diese 
Zahlen seit Veröffentlichung der Studie ge‑ 
sunken sind – vor allem die für Photovoltaik –,  
wird klar, dass Bauen mit Holz die wohl effi‑
zienteste Methode ist, um CO₂-Emissionen zu 
vermeiden: Für einen bestimmten Betrag erzielt 
man die größte CO₂-Einsparung – und das sofort, 
nicht erst über einen langen Zeitraum wie beim 
Senken des Heizenergiebedarfs. Die 69 Euro pro 
Tonne waren ja bei meinen Berechnungen die 
Ausnahme. Bei den vier anderen Gebäuden war 
die Holzbauweise preisgünstiger als die Stan‑
dardbauweise. Da kostet die CO₂-Vermeidung 
also gar nichts, sondern wirft sogar einen Gewinn 
ab. Wo gibt es das sonst noch?
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Baukosten: Kostengruppen 3 und 4 (nach sirAdos 2014, ohne MwSt.)
CO2-Bilanz = CO2-Speicherung – CO2-Freisetzung (Herstellungsphase, 
nach Ökobau.dat 2009)
CO2-Vermeidungskosten = Differenz Baukosten / Differenz CO2-Bilanz 

Anmerkungen
Berechnungen: Holger König, www.legep.de
Gebäudemodellierung: ab Unterkante Bodenplatte Erdgeschoss
Bezugsgröße: Bruttogeschossfläche, ohne Untergeschoss

Bauweise Baukosten Differenz CO²-Bilanz Differenz CO²-Vermeidungskosten

Lebenshilfe  
Lindenberg

Holz 
 1.054

Euro/m²
− 55

Euro/m²
− 21

kg/m²
+ 328

kg/m²
− 168

Euro/t

Standard 
 1.109

Euro/m²
− 349

kg/m²

Finanzamt  
Garmisch-Partenkirchen

Holz 
 1.419

Euro/m²
− 238

Euro/m²
− 3

kg/m²
+ 444

kg/m²
− 536

Euro/t

Standard 
 1.657

Euro/m²
− 447

kg/m²

Gemeindezentrum 
Ludesch

Holz 
 1.370

Euro/m²
+ 30

Euro/m²
+ 47

kg/m²
+ 434

kg/m²
+ 69

Euro/t

Standard 
 1.340

Euro/m²
− 387

kg/m²

Mehrfamilienhaus  
Samer Mösl, Salzburg 

Holz 
963

Euro/m²
− 147

Euro/m²
− 5

kg/m²
+ 433

kg/m²
− 339

Euro/t

Standard 
 1.110

Euro/m²
− 438

kg/m²

Campus Kuchl,  
FH Salzburg

Holz 
920

Euro/m²
− 19

Euro/m²
+ 120

kg/m²
+ 432

kg/m²
− 44

Euro/t

Standard 
939

Euro/m²
− 312

kg/m²
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Bauweise Baukosten Differenz CO²-Bilanz Differenz CO²-Vermeidungskosten

Lebenshilfe  
Lindenberg

Holz 
 1.054

Euro/m²
− 55

Euro/m²
− 21

kg/m²
+ 328

kg/m²
− 168

Euro/t

Standard 
 1.109

Euro/m²
− 349

kg/m²

Finanzamt  
Garmisch-Partenkirchen

Holz 
 1.419

Euro/m²
− 238

Euro/m²
− 3

kg/m²
+ 444

kg/m²
− 536

Euro/t

Standard 
 1.657

Euro/m²
− 447

kg/m²

Gemeindezentrum 
Ludesch

Holz 
 1.370

Euro/m²
+ 30

Euro/m²
+ 47

kg/m²
+ 434

kg/m²
+ 69

Euro/t

Standard 
 1.340

Euro/m²
− 387

kg/m²

Mehrfamilienhaus  
Samer Mösl, Salzburg 

Holz 
963

Euro/m²
− 147

Euro/m²
− 5

kg/m²
+ 433

kg/m²
− 339

Euro/t

Standard 
 1.110

Euro/m²
− 438

kg/m²

Campus Kuchl,  
FH Salzburg

Holz 
920

Euro/m²
− 19

Euro/m²
+ 120

kg/m²
+ 432

kg/m²
− 44

Euro/t

Standard 
939

Euro/m²
− 312

kg/m²

Fazit Baukosten
Oft ist die Holzbauweise 

etwas günstiger als 
die Standardbauweise. 

Fazit CO2-Vermeidung
Immer ist das Bauen mit Holz 

deutlich kostengünstiger 
als Windkraft und Photovoltaik. 

Fazit CO2-Bilanz
Immer ist die Holzbauweise 

deutlich besser als 
die Standardbauweise. 
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Baumaterialien, die CO² binden, fördert bisher nur  

die Stadt München. Zuständig dafür ist  

Joachim Lorenz, Referent für Gesundheit und Umwelt.

Herr Lorenz, Ihr Referat unter-
stützt­das­Bauen­und­ 
Sanieren mit nachwachsenden 
Baustoffen­durch­einen­so-
genannten­„CO₂-Bonus“.­Warum?
Joachim Lorenz: Der CO₂-Bonus 
ist Teil unseres Förderprogramms 
Energieeinsparung (FES), das der 
Stadtrat zur Umsetzung der städti‑
schen Klimaschutzziele beschlossen 
hat. Der CO₂-Bonus prämiert den 
Einsatz nachwachsender, Kohlenstoff 
speichernder Baustoffe bei Neubau‑ 
und Sanierungsvorhaben, denn CO₂ 
wird nicht nur durch das Heizen 
mit fossilen Brennstoffen oder mit 
Holz freigesetzt, sondern auch schon 
durch das Bauen selbst, vor allem 
durch die Herstellung der Baumate‑
rialien und Bauprodukte. Hier gibt es 

Joachim Lorenz war von 1993 bis 1998 Umweltschutz-

referent und ist seit 1998 Referent für Gesundheit und 

Umwelt der Stadt München. Studiert hat er Geographie, 

Volkswirtschaft und Städtebau, anschließend arbeitete 

er bis 1993 als Stadt- und Raumplaner beim Planungs-

verband München. Als Referent ist er in zahlreichen über-

regionalen Gremien aktiv, unter anderem als Mitglied im 

Umweltausschuss des Bayerischen Städtetags, als Vorsit-

zender im Umweltausschuss des Deutschen Städtetags 

und als Vorsitzender des Europäischen Klima-Bündnisses.

// www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung

// www.bauzentrum-muenchen.de

Wieso ein  
CO2-Bonus klug ist

 „CO²-Bilanzen erstellen  
ist anspruchsvoll.  
Unser CO²-Bonus ist  
eine praktikable  
Kompromisslösung.“

allerdings beachtliche Unterschiede: 
Die meisten Baustoffe werden unter 
Einsatz großer Mengen Energie 
industriell hergestellt und setzen 
dabei erhebliche Mengen CO₂ frei. 
Bau stoffe aus nachwachsenden Roh‑
stoffen dagegen setzen beim Wach‑
sen kein CO₂ frei, sondern binden 
es. Und für den Klimaschutz ist eben 
immer die CO₂-Bilanz entscheidend. 
Deshalb fördern wir das Bauen und 
Sanieren mit Baumaterialien aus 
nachwachsenden Rohstoffen, die re‑
gional geerntet oder zertifiziert sind, 
mit 30 Cent pro Kilogramm.

Worauf bezieht sich das Gewicht?
Auf das langfristig im Gebäude 
verbaute Baumaterial. Planerinnen 
und Planer sowie Handwerkerinnen 
und Handwerker denken zugegebe‑
nermaßen nicht in Gewicht, sondern 
in Querschnitt, Materialstärke und 
Fläche, aber darüber lassen sich die 
Volumina ausrechnen und, multipli‑
ziert mit der spezifischen Dichte, die 
entsprechenden Gewichte. Hierfür 
stellt unser Referat ein „Formblatt 
zur Berechnung der Förderhöhe 
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Foto: Simon Katzer/GBW AG/Ambros Erlebnis Holzhaus

CO₂-Bonus“ auf der Webseite 
des Bauzentrums München 
zur Verfügung. Dort gibt die 
Antragstellerin oder der Antrag‑
steller in den entsprechenden 
Eingabefeldern das Volumen der 
verbauten Hölzer, Holzwerkstof‑
fe und Dämmstoffe ein – und am 
Ende erscheinen automatisch die 
Fördersumme und die gebunde‑
ne CO₂-Menge.

Die Energieeinsparverord-
nung­(EnEV)­und­die­KfW- 
Förderprogramme betrach-
ten bei ihren Anforderungen 
lediglich­den­Wärme- 
bedarf eines Gebäudes.
Das finde ich in der Tat etwas 
irritierend. Die Energie, die 
zum Errichten eines Gebäudes 
aufgewendet wird, ist oft so hoch 
wie die, die benötigt wird, um es 
mehrere Jahrzehnte zu heizen. 
Je besser ein Gebäude gedämmt 
ist, je weniger Heizenergie es 
braucht, desto paradoxer wird 

dieses Verhältnis. Wenn wir die Energie‑
wende wirklich ernst nehmen, müssen wir 
den Energieverbrauch über den gesamten 
Lebenszyklus betrachten: von der Herstel‑
lung der Baumaterialien über die Instandhal‑
tung, die Lebensdauer bis hin zum Abriss und 
zur Entsorgung. So eine Betrachtung wird 
bisher nur von einzelnen Bauherren freiwillig 
gemacht, vom Gesetzgeber aber noch völlig 
ausgeblendet.

Eine Energiebilanz fordert das  
FES aber auch nicht?
Nein, das liegt daran, dass deren Erstellung 
recht kompliziert und somit aufwendig und 
kostspielig ist. Für den Klimaschutz ist  
allerdings gar nicht die Energiebilanz 
entscheidend, sondern die CO₂-Bilanz. Aber 
deren Erstellung ist natürlich genauso an‑
spruchsvoll. Mit unserem CO₂-Bonus haben 
wir jedoch eine praktikable Kompromiss‑
lösung gefunden, die zwar nicht den kom‑
pletten Lebens zyklus abbildet, dafür aber die 
CO₂-Bindung im Baumaterial. Das ist zwar 
nur ein Teil der CO₂-Bilanz, aber deutlich 
besser als gar nichts.

Wieso­beträgt­der­CO₂-Bonus­gerade­ 
30 Cent pro Kilogramm verbauten  
Materials?
Das Netzwerk Holzbau München untersuchte 
vor ein paar Jahren, wie hoch bei unserem 
Förderprogramm das Verhältnis von Förder‑
höhe und damit erreichter CO₂-Einsparung 
beim Heizen ist. Diese CO₂-Vermeidungs‑
kosten haben wir dann auf die Baustoffe aus 
nachwachsenden Rohstoffen übertragen.

Wäre­auch­ein­höherer­Förder- 
betrag denkbar?
Durchaus. Die ökologischen Folgekosten 
aufgrund des Klimawandels sind in den allge‑
mein üblichen Berechnungen meist ungenü‑
gend abgebildet. Gäbe es eine „ökologische 
Kostenwahrheit“, dann würde sich vieles 
sofort ändern und es könnte ein kreativer 
CO₂-Einsparungswettbewerb auf dem Markt 
entstehen. Momentan geschieht das Gegen‑
teil: Die energieintensive Herstellung von 
Baustoffen wird durch die Befreiung von der 
EEG‑Umlage subventioniert. Da ist ein hoher 
CO₂-Bonus für nachwachsende Baustoffe 
mehr als gerechtfertigt. ◼

Das Bauen mit nach-
wachsenden 

Rohstoffen zu fördern ist 
eine simple, 

aber sehr wirksame 
Maßnahme 

zum Klimaschutz 
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